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Kommentar 

Sisyphus in Mittelamerika 

"Ein Bild drängt sich auf: Die USA als 
ein Sisyphus, der einen großen Felsen 
den Berg hinaufschiebt, nur um ihn wie­
der runter rollen zu sehen." Diese Sicht 
der "New Vork Times" zur ~Iillelameri­
ka-Politik des Weißen Hauses gilt aHemal 
rur Nicaragua. 
Besusen 110m Sturz der Sandinisten muß 
Reagan nach sieben Jahren Amtszeit er· 
kennen, daß mit der Ulltcrzeichnung des 
vorläufigen Waffenstillstands am 24. 
März d.J. in Sapoa die Bilanz gleich null 
ist - mit zwei Ausnahmen: Die Zahl der 
Todesopfer stieg um 25.000 und 227 
Mio $ Contra·Gelder wurden sinnlos ver· 
ausgabt. 
Das Ne\\' Yorkcr Wochenblatt "News­
weck" komml zu dem Schluß, daß der 
Kampf der Contras umsonst gewesen sei, 
denn "die politischen Freiheiten ... , die 
die Sandinisten in Sapoa zugestanden, 
existierten im wesentlichen be\'or die 
Contras 1981 den Kampf aufnahmen". 
Dennoch kreisen die Diskussionen in 
Teilen der SolidaritäUbewegungiiber die 
Frage, ob die Sandinisten nicht bereits 
Grundprinzipien der Revolution über 
Bord werfen, wenn sie polit isCh mit der 
Contra verhandeln oder die Somoza-Ver­
brecher freilassen. 
Den Nicaraguanern kann es nicht gleich 
sein. ob der KonOikt künftig politisch 
oder militiiriseh ausgetragen wird. Erst 
im Frieden wird es möglich sein, das 
Programm der Revolution zu verwirk­
lichen. Und zunächst einmal hießt· dies, 
daß die Wirtschaftskrise eingedämmt 
und die ausländische Finanzhilfe wieder 
angehoben werden kann. "ür sie ist es 
deshalb das kleinere Opfer, wenn das 
durch Fre ilassung der Somozisten und 
politische Verhandlungen auch mit der 
Contra erreicht werden kilnn_ 
Das Blau des schweizerischen Finanz­
kapitals "Neue Zürcher Zeitung" sicht 
bereits jetzt die Verlierer auf der konter­
re\'olutionären Seite: "Wenn der erst 
noch auszuhandelnde definitive Waffen­
stil lstand einmal in Kraft ist, werden die 
Sandinisten nach wie vor allein an der 
:-'Iacht, die Fuhrer des Widerstands aber 
bestenfalls Teils einer ohnehin schon zer­
splitterten und entsprechend einfluß­
armen Opposition ... sein." 
Daß Washington nur noch einen begrenz. 
ten Einfluß auf den Gang der Dinge hat, 
machte am 16. fo.lärz die Entsendung von 
US-Truppen nach Honduras klar, die ei­
ner angeblichen niearaguanischen Inva­
sion begegnen solhen. Was den Contras 
den Rücken stärken und neue Militär· 

Nico Biver 

hilfe im Kongreß locker machen sollte, 
erwies sich als Flop. Eine Woche sp;iter 
wurde das Waffenstillstandsabkommen 
unterzeichnet. 
Dafur ist die Stellung der hondurani­
sehen Regierung, die erst nachträglich 
dazu "überredet" werden konnte, die 
Truppenentsendung anzufordern, nicht 
gerade gefestigt worden. Immer mehr 
Honduranern wird klar, daß ihr Land ein 
Spielball der Reagan'schen [nterven· 
tionspolitik ist. Ihre Empörung ist der· 
art, daß es Anfang April ausreichte. ei­
nen Drogen-Baron gesetzwidrig an die 
USA ausz!.:liefern. um die I'ropagandil' 
Jbteilung der US- Botschaft in Flammen 
aufgehen zu lassen. 
Xhnlich kontralHoduktiv wirkt sich 
auch in EI Salvador die von WashingIOn 
konzipierte Polit ik der Aufstandsbe­
kämpfung aus. Die f\rznei "demokra­
tische Wahlen", die Washington dem 
Land verschrieben haue, um das Regime 
nach innen zu stabilisieren und nach au­
ßen hoffähig zu machen, hat sich als Gift 
entpuppt. 
Bei den Wahlen vom ~t:irz d.j. konnte 
die rechtsradiblc ARENA die Ilälfte der 
['arlamen tssitze erringen. Da das Vertei· 
len von Zuckerbrot nicht zum Programm 
dieser Partei gehört, sondern sie nur die 
Peitsche kennt, sind die Konflikte unter 
den Herrschenden sowie mit den USA. 
und damit Unregierbarkeit des Landes, 
vorprogrammiert. Und dies vor dem Hin· 
tergrund einer kampfstärkeren Befrei· 
ungsfront FMLN und einer wiederer­
standenen ~Iassenbewegung. 
Verständlich. daß man in WashingIOn 
versucht, sich andernorts in der Region 

Erfolge zu organisieren. Dem galt etwa 
der Versuch, Kuba vor der UN-Men­
schenrechtskommission an den Pranger 
zu stellen. Er ist jedoch im ~lärL Zum 
zweiten fo.lal fehlgeschlagen. 

Größere Chancen rechnet man sich beim 
Versuch aus, den "starken Mann" Pana· 
mas, Armeechef Generai. Noriega, zu 
stür.t:en. Die Bedingungen dafür sind 
geradezu idul. 
Das I_lnd ist wirtschaftlich eng mit den 
USA verbunden. 10.000 lJS-Soldaten 
stehen dauernd im Land, weitere wurden 
Anfang April dJ. eingeflogen. Schließ· 
lich gibt es genug US-Bürger. die es, nach 
einem möglichen IIilferuf des Ex-Präsi· 
denten Delvalle, den Washington noch 
immer als rechtmaßig anerkennt, im 
Stile der Grenada-Invasion zu schützen 
gilt. 
Washington is t es gelungen, den General 
als Diktator und Drogenhimdler zu 
präsentieren und damit den Druek zu 
legitimieren. Hinter diesem Rauchvor­
hang, der leider auch die Gclmne vieler 
vernebelt hat, die sonst gegen US-Aggres· 
sionen auf die Straßen gehen, verbergen 
sich f reihch weniger ehrenwerte Ziele. 
Washington will den Panamakanal und 
seine dortigen Stützpunkte nicht wie 
vorgesehen bis Ende 1999 räumen. "Wir 
haben ihn gebaut und wir werden ihn 
behalten", so Reagan vor der Unter­
J.eichnungder Kanal-Vcnr:tge 1977. 
Außerdem ist WashingIOn die Außen­
politik Panamas ein Dorn im Auge,daes 
akti\" in der Contadora·Gruppe mit­
mischt, gute Beziehungen lU Kuba ulld 
NiGlTagua unterh;;!t und da Noriega es 
abgelehnt hat, sich an einer Invasion ge­
gen Nicaragua I.U beteiligen. Desh,llb 
geht es der Reagan-Administration auch 
nicht nur um den Kopf Noriegas, son· 
dern um die Entmachtung dn nationali­
stischen OffiJ.iere. 
Sollte dies gelingen, kÖnnten mehrere 
Fliegen mit einer Klappe geschlagen wer­
den: Das Kräfteverhähnis in der Region 
würde sich zugunsten der USA verän­
dern, der Verhandlungsprozeß in der 
Region könnte torpediert und es könn­
ten die Bedingungen für das Verbleiben 
Jer US·Truppen auch nach 1999 ge· 
schaffen werden. Schließlich bekäme die 
Inten'entionspolitik der USA u.a. gegen 
Nkaragua gewaltigen Auftrieb. 
Die Erfolgsaussichten Washingtons ste­
hen in diesem Fall nicht schlecht, ob· 
wohl Panama gegen den wirtschaftlichen 
Druck bisher eine erstaunliche Wider· 
standsfähigkeit bewiesen hat. Sollte die­
ser nicht ausreichen, scheint eine militä­
rische Intervention vorprogrammiert, 
wenn es nicht gelingt. Solidarität mit 
Panama - auch hierzulande - zu organi­
sieren. 
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MiHelamerika 

Nico Biver 

Vom Waffenstillstand zum Frieden? 
Sichtlich überrascht war man in Washington, als am 24. MarL. 
cl.j. im südnicaraguanischen Grenzort Sapoa die sandinistische 
Regierung und die Contras ein vorläufiges Waffenstillstands­
abkommen unterzeichneten. 
U5-Außcnminislcr GtOTge Shuhz machte gute r.,'Iienc zu 
bösem Spid, indem er von dncm "wichtigen Schritt vor­
wärts" sprach, aber gleichzeitig darauf hinwies. das Abkom­
men könnte ein "Trick" der Sandinisten sein. l Als " Produkt 
der Entschlossenheit und Opferbereitschaft der Freiheits· 
kämpfcr"2 (Shultz) mochte dcr Staatsse kretär für lateinameri­
kanische Angelegenheiten, Elliotl Abrams, den Waffenstill­
stand jedoch nicht sehen: " Im Grunde spiegelt das Abkom­
men die Tatsache wider, daß der Kongreß die Contras preis­
gegeben und sie ohne Nahrung und Waffen auf dem Schlacht ­
feld im Stich gelassen hat. "3 

In der Tat ist schon allein die Tatsache, daß die Contra den 
Waffenstillstand unterschrieben hat, ein neuer Rückschlag für 
die nun seit sieben J ahren währenden Bestrebungen der Rea­
g-.m.Administration, die Sandinisten zu stün;en. "Das jetzige 
Ergebnis hätte man haben können ohne jemals die Contras zu 
organisieren", kommentierte der ehemalige US-Diplomat 
Wayne Smith die Lage. "Wir haben sieben J ahre Blutvergießen 
für nichts gehabt. ,,4 
Den Sandinisten ist es gelungen, ohne Grundprinzipien der 
Revolution preiszugeben, Weichen für einen dauerhaften Frie­
den zu stellen. 
Das Waffenstil!standsabkommen (siehe Kasten), das \'on Ver­
teidigungsminister Humberto Ortega, den Contra-Führern 
Adolfo Calero und Alfredo Cesar, drei militärischen Komman­
danten der Contras sowie den Zeugen Erzbischof Obando y 
Bravo und J o,10 Clemente Baena Soares, Generalsekretär der 
Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), unterzeichnet 
wurde, sicht u.a_ vor: einen 60tägigen Waffenstillstand ab dem 
!. April d.J-: Verhandlungen über eine endgültige Feuerein­
steIlung ab dem 6. April, Zusammenziehung der Contras in 
besonderen Zonen und ihre Beteiligung am Nationalen Dialog 
zwischen Regierung und Oppositionsparteien in Managua_ 
Außerdem soU die Hälfte der 1.532 inhaftierten Contras noch 
im April d.J- und der Rest nach Vereinbarung eines endgülti­
gen Waffenstillstands freigelassen werden_ Dann sollen auch 
die 1.822 ehemaligen Mitglieder der Nationallr,ude Somozas 
auf freien Fuß gesetzt werden, insofern die Menschenrechts­
kommission der OAS dem in jedem Einzelfall zustimmt. An­
deren Bestimmungen, wie jener der Gewährung vollständiger 
Meinungsfreiheit und jener, daß alle, die die W.affen nieder­
legen, ohne Einschränkungen am politischen und gesellschaft­
lichen Leben teilnehmen können, hatte die Regierung bereits 
in den Monaten vorher zugestimmt bzw. sich im Friedensab­
kommen von Esquiplilas dazu verpflichtct (siehc Al B 
1-2/1988 und 3/1988)_ 
Kompromisse gingen die Sandinisten in folgenden Punkten 
ein: Sie stimmten der J.-reilassung der meisten Somoza-Gardi­
sten sowie der Entlassung der Hälfte der Contra-Gefangencn 
und der Beteiligung der Contras an den politischen Verhand­
lungen im Rahmen des Nationalen Dialogs noch vor einem 
endgültigen Waffenstillstand zu. 
Gemessen an den früheren Positionen der Sandinisten - keine 
Freilassung der Somozisten und Ablehnung jeglichen politi­
schen Dialogs - mag dies manchem schon als Verrat an 

Grund])rinzipien erscheinen. J edoch dürfte die Vermeidung 
weiterer Opfer durch eine Beendigung des Krieges und eine 
Stabilisierung der Revolution höher zu bewerten sein, als der 
Schmen darüber, daß die Verbrechen ungesühnt bleiben. Ge­
nauso sind auch politische Verhandlungen mit der Contra 
keine Prinzipienfrage, sofern der Frieden erreicht wird. 
Und selbst hier bleiben den Sandinisten noch viele Kompro­
mißmöglichkeiten. die nicht an den Grundfesten der Revolu­
tion - gemischte Wirtschaft, Nichtpaktgebundenhcit und 
politischer Pluralismus - rütlein. So dürfte z.B. bei der Frage 
der Abschaffung der Wehrpflicht eine übereinkunft möglich 
sein, wenn dabei die Entwaffnung der Contras herausspringt. 
Klein beigegeben haben I'ielmehr die Contras. Mal abgesehen 
von ihrer Absicht - bzw. der der USA - die Sandinisten zu 
stürzen, verlangten sie noch am 23. NOl'ember 1987 als Bedin­
gungen rur einen befristeten Waffenstillstand, die Freilassung 
aller Gefangenen, die Auflösung der Sandinist ischen Verteidi­
gungskomitees, die Abschaffung der Wehrpflicht und der 
Selbst ver! e id igu ngs koopera t iven . 
Die Gründe Hir das Zurückstecken der Contras hängen mit 
denen zusammen, die bereits im August 1987 zur Unterzeich­
nung des Esquipulas-Abkommens Hihnen: Bei den Verant­
wortlichen Mittelamerikas setzte sich die Einsicht durch, daß 
der Contra- Krieg wegen der Labilität der Reagan-Administra­
tion und der politischen lind militärischen Stabilität der sandi­
nistischen Revolution keine Aussicht auf Erfolg hat (siehe 
l\Iillelamerika·Sonderteil in: AlB 1-2 / 1988). 
Durch das im FriedensabkommeIl enthaltene Verbot der Un­
terstützung der Contras von außen und durch die schn elle -
auch einseitige - Umsetzung der Vereinbarungen durch Nica­
ragua wurde die Position der Contras noch weiter geschwäCht, 
da dies u.a. dazu führte, daß am 3. Februar d.J. das US·Reprä­
sentantenhaus eine Contra-Hilfe in Höhe von 36 Mio S ab­
lehnte. 
Da Reagan weiterhin auf der Bewilligung militärischer Hilfe 
bestand, scheiterte am 3. März d.J. außerdem ein Antrag der 
Demokraten, de n Contras 30,8 Mio S an humanitärer Unter­
stütlmng zu gewähren, am Widerstand der Republikaner und 
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demokratischer Abgeordnelu, dk gegen jede Finanzkrung 
sind. Zudem soll es die honduranische Armee abgelehnt ha­
ben, für den C1A bei der Contra-Unterstützung einzusprin­
gen. 5 

Auch durch die Änderung der Form der Verhandlungen mit 
den Conlras kOllnte die sandinist ische Regierung zur Be­
schleunigung und zum Erfolg der Gespräche beitragen. Die 
ersten Runden Ende 1987 hatten noch indirekt im Ausland 
stattgefunden. Mine Februar wurde schließlich direkt ver­
handelt unter Beteiligung des Vermittlers Obando y Bravo. Da 
dkser jedoch damals eine greifbare übereinkunft verhinderte, 
entschied sich die Regierung, trotz Protesten der USA und der 
Contras ohne Vermittler auf höChster Ebene in Nicaragua zu 
verhandeln. r.-1it Erfolg. 

ein, nachdem J'räsident Jose Azcona entspreChend von USo 

Diplomaten bearbeitet worden war. Damit verstieß er nicht 
nur gegen die Verfassung seines Landes, laut der es dern Parla­
ment obliegt, ein solches Ersuchen zu steHen, sondern es 
konnten auch keine Beweise für die angebliche Invasion er· 
braeht wcrden. Bewohner des honduranisehen Grenzgebietes 
bestritten die US-Version und selbst honduranische Regie. 
rungskreise gestanden ein, daß es nur wenige Anzeichen für 

eine Invasion gäbe. 6 

Das Zustandekommen des Waffenstillstands ist umso höher zu 
bewerten, als die Reagan·Administration keine r-.lithe scheute, 
eine Einigung zu hintertreiben. Eine Großoffensive des Sandi­
nistischen Volksheeres an der Grenze zu Honduras, bei der 
den Contras Khwere Verluste zugefügt wurden, nahm das 
Weiße Haus am 16. März d .J . zum Anlaß, Nicaragua einer 
Invasio n gegen seinen nördlichen Nachbarn zu bezichtigen. 

i\ic .. raguanische Truppen, so hieß es, hätten versucht, Waffen· 
lager der Con tra in lIondurdS - die es nach dern Esquipulas­
Abkommen gar nicht geben dürfte - einzunehmen. Obwohl 
dem honduranischen Außenministcr Carlos Lopez noch am 
.'.lorgcn dessdben Tages davon nichts bekanllt war, beschloß 
Reagan 3.200 Soldaten - zusätzlieh zu den 1.900 dort statio­

nierten - nach Honduras ins "Manöver" zu schicken. 

Nach Unterzeichnung des Waffenstillstandsabkommens wur· 
den die Truppen Anfang April schließlich wieder abgezogen. 
Ein Grund dafür dürfte auch die wachsende Ernpörun·g der 

honduranischen Bevölkerung über das vasallenhafte Verhalten 
ihrer Regierung sein. Indiz dan.ir war am 7. April eine De­
monstration vor der US-Botschaft aus An laß der geselz· 
widrigen Auslieferung eines honduranischcn Drogenhändlers 
an die USA. Fünf /o.lcnschen wurden dabei getötet. Darauf 
folgten weitere Demonstrationen in Tegucigalpa und San 
Pcdro Sula, d ie sich auch gegen die US·Präsenz richteten und 
die Regierung zur Ausrufung des Ausnahmezustands veran­
laßten. 
Bei der Suche nach Gründen für die Entsendung der 3.200 
Soldaten ist dem Senator der Demokraten, Tom H;lrkin, zuzu­
stimmen, der erklärte, die Rcagan·Adrninistration würde eine 

"Dn:i, ach·Stralegie" verfolgen: die Aufmerksamkeit der 
Offentlichkeit von der am selben Tag erfolgten Anklageerhe­
bung der Staatsanwaltschaft gegen die vier Hauptverantwort­
lichen der lrall-Contra·Affäre (u.a. Oliver North und John 
Poindcxter) abzulenken: die US· Hilfe für die Contras wieder-Die Einladung dazu traf crst I I Stunden sp:iter in Washington 

Waffenstillstandsabkommen zwischen Nicaragua und den Contras 
Uit H·r!a"ung>gemaße Regierung der Repu· 
blik :->icaragua und der nicaraguanische Wider· 
stand. die in Sapoa (:->icaragua) am 21., 22. 
und 23. ~ I ,jr~ 1988 mit dem Ziel ~usammen· 
karnen. im Rahmen von Esquipulas 11 ~ur 
nationalen Vcr,öhnung beizutragen, haben in 
.. \n ..... esenheit der Zeugen, .einer Eminenz Kar­
dinal Ob~ndo y Bra,o, Pra,idenl der Bischofs­
konferenl. :>;icaraguas lind seiner E~zelJenz 

BObch"fter Jo"o Clcmcnu: BJenas 50ares, 
Gentralsekret;n der Organisation Amerikani· 
scher Slaalen (OA5), die folgende Oberein· 
kunfter"~ic1t: 
l. Die offensiven Mililärop.:rJtionen werden 
im gesamten nal;onalen Terrilorillm ab dem 1. 
Apri! d.J. fiir 60 Tageeingeitellt. Wahrenddes· 
'eil findel ein integraler Vcrhandlung;prouß 
fur einen definitiven lIaffenllilistand st~tt, 
de.sen dfekli,.: Dllr.:;hfuhrun!: I.usammen mit 
den ubrigen Verpflichtungen in Kraft trelen 
wird. die im Friedcnsabkomlllen ,On ES'luipu· 
la~ 11 ,orgesehen smd, llm den Krieg ~u been· 
den. 
Beide Seilen \"Creinbaren, sich 'lUf huchst"r 
Ebene am 6. April in ~lan;. gu~ zU lrdfen, um 
die Verhandlungen tiber einen endguhigen 
WaffenSlillstand fort1.llflihren. 
2. \\"jhrend der eriten l'i Tag'· ..... erden dito 
Kr;;fle dn Widerstande, in !.onen ZUiammen· 
gezogen, deren Loge. Lri>ße llnd Fllnktion ge· 
meins"m 'crcinbart wird. und zwar dllrch be· 
sondere Kommissionen. die skh in Sapo:i '·on 
.\Iontag. dem 28. M~n an m·ffrn. 
3. Die Regierung Nicaragua, wird eine Gene­
ralamnc.tie für Personen erbisen, die wegen 
Verstoßes gegen das Gesetz zur Aufrechtcrhal­
lung der Ordnung und öffentlichen Sicherheit 
HJf Gerichl stehen oder ,erllrteilt ~ind. sowie 
fur .\Iilglieder der Armee des ,orherigen 
Re~ill1e~ in bezug auf ' ·crhrechen, di ... ,Or dem 
19.Juli 1979 begangen wurden. 
Flir die crste Gruppe wird die Amnestie nach 
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und n~.;h dllrchgeführt. l'm den rl:!igiöscn Ge· 
fllhten des nicaraguanischm Volkes anläBlich 
d.:r Karwoche Rechnung ~ll tragen. wird die 
heilas~ung der ersten 100 Gefangenen am 
Palm,onntag beginnen. Sobald der Einzug des 
niearaguani,chen Widerstandes ;n die gemein· 
sam '·creinbarten Zonen llber"tilft ist. werden 
50% der Gefangenen freigebssen. Die rest­
hchen 50% werden n~.;h Unteneichnung des 
end~ultig~n Waffenstillstande. <·ntlasscn. Da~ 
O .. tum hierfür wird auf dem !"reHen 3m 6. 
.\pril in .\ Ianagua festgesetz t. 
Im Falle der Gef~ngcnen. die im Schlußtcil des 
erstcn Ab"hnills die.es Arti kels genannt wer· 
den, wird die Freila~sung mit dcr Unterzeich· 
nung des endgi.iltigen Waffenstillstandes nach 
,·orheriger Zustimmung der I nter~lncrikani· 

sehen ~lcnschenl1':chlskommission der OAS 
beginnen. 
Da Generalsekretar der Orl,'3nisation Ameri· 
kanj,cher Staaten (O.\S) wird der Garant und 
Treuh,mder fUT die Erfullung die~er Amnntie 
sein. 
4. Um die Versorgllng der irregularen Kräfte 
mit I..ebensmitleln llnd Grundgulem ~u garan­
tieren, wird ausschließlich humanitäre Hilfe in 
überein.timmllng mit dem Artikel 5 der Ab· 
kommen '·"n Esquipulas 11 Zur Vtrfügung ge. 
nellt und akzepliert. die über nelltrale Organ;· 
utionen geleile t werden wird, 
5. Die Regienmg '·on Nicaragua wird die "n· 
ein(.'Csehriinkle .\!einung,freiheit garantieren, 
wie sie im Abkommen ,on Esquipulas 11 vor· 
gesehen ist. 
6. Sobald die Krafte de. nkaral,'lJaniichen 
Widerstande~ in den gemdniam ,ereinbarten 
Zonen ~.,bammengezogen sind, werden sie $0 

,·ide UcJegierte in den Nalionalen Dialog ent· 
senden. wie es der Zahl ihrer politischen Orga· 
nisationen entspricht. bis zu einem Maximum 
vOn achl. 
[m Nationalen Dialog wird unter nndcrem das 

Thema des .\1ilitlirdien,tes erönen. 
7. E~ "ird garantiert, daß alle j'eTsonen, die 
allS pohti5chen oder anderen Gninden das 
Land "·rlassen haben, nach Nicaragua zurück· 
kehren und an den politischel\ wirtschaft· 
lichen und sozialen l'rozessen teilnehmen 
konnen - ohne irgend welche Bedingungen, bis 
auf solche, die in den Ge,e!zen dCl" Republik 
fesl!,ele~t sind . Sie "erden weder 'or Gerichl 
gesullt noch bestraft oder '·erfol~t fUT die poli· 
ti.ch·mi litarischen Akthitaten, die sie ausge­
fuhrt haben konnten. 
8. I)ie Rq;ierung Nicaraguas best,itigt, daß 
diejenigen Personen, die sich wieder ins fried­
liche Leben integriert haben, mil gleichen Be­
dingtUlgen und Garantien an den Wahlen für 
das mil1elamerikanische I'arlament und den 
Kommunalwahlen zuden Zeitpunktcn, die da· 
fur feslgelegt werden, sowie an den allgemei· 
nen nationalen Wahlen teilnehmen könncn, zu 
dem Zeitpunkt, den die politische Verfassllng 
fl""stlegl. 
9. Um die Einhaltung dieses Abkommens Zll 
uberprüfcn, wi rd eine OberpTÜfung;ko.mnis· 
5ion dn~.:richtet, die all< dem l'rasidentcll der 
Bischofskonferenz ;.Ikar~guas, seiner Eminenz 
Kardinal O"ando y Bra'o und dem Gencral· 
sckretärder OAS. seiner Ex~ellent Botschafter 
J050 Clemente Baenas Soares besteht. 
Die technische Unterstü tzung und die notwen· 
digen Dienstleistungen flir diese Kommission. 
die die Erfüllung, die Verfolgung und Cber· 
priifung dieses Abkommens erlauben, werden 
'·om Gencralsckl1':lärdcr OAS erbeten und ihm 
all\ertrallt. 

Obcrgangsregclung. Die "eiden Parteien sind 
übereingekommen, bis Zllm !. April d.J. die 
Beendigung der militarischen Akti'itaten, die 
'on beiden am ,·ergangenen 21. r-,t;;rt. '·erein· 
bart wurden. Zu ,"Crlängem. 

(Qllelle; EIl'ais, Madrid, 25.3. j 988) 



zubclet.lcn und die mittclamerikani~chen Fricdensgcspräche zu 
sahotieren. 7 

Das Vorgehen Washingtons er innerte an eine ähnliche Gege­
benheit im März 1986, als die Reag-Jn-Administration Nkara­
gua ebenfalls anklagte, in Honduras einmarschiert zu sein, und 
dadurch eine Contra- Hilfe von 20 Mio S im Kongreß durch­
brJchte. Auch diesmal wurde prompt ein neuer Antrag im 
Kongreß eingebracht, die Contras auch militärisch zu unter­
stützen. 
Nach Unterzeichnung des Waffenstillstandsabkomrnens wur­
den Anfang April d .J . zwar 48 Mio S bewilligt, jedoch unter 
wesentlich anderen als den von Reagan gewünschten Bedin­
gungen. 1m Abkommen ist humani tärt lIilft für die Contras 
Jusdrücklie h erlaubt, wenn sie über eine neulrale Organisation 
wie das Roll' Kreuz verleilt wird und dit Contras sich in die 
rur sie bestimmten Zonen zurückge:togen haben. 
Die mil großer Mehrheit im US-Kongreß bewilligten Gelder 
sehen knapp 18 Mio S für Lebensmittel. Kleidung und Medi· 
zin vor, die gleiche Summe rur kriegsversehrte Kinder und 
weitere 10 Mio S für die Kommission, bestehend aus ObJndo 
y Bravo und dem OAS-Generalsekretär Saena Soares, die das 
Waffenstillstandsabkommen überwachen soll. Dem Verlangen 
Reagans an den Kongreß, im Fall des Scheiterns des Abkom­
mens automatisch eine Abstimmung über ~mitärhilfe auf die 
Tagesordnu ng zu setzen, entsprachen die Abgeordneten nicht. 
j edoch versicherte der Sprecher des Repräsentantenhauses 
j ames Wright dem Präsidenten schriftlich, einen entsprechen· 
den Antrag des Weißen Hauses zu berücksichtigen, ohne daß 
sich der Kongreß jedoch die Form und den Zeitpunkt einer 
zukünftigen Abstimmung diktieren lasse. 8 

Mit der Bewilligung der Finanzmittel wird den Contras eine 
Atempause eingeriiumt, was für sie mit ein Grund daftir ge· 
wesen sein kann, das Waffenstillstandsabkommen zu unter­
zeichnen. Die Ereignisse nach dem Vertragsschluß deutcn zu· 
mindest daraurhin. daß die Contras gt ..... illt sind , weiterhin 
hoch zu pokern. 
So lehnten sie es ab, wie vorgesehen am 6. April Verhandlu n· 
gen über einen endgültigcn Waffenstillstand zu beginnen. Als 
Gründe gaben sie an, daß unter den 100 Gefangenen, die !Je­
reits am 3. April freigelassen wurden, sich nicht die von ihnen 
gewünschten befänden, daß der rechten Tageszeitung "La 
Prensa" Druckpapier vorenthalten würde und daß sie nicht am 
Flughafen, sondern im Zentrum \"on Managua untergebracht 
werden wollten, um Treffen mit der Opposition und öffent­
liche Veranstaltungen durchführen zu können. 
Da im Abkommen in Managua ausschließlich Verhandlungen 
vorgesehen sind, lehnte die Regierung das letzte Ansinnen ab. 
Bayardo Arce von der sandinistischen Führung erklärte außer­
dem, die Regierung habe nie zugesagt. sich bei der Freilassung 
der Gefangenen nach den Wünschen der Contras zu richten. 
Bezüglich des Papiermangels verwies er darauf, daß dieser alle 
be lreffe. 9 Grund dafür ist eine verspätete Lieferung aus der 
Sowjet union. Auch die !-'orderung der Contras, die HilfsgtiH'r 
der USA über ein I' rivatunternehmen auf dem Luftweg abzu­
wickeln, hat die Regierung abgelehot, da im Abkommen aus­
drücklich eine "neutrale Organisation'· dafür vorgesehen ist. 
Aufgru nd der Obstruktionsversuche der Contras schreitet die 
Erfüllung des Abkommens nur langsam voran. Erst am 6. 
April einigten sich beide Seiten auf die. Einricht ung von sieben 
Zonen, in die sich die Contras bis zum 15. April begeben 
sollten: je zwei im Norden, im Zentrum und an der Atlantik· 
küste und eine im Süden des Landes. Außerdem wurde am 
selben Tag vereinbart, die Verhandlungen über einen endgül­
tigen Waffenstillstand statt wie geplant am 6. April am 15. 
April zu beginnen . 
Obstruktion ist auch weiterhin von Washington zu erwarten. 
So lehnte es der Sonderbotschafter für ~·litle lamerika, Mords 
Busby, bei einer Rundreise in Mittelamerika Anfang April ab. 
..... ie von Reagan nach Unterzeichnung eines Waffenstillstandes 

versprochen, direkte Gespräche mit Nicaragua zu führen. 
Außenminister Shultz \·ersuchte, aus den ~iederlagen seiner 
Regierung noch Kapital zu schlagen. Er verlangte von der 
"UdSSR, Kuba und dem Ostblock·· eine Einstellung der Waf­
fenhMe an Nicaragua, "da das Abkommen '\ Iili tärhilfe für die 
Freiheitskämpfer ausschließt·'. 10 Der costarikanische Präsi­
dent Oscar .\rias halle nach Ablehnung der Contra-Militär­
hilfe durch den Kongreß im Februar d .J . bereits eine ähnliche 
t-orderung an d ie Sowjetunion gerichtet. 
Beim sowjetischen Außenminister Schewardnadse, der Ende 
März d.J. zu Abrüstungsgesprächen in Washington weilte, 
stieß Shultz mit seinem Ansinnen jedoch auf laube Ohren. 
Schewardnadse soll im Gegenzug die Einstellung der US· ~lili­

tärhilfe an lIonduras und EI Salvador verlangt haben. 
Auch die Bundesregierung hält weiterhin den USA treu die 

-- .. 
D,~ Enl;."d""1 H)n US·Trupl>"" M<~ Hondura. kann," di. \'<f~andl""I~n nichl '·crh.n. 
Mrn 

Stange. Der SPD-Politiker lIans-jürgen Wischnewski hatte die 
Bundesregierung nach Unterzeichnung des Waffenstillstands­
abkommens, a1l dessen Zustande kommen er maßgeblich be­
teiligt war, aufgefordert, die Entwit klungshilfe an Nicaragua 
wieder aufzunehmen. 
Dies lehnte der Bundesminister für wir tschaftliche Zusammen­
arbeit, Hans Klein, jedoch ab. Die Entwicklungshilfe würde 
erst wieder aufgenommen, wenn die fünf mitte1amerikani· 
sehen Länder zu der Auffassung gelangt seie,n. daß Befriedung 
und Aussöhnung in der Region und demokratische Verhiilt­
nisse in Nicaragua, die i\lenschenrechte und das Völkerrecht 
gewährleisten würden. 

Anmerkungen: 
I) Die Tageszeitung (taz). West·ijerlin, 26.3.1988 und Ell'ais (EP), 

Madrid. 25.3.1988 
2) tu, 26.3.1988 
3) Newsweek (NW), New York. 4.4 .1988 
4) Ebd. 
5) Vgl. tu, 26.3.1988 
6) VgL Frankrurter Allgemeine Zeitung (F AZ), 24 .3.1988 
7) Siehe: NW. 28.3.1988 
8) Vgl. International Herald Tribune. l'aris, 1.4.1988 
9) taz,6.4.1988 

10) [P,25.3.1988 
11) FAZ, 26.3.1988 
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US·Sotd3!.n p. "ouilli .... n aur dem Kanal; G.sen'pid .. General No"ep 

Tom Angotti 

Der Kanal soll 
US-amerikanisch bleiben 
Mit einer Steigeru ng des wirtschaft lichen u nd militärischen 
Drucks versucht die Reagan·Administration weiterhin, den 
Chef der Verteidigungskräfte Panamas. Ge neral Manuel No­
riega, zu stürzen (siehe AlB 8 /1987 un(l AlB 4 / 1988 ). 

Am 8. April d.J . verrügte Ronald Reag-..tn die Einfrierung a ller 
p anama ische n Ver möge nswerte in den USA ulld ein Verbot 
rür US-l'i rmen und Bürger , Zahlungen an die Regieru ng vorzu­
nehme n. Anfang April wurdrn , 1.usänlieh zu bereits 10.000 in 
Panama stationierten US·Soldaten, 2. 100 Marines, t\·l ilitär· 
polizisten und Pilo ten entSandt, "um ameri kanische In teres­
sen und Bürger zu sc hüt zen". Vizepräsident George Bush hat 
bereits mit einem mili tärischen Eingreifen gedrOht, um Norie­
ga unter dem Vorwand der Bdeil igung an Drogengeschäften 
zu s türzen. 
Wedt' r d ito Wirtsehaftssanktionen noch ein Streik, der von Un° 
ternehmern und rechter Opposition am 21. März d.J. ausge· 
rufen worden war, haben bisher das gewünschte Ergebnis ge· 
bracht. Ein Put.s.chversuch konnte am 16. ~1 ärl. abgewehrt und 
der Zusammenhalt der Streitkräfte durch Umbesetzungen an 
der Spitze gestärkt werden. Der Streik, der besser als Aussper-

( ... ) Das Ziel der US- Kampagl'e besteht dar in, die Rolle der 
von Noriega geführten nationalist isch orientierten VeTleidi­
gungskräfte Panamas zu schwächen und ei nc Regierung zu 
installieren, die den USA di e Kontrolle über den Panama­
Kanal zurückgeben wird. Entsprechend den Verträgen von 
1977 zwischen Panama und den USA ist vorgeschen , daß Pa· 
nama im J ahr 1990 die Kontrolle über den Kanal mehrheitlich 
und im Jahr 2000 vollständig übernehmen wird. 
lI,laßnahmen, d ie d ie USA ergriffen, um die Wirtschaft Pana­
mas zu destabilisiercn, haben Lebensmittel-, Gebrauchsgüter­
und Geldknappheit zur Folge. Dies wiederum hat zu sponta­
nen Protesten von öffentl ichen Bcdicnste ten geführt, die nicht 
entlohnt wurden, weil die Regierung nicht über genügend Dol­
lars verfügt. 
Ein Bundesdistri ktgericht in New Vork hat die Einlagen Pa­
namas bei US-Banken eingefroren . Die USA haben ca. 7 Mio 
S, die sie Panama fi.ir die Benutzung des Kanals sch uldeten, 
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rung zu bezeic hnen wäre, brach nach 10 Tagen zusammen. 
Zwei Parteien der rechten Opposition haben sich derwei l ge­
gen die ,. Rezepte aus WashinglO n" gewandt. 
Ein von der Regieru ng angebote ner " nat ionaler Dialog" über 
eine Beilegu ng der Krise scheiterte an der ultimativen Forde­
rung der Oppositioll nach sofortigem Rüc ktritt Noriegas. 
Die patrioti sc hen und linken Kräfte organisieren s ich unter­
desse n, um gegen die wirtschaft liche und eine mögliche mili­
tärische Aggressio n zu mobilis ieren. In der Patriotischen Ei n· 
heitlichen Front (fUP) haben sich die wichtigsten Gewerk· 
sc hafte n, ßauernorganisal ionell und progressive Parteien zu­
sammengeschlo sse n. Tausende haben sich freiwillig zu mili­
tärischen übungen gemeldet. 

Da !rotz Dollar- und Lcbe nsmittelknappheit d ie Regierung 
eine erstaunl ic he Standfc:st igkeit bewiesen hat , rückt d ie 
Möglichkeit einer militär isc hen Interve nt ion der USA, wie sie 
auch vom abgesetzten, aber immer noch vo n den USA als 
legiti m anerkannten Präsidenten Delvalle gefordert wird, im­
mer mehr in den Bereich des Möglichen. Die Hintergründe der 
Washingto ner Kampagne sondiert T. Angotti . 

und Erträgc einer Ölpipcline, die das Land durchquert, e in­
behalten. 
Diese Maßnahmen folgen auf den massiven Dollar-Abfluß aus 
Panama seit die Destabilis ierungskampagne im vergangenen 
Juli begann. Die USA haben auch jegliche zivile und militäri· 
sehe Hilfe an Panama eingestellt, und der Kongreß zieht ein 
vollständiges Handctsembargo in Betracht. 
Panamas Dolla r·Knappheit ist bcsonders ernst, da das Land 
übcr ke ine eigene Währung verfügt. Die Wirtschaft ist äußerst 
abhängig von Geschäften und vom Handel mit den USA. Es 
ist zu einem der wichtigsten Finanz- und Gesehäftsaußenpo· 
strn fUr US-!\Ionopole in Lateinamerika geworden. Und die 
bedeutende Klasse der Kleinhändler und Angestellten, die von 
diesen Aktivitäten abhängen, is t die potentielle soziale Basis, 
auf die sich die USA stützen, um eine rechtsgerichtete USo 
freundliche Alternative zu r jeuigen Regierung zu bilden. 

Die Dolla r· Krise schafft ein besonderes Pro blem fi.ir den um-



fangrdchen StaatsseklOr der Wirtschaft, der teilweise von Er­
trägen aus ausländischen Transaktionen, einschließlich der 
Benutzung des Kanals und der Olpipeline, abhängt. Dies wirft 
rur die nationalistische Führung unmittelbar die Frage auf, 
den Dollar aufzugeben und eine neue panamaische Währung 
zu schaffen. Und als Antwort auf die Kollaboration eines 
Teils der Geschäfts- und Finanzkreise bei der Wirtschaftssabo­
tage könnten Enteignungen angebracht sein . 
Diese l\bßnahmen und andere, die darauf zielen, eine natio· 
nale Wirtschaft mit einern starken Inlandsmarkt zu scha ffen, 
die nicht vom Handel mit den USA abhängt, werden von 
Panamas wichtigsten politischen Kräften diskutiert. Die Re­
gierung hat bereits die Preise einiger Güter eingefroren. 
In der Zwischenzeit ist jedoch der Schaden, der durch die 
Wirtschaftssabotage angerichtet wird, erheblich. Di e aufge­
staute Unzufriedenheit mit der Regierung in einigen Sektoren, 
einschließlich bei Teilen der Arbeiterklasse, entlädt sich in 
spontanen Protesten, die von der kleinen Rechtsopposition 
benutzt werden, um die US-Intervention zu rechtfertigen. 
Jedoch gibt es noch ein weit verbreitetes Verständnis dafür, 
daß die wirkliche Ursache dcr Krise die wirtschaftliche Ag­
gression der USA gegen Panama ist. 
Anhaltspunkte dafur, daß das Ziel der USA nicht bloß die 
Absetzung General Noriegas, sondern die Beseitigung der ge­
samten nationalistischen Führung ist, kamen ans Licht. Hohe 
US-Beamte "deuteten an", daß es zu einer Pensionierung 
höherer Offiziere und zu Beförderungen aller Offiziere unter­
geordneter Ebenen führen würde, wenn Noriega seinen Posten 
aufgäbe. Washington hofft. sich vor allem unter jüngeren Offi­
zieren, die vielleicht nicht die nationalistischen Beweggründe 
der Führung teilen, eine politische Basis im Militär zu ver· 
schaffen, indem es Beförderungen verspricht. ( ... ) 
Das Hauptproblem rur die USA bleibt ihre Unfähigkeit, eine 
lebensfahige politische Alternative zlIr gege nwärtigen Regie­
rung aufzubauen_ Die Regierung von ~1anuel Solis Pahna ist 
eine verfassungsmäßig gebildete Regierung. Sie wird von der 
Demokratischen Revolutionären Partei (PRO), die von den 
Verteidigungskräften Panamas unterstützt wird, geführt, 
schließt aber die Beteiligung eines breiten Spektrums politi­
scher Gruppen von der Unken bis zur Rech ten ein. 
Die Auswahl Solis Palmas als Präsident war ein wichtiger 
Schritt nach vorn für den progressiven Flügel der PRD, ge­
nannt "La Tendencia", der das jüngste Entgegenkommen der 
Partei gegenüber dem rechten Flügel nicht unterstützt hat. Der 
ehemalige Präsident Erle Arturo Delvalle kam von der konser­
vativen Republikanischen Partei und war Teil einer schwieri­
gen AJlianz mit der PRD. 
DclvaUe war von seinem POSten durch die Nationalversamm­
lung abgewählt worden, nachdem er einen von den USA 
unterstützten erfolglosen Versuch unternommen hatte, Gene­
ral Noriega zu feuern. Das Weiße Haus hai versucht den 
Schein aufrechtzuerhalten, daß Delvalle der rechtmäßige 
Führer Panamas sei. Washington glaubt, eine Begründung [ür 
eine Fortsetzung seiner Intervention zugullsten einer "demo­
kratischen" Alternative zum Militär zu haben, indem es Del­
'lalle als legitimen Präsidenten hochhalt. Jedoch haben der 
konservative Delvalle und die als Bürgerkreuzzug bezeichnete 
Koalition rechtsgerichteter Gruppen, von denen einige Del­
valle unterstützen, ihre politische Basis außerhalb des Bereichs 
der Geschäftsleute und Selbständigen nicht verbreitern kön­
nen. (_ .. ) 
Die unverhohlene Arroganz vieler US-Maßnahmen hat natio­
nalistische Haltungen weiter verstärkt. So beschloß Panama 
z.B. die Ausweisung eines US.Diplomaten. Aber die USA wei­
gerten sich, dem zu entsprechen und erklärten, sie würden nur 
DelvalJe als rechtmäßiges Staatsoberhaupt Panamas anerken­
nen_ (_ .. ) 
Die US- Intervcntion haI die Politik in l'anama polarisiert und 
revolutionäre Elemente, die sich der Grenzen der vouichtigen, 

reformistischen Führung der Regierung bewußt sind, sehen 
neue Möglichkeiten, eine kämpferische Basis unter der Arbei­
terklasse und den Kleinbauern zur Verteidigung der nationa­
len Interessen aufzubauen_ 
Aber selbst wenn das Ziel der USA, die nationalistischen 
Kräfte zu entmachten, kurzfristig nicht erreicht werden kann 
und sich sogar als kontraproduktiv erweisen könnte, sind die 
Strategen des Außenministeriums weitsichtiger. Sie hoffen, 
daß die jetzige Kampagne sich in den Präsidentschaftswahlen 
von 1989 wirklich auszahlen wird. Selbst wenn es \Vashington 
nicht gelingt, die jetzige Regierung zu stürZen, hofft es. die 
Bedingungen schaffen zu können, unter denen ein gutfinan­
zierter US·freundlicher Kandidat nächstes Jahr gewählt wer­
den und die I::.rfüllung der Kanalverträge vor 1990 gebremst 
werden kann_ 
Trotz des bisher ungünstigen politiSChen Kräfteverhähnisses in 
Panama, hält sich Washington seine militärischen Optionen 
offen_ In Worten und Taten sind die USA bereits für eine 
direkte militärisch,' Intervention in Stellung gegangen. ( ... ) 
Seitdem die Kaualvcrträge in Kraft traten, haben die USA ihre 
Bestimmungen verletzt. US·Truppen beteiligen sich weiterhin 
an nicht erlaubten Militärmanövern. (Einer der Gründe für die 
Unzufriedenheit der USA mit Noriega und den VeTlei­
digungskräftcn ist ihre Weigeru ng, daß Panama als Ausgangs· 
punkt für eine geplan te Im'asion in Nicaragua benutzt wird.) 
Washingtons I'ropagandakampagne, die \'oller Geschicht en 
über die schlechte Kanall'erwaltung der Panamaer ist, zielt 
darauf ab, eine Rechtfertigung für eine fortgesetzte ~"lilitär­

präsenz in der Region aufzubauen_ Panama ist militärisch klar 
verwundbar, da jeder Versuch gegen US·Truppen auf eigenem 
TerrilOrium I'orl:ugchen, leicht als Provokation angesehen und 
als Rechtfertigung einer weiteren US-Intervention angesehen 
werden kann. 
In einem solchen Fall wären natürlich die Verteidigungskräfte 
Panamas die einzige Streitmacht, die der Yankee-Operation 
im Weg stünde. Deshalb stellt sich die Aufgabe, eint: Basis im 
Volk aufzubauen. die in der Lage ist, die Interessen Panamas 
politisch und militärisch zu I'erteidigen, als eine der wichtig­
sten dar, vor der die progressiven und revolutionären Kräfte 
im Land stehen. 
(Quelle: Frontline, Oakland, 28.3_1988, S. 10) 
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Heidi Czapek 

Wahlen durchkreuzen US-Politik 
Bei den Parlaments· und Kommunalwahlen am 20. März cl.]. 
in EI Salvador hat sich nun bestätigt, was ll.a. eine Umfrage 
der katholischen Universität San Salvadors (UCA) schon im 
Dezember 1987 ermittelt hatte: Oie Unterstützung für die 
regierende Christdemokratischc Partei (PDC) schwindet in der 
Bevölkerung. 
Den 1984 gewählten Präsidenten Napoleon Duarte häh die 
Mehrzahl der Salvadorianer fUr unf.ihig, die Probleme des 
Landes zu lösen. Ocr Ausgang der jüngsten Wahlen war also 
rur viele Beobachter des politischen Kräftcverhältnisscs in EI 
Salvador keine Überraschung. 
Die Christdemokratie büßte ihre 1985 erzielte Mehrheit von 
33 d er 60 Sitze in der Nationalversammlung ein und konnte 
nur noch 23 Sitze erringen. Wahlsieger ist die rechtsextreme 
Nationalistische Republikanische Allianz (A RE NA). Mit 30 
Sitzen (vorher 13) errang sie die Half te der Abgeordneten· 
mandate lind stellt künftig die ~lehrzahl der Bürgermeister. l 

Eine persönliche Niederlage mußte Duanes Sohn Alejandro 
hinnehmen . der fUr das Biirgermeisteramt der Hauptstadt kan­
didiert hatte . Die Wähler entschitden sich für den ARENA· 
Kandidaten Armando Calderon Sol und berdteten damit der 
24jährigen Geschichte christdemokratischer Bürgermeister ein 
jähes Ende. Auch die rechte Partei der Nationalen Versöh· 

" Das Land wird unregierbar 
werde n, mit der Kräftckoll stellation, 

die jetzt entstanden ist. " 

nung (I'CN), die sich neuerdings mit einer sozialdemokrati· 
sehen Aura umgibt und erklärt hatte, sie werde "Duartes Pro­
jekt in dessen letztem Amtsjahr unterstützen"2, mußte Fe­
dern lassen. 
Die in der Ende 1987 gegründeten Demokratischen Konver­
genz (CD) zusammengeschlossenen "arteien Revolutionäre 
Nationalistis<.:he Bewegung (1\·INR). Christlich-Soziale Volks­
bewegung ( ~IPSC) - beide gehören auch der mit der Natio· 
nalen Befreiungsfront Farabundo Marti (FMLN) verbündeten 
Revolutionären Demokratischen Front (FDR) an - und So· 
zialdemokratische Partei (PSD) hallen im J anuar d J . be­
schlossen, keine Kandidaten aufzustellen. Sie sehen die Be­
dingungen für demokratische Wahlen nicht gegeben, solange 
der Krieg andauert. 
Die FMLN erklärt, sie werde "weder die Legitimität der Re­
gierung, noch der Wahlen, noch der daraus erfolgenden Wahl­
ergebnisse" anerkennen und die Abstimmung stören. "Die 
Wahlen sind Teil des ,o;um Aufstandsbekämpfungskrieg ge­
hörigen politischen PL.mes und sind deshalb ein weiteres Ziel 
rur unsere Aktionen."J Dies unterstrich sie seit Februar d J . 
durch eine neue Offensive, die u.a. Anschläge gegen die Elek­
trizitätswirtsch~rt, Wirt schaftssabot age und Verkehrsstillegun­
gen beinhaltete. 
Die Wahlen konnten deshalb nur unter allergrößten "Sicher­
heitS "vorkehrungen abgehalten werden. San Salvador glich 
einer belagerten Stadt. überall im Land befand sich die Armee 
in höchster Alarmbereitschaft. Doch auch diese '\-'aßnahm en 
konnten nicht verhindern, daß auch am Wahl tag der Verkehr 
in den 14 Departemenl S zu über 90% lahmgelegt wurde, daß 
in der Hauptstadt sechs Bomben explodierten und die Gueril­
la rund 80% der gesamten Stromversorgu ng des Landes "ab­
schaltete". 
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Unterstützt wurden die Fordt'Tungen der Guerilla von t~usen­
den Salvadorianern, die gegen die Wahlen und für eine Ver­
handlungslösung demonstrierten. In San Salvador streikten 
städtische Arbeitcr und Angestellte im Verein mit Studenten. 
In vielen Dörfern wurden Versammlungen abgehalten und 
Wahl karten öffentlich verbrannt. 
Daß immer weniger Salvadorianer eine Lösung der Probleme 
des Landes durch Wahlen erwarten, machte die geringe Wahl­
beteiligung deutlich. Von 2,6 ~'io Bürgern im wahlfähigen 
Alter hauen nur etwas über 800.000 giiltige Stimmen abge· 
geben, fast 200.000 weniger als 1985 und 600.000 weniger als 
bei der PrJ.sidentschaftswahl 1984. Der hohe Anteil der Nicht­
wähler ist ein weiteres Indiz für das Wachstum der Volksbe· 
we gung und der FMLN / FDR. Viele. die 1985 noch aufgrund 
der Reform· und Friedensversprechungen Duartes der PDC 
die Stimme gegeben hatten, gingen diesmal nicht zu den 
Urnen, trotz der persönlichen Risi ken, die damit verbu nden 
sind. 
Daß die ,\REr-: t\ den Sieg davontragen konnte, "heißt zu· 
nächst einmal", so der Europa-Vertreter der F~ILN, Rene 
Rodriguez, "daß die Oligarchie dem gemeinsamen Projekt von 
Präsident Ou arte und den USA die Unterstützung entzogen 
hat".4 Grund rur diesen Kurswechsel iSI das Scheitern der 
Aufstandsbebmpfungspolitik. Weder gelang es, die H ILN 
militärisch zu bezwingen. noch die Wirtschaftskrise zu brem­
sen. 
Außerdem konnten durch die Schcinreformen keine nennens­
werten Teile des Volkes für die Duarte·Politik gewonnen wer­
den. Angesichts dessen sind Unternehmer und Großgrundbe. 
sitzer nicht weiter bereit, staatliche Eingriffe in die Wirtschaft 
zu dulden oder gar die "Reformen" mit'lufinanzicren. 
Die ARENA macht sich diese Kritik zu eigen und hatte den 
Kampf für das "freie Unternehmertum" und gegen die "so­
zialis t ischen Reform en" J)uartes auf ihre Fahnen geschrieben. 
Zu den kritisierten Maßnahmen gehörten etwa die Errichtung 
eines staatlichen Vermarktungsmonopols für Kaffee und der 
Versuch, durch eine Kriegssteuer die Unternehmer zur finan ­
zierung des Krieges mit heranzuziehen. 
Am 3.12.198 7 hatte Ouarte seine ihm noch verbliebene 
Unternehmer- und Großgrundbesitzer-Klientel zusät.<:lich ver­
grault, als es seiner Partei mit den Stimmen der I'CN gelang, 
ein Agrarpaket im Parlament zu verabschieden. Es beinhaltete 
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ein Gesetz über die DurchfUhrung der zweiten Phase der 
Agrarreform, eines über die Bildung der Komitees der Rauem­
organisationen (COC) und eines über die freiwillige übertra­
gung von Agrarbesitz. 
Nicht nur die meisten Bauertlorganisationen stemmten sich 
gegen diese Gesetze, die sie als eine christdemokratische Au­
genwischerei beurteilen. Für die rechten Unternehmerver­
bände und die Agraroligarchie sind schon die darin vorge­
sehenen minimalen Zugeständnisse an die Bauern zuviel des 
Dirigismus. 
Die durch das Scheitern der Aufslandsbebmpfungspolitik 
ausgelösten Widersprüche im herrschenden Lager spiegeln sich 
auch in der Armee wider. Ultrarechte Offiziere werfen Duar­
te-Sympathisanten \'or, die regulären Beförderungsrichtlinien 
nicht zu beachten und die Schaltstellen der l\lacht innerhalb 
der Stre itkräfte nur an ihresgleichen vergeben zu haben. Vize­
Veneidigungsminisler und Duartc-Anhängcr Flores Uma war 
das erste prominente Opfer der Auseinandersetzungen. Er 
wurdt: im Januat d.J. \'on Rinaldo Golcher, dem ehemaligen 
Oberbefehlshaber der "Policia de Hacienda" und Chef der 
Todesschwadron "Maximilian Hernande<!: Manlnez" abgelöst. 
Dadurch rechnet sich die Oligarchie größeren Einfluß auf die 
Militärspitze und damit auf die Kriegführung aus_5 

Innerhalb der Armee zweifelten erstmals im Mai 1987 der 
ARENA nahestehende Offiziersgruppen öffentlich die Fähig­
keiten und die Professionalität der Militär-Oberen in der Auf­
standsbekämpfung an. Seitdem reißt die Kritik nicht ab. Mit 
dem Sieg der ARENA dürften die Verfechter ei ner Eskalation 
des Krieges - auch gegen die legale Opposition - an Einfluß 
gewinnen_ 
Allein durch einen Kurswechsel der Oliguchie läßt sich der 
Erfolg der ARENA jedoch nicht erklären. Sie verstand es, 
durch Kritik an den uncrfüllten Versprechungen der I'DC 
auch Wählerstimmen aus der Mittelschicht zu gewinnen. Zu 
diesem Zweck \'ersuchte sie, sich ein gemäßigteres Image zu 
geben. 
Ihr eigentlicher Führer, Roberto D'Aubuisson, bekannt fUr 
seine aktive RoUe in den Todesschwadronen und verantwort­
lich für den 1\Iord an Enbischof Romero, trat zugunsten von 
Alfredo Cristiani, eines Absolventen der Washingtoner 
Georgelown-Universitjt, als Parteipräsident zurück_ Durch na­
tionalistisch gefübte Parolen nutzte die ARENA außerdem 
die massive Unzufriedenheit über die Unterwerfung der I'DC 
unter das Diktat Washingtons. 
Eine weitere offene Wunde der Christdemokraten, in die die 
ARENA ihre Finger legte, ist die wachsende Korruption. Kurz 
vor den Wahlen wurde aufgedeckt, daß der Leiter des sog_ 
Wiederaufbauprogramrns CONAR t\, der Christdemokrat und 
Intimus Alejandro Duartes, Luiz ~Iejia Miranda, von 10 Mio 
S, die die US-Behörde für Internationale Entwicklung (AID) 
zur Verfügung gestellt hatte, kunerhand 2 Mio in seine eigene 
Tasche gesteckt hatte. Dafür mußte er zwar seinen Hut neh· 
men, kandidierte aber auf einem oberen Listenplatz seiner 
Partei. Daß dies kein Einzelfall ist, bestätigte ein christdemo­
kratischer Führer: "Wir fügen der Demokratie mehr Schaden 
durch die Korruption zu, als die Guerilleros durch den 
Krieg_ "6 

Die Frage des Dialogs mit der FMLNj FDR über eine Verhand­
lungslösung des Krieges spielte im Wahlkampf kaum eine Rol­
le. Die ARF..NA lehnt diese Gt:spräche seit jeher ab und 
Duarte dienten sie in der Verg;mgenheit allenfalls zur eigenen 
Imagepnege. Die Fl\ILN{I-"DR hatte dem Präsidenten zuletzt 
am 11. Februar dJ. angeboten, die seit Oktober 1987 aus­
gesetzten Gespräche wiederaufzunehmen und die Arbeit in 
den beiden damals vereinbarten Esquipulas-Kommissionen 
fortzuse tzen. Durarte lehnte jedoch kategorisch ab und betete 
die alte Litanei herunter, die BILN solle die Waffen nieder­
legen. sich in den "demokratischen l'rozeß'" eingliedern und 
die Amnestie annehmen_ 

Zu einer solchen Kapitulation besteht rur die FMLN{FDR 
nach den Wahlen erst recht kein Anlaß. Ihre Aktioncn haben 
deutlich gemacht, daß die Guerilla mittlerweile in der Lage 
ist, in allen Provinzen zu operieren_ Beleg für ihre wachsende 
Kampfkraft sind auch die gestiegenen Verluste der Strc:itkrjf­
te: Mit 8.865 Toten und Verwundeten Jrdb es 1987 die 
höchste Quote seit einem hall>en J ahrzehnt. Die hohe Wahl· 
enthaltung macht zudem deutlich, daß die Zustimmung für 
eine Verhandlungslösung, die eine DeIllUkr<ltislerUng: des 
Landes, soziale Reformen und eine t\"l:tehtbeteiligung der 
FMLN{FDR beinhaltet, wächst. 
t\lit dem rechten Wahlsieg ist eine Situ"tion entstanden, die es 
den USA erschweren wird, ihre bisherige Pohtik fortzuset ·ten. 
Sollte es der ARENA gelingen, ihre Vorstellungen durchzu­
setzen. so würde darunter die internationale und nationale 
Glaubwürdigkeit dcs Regimes leiden. 
Eine Eskalation des Krieges, wachsender Terror gegen Volks­
organisationen und die Absage an jegliche Scheinreformen 
würden die politische, wirtschaftliche und militärische Unter­
stützung durch die USA und andere Staaten erhebli ch er­
schweren_ Da eine solche Politik außerdem im Gegensatz zum 
mittclamerikanischen Friedensabkommen stünde, würde sich 
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das Regime in der Region isolieren unu die "ropaganda gegen 
Nicaragua erschwert werden. 
Wachsende Konnikte zwischen dem I'"rlamenl lind Präsident 
Duarte sowie mit den US t\ sind durch das parlamentarische 
Pali vorprogrammiert, auch wenn die Reagan-Administratiun 
noch gute Miene zum bosen Spiel machte und die Wahlen als 
"großen Sieg für die Demokratic" bczclchnete.1 "Diescs Land 
wird unregierbar werden mit dieser Kraftekonstellation. die 
jetzt entstanden ist", beschreibt das Mitglied des FM L:-;r-Gene­
ralkommandos J oaquin Villalobos die jetzt entstandene 
Lage. 8 

Damit wachsen aber auch die Chancen der IScfreiungsbewe­
gung, da die Legitimität ihres KJ.mpfes zunimmt und sich die 
ßündnismögliehkeiten mit Kräften, die sich der Mitte dt:s poli­
tischen Spektrums zurechnen, verbessern dürften. 

Anmerkungen: 
I) Vgl. Time, New Vork, 4.4.1988 
2) Die Tageszeitung (tu), We~t-Berlin. 19.3. 1988 
3) EI Salvador Report, Bonn, Män 1988, S. 10 und 12 
4) taz, 24.3.1988 
S) VgL Informationsbüro Nicaragua. Informationsstclle EI S~I\"ador, 

Rundbrief Nr. 2·3/1988_ S. 31 
6) U.S. News & World Report, \\'ashington, 21.3.1988 
7) US-Außenministcriumssprecher Charles Rcdmdtl, Zit. n6ch: EI Pais, 

Madrid,23_3.1988 
8) lntenicw mil Joaquin Vilblobos in: Sondcrprel'cdicnSl R~d;o 

Venccremos. Köln, 0_0. 
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Horst-Eckart Gross 

Reagans Menschen­
rechtskreuzzug gescheitert 
Wie schon 1987 versuchten die USA auch bei der 
diesjä hrige n Sitzung der üN-Mensc hcnrechtsko mmi s­
sia n in Genf, Kub a an de n PranbtC f zu stellen . Selbst 
Verbünde te der USA reagierten pik iert auf d ie unve r­
hohlene Po liti sierung, mit der die Ansprüche der Ko m­
mi ssion souvcdin mi ßachtet wurden. 

Dabei war die Kritik von US·Präsident Reagan an der Haltung 
seines Vorgängers Cartcr zu r-.lenS<:henrechtsfragen ein zentraler 
Punkt seines Programms. So heißt es in der strategischen 
Grundlage der Reagan.Administration, dem "Dokument von 
Sante Fe" vom Mai 1980: "Die Menschenrechlspolitik ... 
wirkt sich negativ auf den Frieden, die Stabilität und die 
Sicherheit in der Region aus ... Wenn sich die USA auf eine 
Außenpolitik beschränken, die sich für den Frieden, die Stabi­
lität und das Heraushalten des Kommunismus aus Amerika 
einsetzt, dann wird es ausreichend Gelegenheit geben, um die 
Achtung der konkreten bürgerlichen Freiheiten und eine wirt­
schaftliche Verbesserung rur alle Völker Amerikas voranzu­
treiben." I 
Spätestens 1986 war die Reagan·Administration zu der Ein· 
sicht gelangt, daß mit den ~lcnschenrechten insbesondere in 
den westeuropäischen Ländern auch liberale Kräfte gegen die 
sozialistischen Staaten mobilisiert und in Massenmedien wirk· 

same Kampagnen durchgefUhrt werden können. Ein Beispiel 
dafür war der kubanische "Dichter" Armando Valladares 
(siehe Kasten). Von Bedeutung war sicherlich auch die erfolg. 
reiche Kampagne in internationalen Gremien gegen die 
UdSSR wegen Afghanistan. 
So wurde dan n am 10. Dezember 1986 im Weißen Haus die 
Verpnichtung der USA gegenüber den Menschenrechten feier­
lich von Reagan erneuert. Damit kein Zweifel aufkam, was 
gemeint war, nannte er die Länder, die angeprangert werden 
müßten: Kuba und die UdSSR - in dieser Reihenfolge.2 
Im Februar 1987 wurde dann versucht, vor der UN·Menschen­
rechts kommission eine Verurteilu ng Kubas zu erreichen. Ein 
Kronzeuge wu rde aufgefahren, der 22 J ahre lang in kubani­
schen Kerkern angeblich gefoltert worden war: Armando Val· 
ladares. Kuba wies die Verleumdung zurück und konterte mit 
einem Antrag auf Verurteilung der USA. 

Eine Mehrheit fand ein Nichtbefassungs·Antrag Indiens, der 
mit 19 gegen 18 Stimmen bei 6 Enthaltungen angenommen 
wurde. Dies bedeutete eine Niederlage für die USA, konnten 
sie doch ihr erklärtes Zic! nicht erreichen, Kuba verurteilen zu 
lassen. 
Die im Februar 1988 beginnende Sitzung der Menschenrechts· 
Kommission wurde von den USA intensiv vorbereitet. Val· 
ladares wurde nun US·Delegationsleiter, an sich ein Skandal: 
Ein als Terrorist verurteilter Kubaner wurde zum US·Bot· 
schafter für Menschenrechte ernannt. 
Die kuba nische Regierung verstärkte ihre Bemühungen, die 
Fakten über Valladares bekannt :tu machen. US·Außenmini­
ster Shultz forderte daraufbin in einem geheimen Fernschrei· 
ben alle US· Botschafte n auf, ihrerseits _ Fakten" über Va!!a· 
dares zu propagieren. Die kubanische Regierung gelangte in 
den Besi tz dieses Fernschreibens und legte es der Öffentlich­
keit vor, zusammen mit einer Gegendarstellung der 15 Lügen 
d.:s State Depanment. J 

Die Veröffentlichung bewies, daß d ie USA wo immer möglich 
Druck ausübten, um eine Verurteilung Kubas zu erreichen. So 
bot US·Staatsse kretär Gelbard in Argentinien für die Unter· 
stützung in Genf eine "substantielle" Reduzierung der Schul· 
den so ... ';e die Aufbebung des seit dem Malwinen.Krieges be· 
stehenden Waffenembargos an. 4 Ein afrikanischer Botsehaf· 
ter, der nicht genannt werden wollte, be klagte gegenüber der 
spanischen Presse-Agentur E FE den massiven Druck der 
USA. 5 

Und der kubanische Delegationsleiter Roa Kouri konnte uno 
widersprochen in Genf berichten, daß bei einem Treffen der 
USA mit den westeuropäischen Verbündeten Valladares die 
Bedeutung der Verurteilung Kubas unterstrichen hatte. Er 
verwies darauf, daß der Antrag Indiens im vergangenen J ahr 
mit der Streichung von Handels krediten in Höhe von 15 Mio 
S bestraft worden sei. 6 Von der Glaubwürdigke.it der eigenen 
Argumente wohl selber wenig überzeugt, verteilte. die USo 
Delegation Schmiergelder, einzelne Personen erhielten bis zu 
50.0008.7 

Parallel zu den diplomatischen Aktivitäten wurde eine Gruppe 
von "Menschenrechtlern" in Kuba aktiv - siche rl ich zufaUig 
in genauer zeitlicher Abst immung mit den US·Aktivitäten. 
Hungerstreiks von Kubanern meldeten die Agenturen, die 
Hungerstreikenden waren jedoch nicht zu schen. Die kubani· 



schen "Menschenrechtlcr" sprachen von willkürlicher Gefan­
gennahme, Folter, Toten und sogar von 18 "Verschwunde­
nen"_ 
Wenig später wiesen kubanische Institutionen die Behauptun­
gen Punkt ftir Punkt wriick. So wurden 12 der angeblich 
"Verschwundenen" :tUn! Tode verurteilt, teilweise bereits 
1962. Weitere drei haben Selbstmord begangen, einer erlitt in 
Freiheit einen tödlichen Unfall und zwei angeflihrte Namen 
sind unbekannt. 8 Gehandelt wurde auch der "Fall" der Rich­
terin Gondle:t Escalona, die im vergangenen jahr verurteilt 
wurde wegen angeblicher "politischer Unzu\'erlässigkeit"_ 
Dartiber ist selbst die Richterin empört. die erklärte, daß sie 
wegen Dokumenten-Falschung verurteilt worden sei.' 
Weiterhin machte Kuba die Meinungen zahlreicher ausländi­
scher Besucher publik. die sich in kubanischen Gefangnissen 
über die Vollzugsbedingungen informiert halten_ So zeigten 
sich die Abgeordneten des EG-ParlamenlS, Bannoni (I rland) 
und lJulfe (Großbritannien), erstaunt über die guten Bedin­
gungen des Strafvollzuges. lO Sie konnten sich frei mit den 
Gefangenen ulllerhahen und erhielten nich t den geringsten 
Hinweis auf Foher und Mißhandlungen_ r..littlerweile gehen 
fast täglich auslandische Delegationen in den kubanischen Ge· 
fangnisscn ein und aus. Sie unterhalten sich ungezwungen so­
wohl mit normalen S trafgefangenen wie auch mit den 458 
Personen, die heute eine Strafe wegen konterrevolutionärer 
Aktivitaten - in der Regel bewaffnete Aktionen - verbüßen. 
Iknnoch reden die USA wider bC5seres Wissen immer noch 
von mehr als 15.000 politischen Gefangenen, die alleine we­
gen ihrer Meinung verurteilt worden seien und unter grau­
samen Bedingungen in den kubani~chen Strafanstalten vege­
tieren mußten. Unterstutzung finden sie bei dieser Desinfor­
mationskampagne bei der Bundesregierung. 
So außerte sich kurdich vor der UN-Menschenrechtskommis­
sion der Leiter der SR D.Delegation, der ehemalige justizmini­
ster Dr. jaeger, wegen seiller vehementen Pladoy~rs fur die 
Todesstrafe auch als .. Kopf.ab-jaeger" bekannl: .. Die Men­
schenrechtslage in Kuba gibt uns weiterhin Grund zu großer 
Besorgnis und Kritik_ Zwar ist anzuerkennen, daß die kubani­
sche Regierung mit einigem Erfolg um die Alphabelisierung 
der Landbevölkerung und um ein friedliches Zusammenleben 
aller Rassen bemüht ist, aber die internationale Gem~inschaft 

Armando Valladares 
Vom Terroristen zum US-BotschaHer 
Gebor~n 1936 in Pinar dd Rio. Kuba. Um am 7.\0.1957 in di~ Polizei 
der Batista- Dikl,lIur aufgenommen Zu werden, falscht er sein~ Geburu­
urkunde, da er noch nicht du notwendige Alter ureieht hane. Da ihm 
nach dem Sieg der kubaniscll~n Revolution keine Vubreehen nachge­
wiesen ... -<:rden, wird er aus dem Po1izei-Dienu entlassen und erhalt 
einen Arheitsplatz im t-ernmeldeminiuerium. 
Am 29.12.1960 nimmt man Ihn zU$ammen mit 16 ... ·eiteren Mitglie­
dern einer telToristischen Organisalion fest, die mit SpKngstofbnschla.­
gen gq:en dit: Zi,ilbn'olkerung auf den Sturz der re,olutionMen Regie­
rung hinarbeitete. Iki den Bomlx'nlcgcrn ",erden große Mengen ,on 
Spn-ngsloff .. ~lade in es,," gefunden. V"lladarcs wird zu einer 
30jahrigen llafutl1lfe .erurtei1t, die 1973 auf 25 jahre reduziert wird. 
Während der Uafl baut er liich mit Hilfe der US·Medien zum gelähmten 
Dichter auf, der na.ch tolterungcn und t;ntbehrungen an den Roll­
stuhl gefesselt - ~dichte ,cl.reibl. amnesty 'ntunational, PE:\' . be­
rühmte Imellektudlc s('tzen sich fur den Gel"hmten ein, der nachn aus 
seinem Rollstuhl springt und ~ich mit Gymnanikubullgen fit halt_ Die 
französische Regierung engagiert .ich rur die Fr~ila~sung VaLladares'. 
R~gis D~bray, penönLicller ßerat~r des französischen Prasidentcn, 
fliegt nach l1a ... anna und erreicht, daß Valladarcs 1982 auf freien Fuß 
gesetzt wird_ Scchsjahrc spatcr urteilt Debray: "Ich erreichte die Freilas­
sung eines gelahmtcn kull.lnischcn Dichten. verurteilt wegen seiner 
Meinung ... Du Strafm~ß war hart, aber die Str~ftat war nicht eine 
Meinung, der Mann war kein Dichter, der Dichter war nicht gelahmt, und 
der Kubaner ist heule US-Amerikaner." (Les Masques. Paris 1988) 

kann nicht hinnehmen, daß der Bevölkerung individuelle und 
politische Rechte vorenthalten bleiben. Die Berichte ehemali· 
ger Strafgefangener zeichnen ein erschütterndes Bild.'·l1 
Falsche Aussagen. Desinformation, Rückendeckung durch sero 
vile VerbundeIe. Medienkampagnen, politische Erpressung, 
wirtschaftliche Sanktionen und Schmiergelder fuhrten die 
USA in Genf nicht zu dem gewunschten Ziel. Der von den 
USA vorgelegte Resolutions·Entwurf forderte die Einsetzung 
einer Untersuchungs kommission uber die Menschenrechtsver­
leizungen in Kuba_ Dagegen griffen Argenlinien. Kolumbien, 
Mexiko und Peru das Angebot Kubas auf, daß runf ~litgliedcr 

der UN-~len5Chenreeht.skOlllmission sich in Kuba umfassend 
über die Menschenrechte informieren können. So massh' war 
die Unterstützung rur diesen Vorschlag, daß er durch Konsens 
angenommen wurde - damit mußte selbst die US-Delegation 
diesen taktisch brillanten Schachzug Fidel Castros akzeptie­
ren. 
Die Freude uber die Niederlage der USA war besonders bei 
den lateinamerikanischen Delegationen unverhohlen. Es soll 
sogar Mitglieder der US-DeJeg-ation gegeben haben , die sich 
nicht cilllnal klammheimlich gefreut haben, sind doch bis heu­
te viele Karriere·Diplomaten ungehalten uber die von Reagan 
persönlich angeordnete Ernennung eines dubiosen Ex· 
Bombenlegers zum Botschafter der USA. 
Erneut haben die USA eine Schlappe in ihrem Kreuzzug gegen 
Kuba erlitten. Deutlic h wurde, daß insbesondere die latein­
amerikanischen Staaten sich dem massiven Druck dcr USA 
nicht mehr beugen. Die Reaktion Washingtons: Massive An­
schuldigungen insbesondere gegen Argentinien, Kolumbien, 
~Iexiko und I'~ru_ So sei die Haltung Argentiniens "destruk­
tiv" gewesen und die vier L.i.nder "hätten nur Kuba wieder 
einmal retten wollen".12 
Sicher ist, daß die USA weiterhin ihre Kampagne wegen an­
geblicher Menschenrechu\'erletzungen in Kuba führen wer­
den, und so durften auch in den Medien unseres Landes bald 
neue Gruscl-Geschiehtcn zu erwarten sein. 
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KOlumbien 

Peter Gareia 

Demokratisierungschance vertan 
Am 13. Miin d.J . wählten die Kolumbia­
nCT zum ersten Mal ihre Bürgermeister 
direkt. Damit wurd e die undcmokra­
tische T radition der Ernennung der 
Bürgermeister durch die Provinzgouvcr­
neun: bcendct. Die Wahlen wurden je­
doch nicht zu dem demokratischen Er­
folg, den sich l'iele Kolumbianer ge­
wünscht ha tten. 
Die Mord- und Einschüchu:rungs kam­
pagne gegen linke Politiker nahm einen 
solchen Umfang an, daß es die oppositio­
nelle Patriotische Un ion (U P) nur noch 
in einem Zwallligstel der Gemeinden 
wagte, eigene Bürgermeisterkandidaten 
aufzustellen. Auch die Wähler merkten, 
daß sie einmal mehr für ein Wahlspek­
takel mißbraucht werden sollten: Die 
i\lt'hrhcit - 52% - nahm gar nicht erst an 
den Wahlen teil. 1986 waren "nur" 39% 
den Wahlen ferngeblieben. l 

Kennzeichnend mr die erste Direktwahl 
der Bürgerme ister ist ferner, daß die Er­
gebnisse der einzelnen Parteien kaum 
ihren wirk lidIen politischen .E in fluß 
widerspiegeln. Insgesamt wurden 1.009 
Bürgermeister gewählt. Davon sIelIen die 
Liberalen 431, die Konservativen 415 
und die ur 19. Die restlichen Uürgermei­
sterposten wurden von Unabhängigen 
besetzt. 

Ein völlig anderes Kräfteverhältnis zwi­
schen den beiden großen Parteien ist aus 
dem Ergebnis der Wahlen der IOA51 
Gemeinderäte und 421 Abgeordneten zu 
den ProvinLparlamcnten ersichtlich, die 
gleichzeitig zur Bürgermeister-Dirüt­
wahl stattfanden. Die Liberalen behaup­
teten sich hier mit fast 46% als stärkste 
Partei, gefolgt von den Konservativen 
mit 32% und der UP mit 0,7%_ 
Das schlechte Abschneiden der UP bei 
diesen Wahlen ist auch auf den T error 

von rechts zurückzuführen_ In den letz­
ten sechs Mo naten vor den Wahlen wur­
den meh r als 100 Gemeinderats- und 29 
Bürgermeisterkandidaten der UP ennor­
det. 2 Deshalb ha tte sie es vorgezogen, 
Wahlbündnisse einzugehen oder fort· 
schrittliehe Kandidaten anderer Parteien 
zu unterstützen. So sind zu den 19 Bür­
germeistern der UP weitere 70 hinzuzu­
zählen, die aurgrund eines Wahlbiind­
nisses mit der UP gewählt w urden. 
Der relative l\lißerfolg der Liberalen bei 
den Bürgermeisterwahlen hat dagegen 
andere Ursachen. Nicht nur, daß die 
Konservative l'artei fas t geuau so viele 
Bürgermeister stellt, wie die Liberalen ­
sie gewannen auch die beiden wichtig­
sten Städte des Landes, die Hauptstadt 
Bogool und die Industriestadt Medellin. 
Besonders sch merzlich für die Liberalen 
ist der Verl ust Bogods_ T raditione ll ist 
der Poste n des Bürgermeistersder Haupt ­
stadt ein Sp rungbrett für zukünftige 
Staatspräsiden ten. Der Wichtigkei t nach 
steht der Bürgermeister Bogotas in der 
politischen Hierarchie Kolumbiens an 
zwei ter Stelle hinter dem Präsidenten . 
Dabei wäre es der Liberalen Partei ein 
Leichtes gewesen , mit der Gesamtzahl 
ihrer Stimmen einen Wahlsieg des kon­
servativen Kandidaten zu verhindern. 
Das scheiterte jedoch an d en Fliigel­
kämpfen innerhalb der Partei. So ge­
wan n dann der konservative Kandidat 
Andres Pastr"na mit 324.275 Stimmen 
vor seinen beiden liberalen Konkurren­
ten J uan l\Iartin Caicedo (236.567 Stim­
men) u nd Carlos Ossa (2 15.704 St irn· 
m!:n). 
Caicedo ist konserva t iv u nd Vorsitzen­
der des Un ternehrnerverbandes "Fede­
raeion Nadonal de Comerdantes". Als 
offizieller Kandidat wurde er vom reeh-

A I'a;" .. na (1.1. ~"n",,,al"'" Wob(".", In Boj:OIi; opre, d.r p.",,,,iliUI,i.ch.n G'uPl'"n in Medohn (I.) 

ten Flügel der Liberalen I'artel unter­
stützt. Sein liberaler Gegenkandidat Ossa 
hatte seine demokratische Gesinnung als 
ehemaliger Präsidentenberater bei der 
Kampagne zur "Nationalen Versöh­
nung" und beim Dialog mit den Gueril­
leros be wiesen_ 
Hinter seiner Kandidatur stand die nach 
links tendierende Fraktion von Neuer 
Liberalismus und die Gruppierung um 
das Mitglied der Nat io nalen Leitung der 
Liberalen, Ernesto Sam per. Da der Stim­
menunterschied zwischen den beiden 
liberalen Kandidaten nicht sehr groß 
war. ist ein Ende der Flügelkämpfe vor­
erst nich t abzusehen. 3 

Es wäre zu einfach, den Wahlerfolg 
Pastranas damit abzutun, daß der 
33jährige Jurist, J ournalist und Abge­
ordnete der reiche Sohn eines ehemali­
gen konservativen Präsidenten ist. In 
Kolumbien nennt man smarte politische 
Aufsteiger mit Beziehungen wie Pastrana 
" Delfine". Andres Pastra na hat sich aber 
als l'roduzent kritischer Fernsehfilme 
auch selber e inen Namen gemacht. 
Für einen Film über die "Gamines", die 
Straßenjungen Bogotis, und für einen 
Film über die kriminellen Aktivitäten 
der Rauschgiftmafia erhielt Pastrana 
zweimal in Spanien den Joumalisten­
preis "Rey de Espana"_ Seine Gegner­
schaft zur Rauschgiftmafia brachte ihm 
im J anuar d.J. eine Entführung ein , aus 
der er erst nach sieben Tagen durch ein 
Sonderkommando der Polizei unverletzt 
befreit werden konnte. 4 

Pastranas Ideologie könn te als "sozial­
katholisch" bezeichnet werden: Er will 
mehr soziale Gerechtigkeit, iSl gegen die 
Rauschgiftmafia und die Todesstrafe, 
aber a uch gegen Abtreibung und Schei­
du ng. Zu seinem Wah lerfolg kommen-



tiene übrigens "Die Welt" vom 
18.3.1988: "Es half Pastrana, daß er 
durch die Entführung .. . zu einer Art 
Volksheld wurde. " In Kolumbien gibt es 
sOg<Ir Stimmen, die an der Echthei t der 
Entführung zweifeln. 
Die Drogenmafia hat nicht nur dazu bei· 
getragen, Pastranas WahJchancen zu ver· 
bessern. Sie lieferte durch die Ermor· 
dung des Generalstaatsanwalts Carlos 
Mauro Hoyos im J anuar d.J. der Regie. 
rung auch den unmittelbaren Vorwand 
für die Verkündung eines Maßnahme­
katalogs zur Bekämpfung des Terroris· 
mus. 
Dieses "Statut zur Verteidigung der Oe· 
mokratie" beinhaltet eine erhebliche 
Verschärfu ng der best ehenden Gese tz· 
gebung. Nunmehr ist auch die " Befür­
wortung" des Terrorismus und die "Be­
drohung der Bevölkerung" unter Strafe 
gestellt. Die maximale Gefängnisstrafe 
für eine ak t ive Teiln,lhme wurde auf 30 
Jahre verlängert. 
Weitere Kernpunkte sind: überwachu ng 
des Telefon· und Post verkehrs, He­
schränkung der Berichterstallung in den 
~ l assenmedien, damit .,die Täter keine 
unerwünschte Resonanz in der öffent· 
lichkei t erhalten", verstärkte Belo hnung 
und Schutzmaßnahmen bis hin zu einer 

Das schlechte Ab schneiden 
der Patri o t ischen Union ist 

auf den rechten Terror 
zurückzuführen 

neuen Identität für Informanten, eine 
sog. "finanzielle Entschädigung" für Ter­
roristen, die reuemütig mit der Justiz 
zusammenarbeiten, die Verkürzung der 
Verfahren auf maximal 40 Tage und die 
Verstärkung der J ustiz durch 4.993 neue 
Beamte. Wie Präsident Virgilio Barco 
selbst im Rundfunk bekanntgab, hatten 
u.a. die bundesdeutschen Notstands· 
gesetze Pate gestanden. 
Oie öffentlichkeit reagiert e unterschied­
lic h auf das neue Statut. Während rechte 
Politiker und Mili tärs Beifall klatschten, 
warnten andere Politiker davor, daß das 
Statut auch eingC'setzt wC'rden kann, um 
legale Aktivitäten der Opposition zu uno 
terdrÜcken. 5 Und während es kaum 
Zweifel daran gibt, daß das neuc Statut 
mit voller Schärfe gegen die Guerilla· 
Bewegungen des Landes eingesetzt wer· 
dcn wird, ist das Vertrauen in die Ab· 
sicht der Regierung weitaus geringer, d ie 
Rauschgiftmafia und die rechten Killer· 
banden ebenso entschieden zu bekämp. 
fen. 
Die Regierung weiß sehr wohl, daß die 
Drogcnhändler jährlich mi ndes tens 4 
Mrd S ins Land bringen. 6 Ohne diesc 
Gelder hätte Kolumbien im letzten Jahr 
kaum ein Wirtschaftswachstum von 5% 

enieiL Oie bC'reits vereinbarte Ausliefe· 
rung der Drogenbosse an die USA wurde 
inzwischen vom Obersten Gericht 
Kol umbiens untersagt, da angeblich der 
Auslieferungsvertrag mit den USA nicht 
verfassungskonform sei. 
Generalstaatsanwalt Hoyos war nicht zu· 
letzt auch deshalb von dC'r Rauschgift. 
mafia umgebracht worden, weil er sich 
rur eine Revision dieses Urteils eingesetzt 
hatte. Obwohl alle Führer der Rausch­
giftmafia namentlich bekannt sind, 
können sie relativ ungestört ihren Ge· 
schäften nachgehen, Grundstücke kau· 
fen uSW. Wird dann - mehr zur:illig -
doch einmal eincr der ganz Großen ge· 
schnappt, läßt ihn irgendein untergeord­
ne ter Richter "irrtümlicherweise" n,tch 
e in paar Tagen wieder fre i. So geschehen 
mit J orge Luis Ochoa, einem der vier 
Rauschgiftkönige des Landes. 7 

Ein weiteres Indiz für das Entgegenkom­
men gegenüber der Drogenmafia ist auch 
der Fall des neuen Gcneralstaatsanwalt es 
Alfredo Gutierrez Marquez. Er halle im 
Februar d .J . Verhandlungen mit den 
Rauschgiftbaronen vorgeschlagen und 
die Möglichkeit erwogen, den Drogen· 
ha ndel zu legalisieren, damit der Staat 
einen Anteil am Profit erhalte. Ende 
März d.J. mußte er seinen Hut nehmen, 
nachdem Geschäftsbeziehungen seines 
Bruders zur Drogenmafia entdec kt wor· 
den waren. 
Auch ein rigoroses Vorgehen gegen die 
rechten Killerbanden ist wenig wahr· 
scheinlich - sind doch viele der Mörder 
bekannt und in den Reihen der Polizei 
oder des Militärs zu finden. In den letz· 
ten sechs Wochen vor den Wahlen waren 
in Hochburgen der UP mehrere Gem et· 
zel veranstaltet worden: In Uraba wur­
den 26 Bananenarbeiter nachts aus ihren 
Betten geholt und erschossen. Männer 
mit Kapuzen ermordeten in Piiialito mit 
Maschinengewehrsalven 13 Bauern. In 
der Nähe von ßarrancabermeja erschoß 
eine Gruppe \'on Unbekannten ebenfalls 
13 Bauern und warf ihre Leichen dann in 
den Magdalenafluß. 8 
Da diese drei Gebie te militärisch kon · 
trolliert werden, gibt es überall Militär­
kontrollen und ·patrouillen. So kommt 
nur jemand durch, der einen Passier­
schein hat - oder selbst Militärangehöri. 
ger is t. Bis heute wurde - trotz des neu· 
en Statuts - keines der drei Massaker 
aufgeklärt. Also auch hier, wie gehabt. 
Das " Handelsblatt" überschrieb kUr"f. vor 
der Wahl einen Bericht zur Situation in 
Kolumbien mit den Worten: "Rechts· 
radikale Killerkommandos vcranstalten 
Jagd auf lin ke Kandidaten - Erste Kom · 
munalwahlen verlie ren durch anhaltende 
Terronvellc ihren Werl."g Diese Ein· 
schätzung ist sicher rich tig. Und schon 
je t ... t haben die Killer verlauten lassen, 
daß keiner der gewählten Bürgermeister 
und Gemeinderäte der ur , die der Gue-

riJIa·Organisation F ARC nahcstcht, das 
Ende seincr Amtszeit erleben wird. 
Wieder wurde eine ~ Iöglichkeit zur 
Demokratisierung der politischen Struk· 
turen des Landes ver tan. Die Wahl hat 
nicht dazu beigetragen. den Friedenspro. 
zeß im Land zu stärken. Und die Zahl der 
Guerilleros, die sich nach diesen Erfah · 
rungen die Frage nach dem Sinn von 
Legalität und Parlamentarismus slellen, 
wird wieder zunehmen . 
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2) Siehe: In!ernational Heratd Tribune, Paris, 

16.3.1988 
3) Vgl. EII'ais (EP), ~Iadrid, t 5.3. 1988 
4) Vgl. EP, 20.1.1988 
5) Siehe: Gramna, lIavanna, t2.2.1 988 
6) Vgl. EP, 3 1.1.1988 
7) Siehe: Le Monde, Paris, 12.3. 1988 
8) Vg1. EI', 13.3.1988undGranma.5.2.1988 
9) lIandelsblatt, 1 1.3.1988 
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Sowje tun ion Lateinamerika 
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Dos neue i!o~ Taschenbuch behan­
delt ein Thema, dem die Salidari!ä!s­
bewegung bisher praktisch keine 
Aufmerksamkeit geschenk! haI. Der 
sehr mOlerio!reiche und kompri­
mierle Text behondel l: 

- die wechselvolle Geschich1e der 
Beziehungen zwischen KPdSU und 
Kominlern und den laieinamerika­
nischen Kammunislen; 

- die zahlreichen und viel fältigen 
Versuche der Sowjelunian in latein­
amerika politisch Fuß zu fassen; 

- die sowjelische Enlwicklungs­
hilfe in lateinamerika und die sowje· 
tischen Handelsbeziehungen vor ol­
lem mil Brasilien, Argenlinien und 
Peru; 

- die besonderen Beziehungen 
der Sowjetunion zu Kuba 

- dos sowjetische Engagement für 
Nicaragua. 
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ilo, Heerstr. 205, 5300 Bonn 1 
(am beslen in bor oder V-Scheck mit 
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Südafrika 

Jürgen Oslrowsky 

Das De-facto-Verbot 
der Anti-Apartheid-Organisationen 
Die Ausgabe der südafrikllnischcn 
Wochen leitung "Wecki}' Mail" vom 25. 
Februar dJ. erschien mit einer Titelseite 
rast ganz in Schwarz, darin in großen 
weißen Blockbuchstaben das Worl BA?\'­
NED! - verbo!(~n. Kleiner darunter die 
Erläuterung: "Der Staat dabei, die 
VoJksbcwegung m zerschlagen." 
Gcnau genommen handelte es sich bei 
dem Notstandsdekret des Apartheid­
regimes gegen 17 Widcrstandsorganisa­
donen um kein formelles VerboI: Die 
betroffenen Organisationen dürfen wei­
ter bestehen, ja, in einer die Paranoia des 
Systems reflektierenden Klausel heißt es 
sogar ausdrücklich, die Bestimmungen 
des Erlasses enthöben die Gruppierun­
gen keineswegs der Verpflichtung, ge­
richtlichen oder gesetzlichen Anordnun­
gen nachzukommen_ Verboten wurde 
den Organisationen "nur" die politische 
Betätigung - eine _\nordnung, die spezi­
fisch an den GewerkschaftsdJchverband 
COSA1'U erging; letzterer habe sich auf 
.,rein gewerkschaftliche" Aktivitäten zu 
beschränken. 
Faktisch indesseIl hatte das Botha­
Regime damit die gesamte politische Op­
position außerhalb der weißen Bevölke­
rungsgruppe mundtot gemacht - wie 
schon 1960 mit dem Verbot von Afrika­
nischellI Nationalkongreß (ANC) und 
I'anafrikanischem Kongreß (PAC) sowie 
1977 mit dem B<lnn gegen ebenfalls be­
reits I 7 Organisat ionen. Was der Minister 

Auch we nn im Fall 
der "Sharpeville 6" ei n Aufschub 
der Ilin richtungerwirkl wurde, 

geht das "Ieg"d lc" l\ lo rden des 
Aparth eid regimes we ite r 

flir Recht und Ordnung. Vlok. als erfor­
derlich flir die W"hrung .. der öffent­
lichen Sicherheit sowie die Aufrechter­
haltung von Recht und Ordnung" dekla­
rierte, bezeichnete Bischof Tutu so: 
.. Viele ~Ienschen werden dies als eine 
Kriegserklärung ansehen." 

Die Fr<lge war zwangsläufig, warum Pre­
toria ausgerechnet jetzt zu diesem Schlag 
ausholte, wo doch angeblich die "Un­
ruhen" nach ,\lJ.ssenverhaflungen, Blut­
b:idern auf den SIraßen der Townships 
und dem S.\-Terrorder schwarzen "Vigi-
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lantc"- ßanden gegen Angehörige der 
Widerstandsbewegung (dies alles hinter 
dem Vorhang einer nahezu totalen Zen­
sur) "eingedämmt" und der Weg wieder 
frei schien Hir den Einbau von Kollabora· 
teursgestalten in das System? 
Eben weil Letzteres zu Recht als keines· 
wegs so problemlos angesehen wurde, 
wie es das Regime gern gesehen häl1e. 
Und dies, weil der gesamte Staatster· 
rorismus den politischen Widerstands­
willen der schwarzen Mehrheit nicht hat­
te brechen können und dieser sich in den 
Organisationen manifestierte, deren 
politische Reife rasant zugenommen hat. 
So belOg das De-facto-Verbot, angefan­
gen vom Bündnis Vereinigte Demokra­
tische Front (UDF) mit seinen über 600 
Mitgliedsorganisationen liber den ju­
ge nd verband SA YCO. der erst vor knapp 
einem jahr gegrlindet worden war, bis 
hin zur Kampagne für die Freilassung 
Mandclas (R~IC), fast alles ein. wo die 
Regierung Gegnerschaft gegen die Apart­
heid vermuten durfte, und damit auch 
gegen ihre Pläne. dieses mörderische 
System zu modernisieren. 

Blicben die großen Kirchengemeinschaf. 
ten (siehe auch Beitrag R. Brückners; d. 
Red.), der anglikanisch-protestantische 
Kirchenrat (SACC) und die katholische 
Bischofskonferenz (SACBC) - freilic h 
nicht lange ungeschoren. Ein Komitee 
zu r Verteidigung der Demokratie, gebil­
det auf Initiative von Reverend Allan 
Boesak. Hischof rutil und weiteren Kir­
chenführero, um sich für die mundtot 
gemachten politischen Gruppierungen 
und ihre zudem unter Bann gestellten 
Funktionäre einzusetzen, konnte noch 
nicht einmal seine erste Konferenz zwei 
Wochen nach dem De kret vom 24. 
Februar abhalten: Einen Tag zuvor er­
eilte es das Verbot. 
Minister Vlok zur Begründung: ,.Gewisse 
Geistliche befassen sich mehr und mehr 
daUlit, die Re"olution zu predigen, statt 
die wahre christliche Botschaft zu vef­
klinrlen," Die lautet für l'retoria und eine 
Reihe sclbstern,lnnter schwarzer Ge­
meindeführer: Maul halten zum Regime. 
terror und dankbar entgegennehmen, 
was Pretoria an "Reformen" verfügt. 
Eine Organisation, (nicht nur) hierzu­
lande in konservativen Kreisen als 
"größte schwane Opposition" in Slid­
afrika apostrophiert, war von dem Ver· 

ProInld~monMral;on "on sch".r,on und weißon $ludtn· 
I.n in JOhannesbu'l gegen die Ve,bole f'feIOri •• 

bot "bezeichnenderweise" - so die 
"Finallcial Times" - nicht betroffen: 
die Inkatha-Stammesorganisation des 
lJäuptlings Gatsha Uuthelezi (siehe AlB 
3jl988, S. 28·30: d. Red.). von Pretoria 
ausgehaltener Chefminister des Zulu­
"Heimatlandes" K waZulu. 
Der aus dem Wahn des Rassistenregimes, 
es k(inne so sein Schicksal abwenden, 
gcborenen Repression im Innern ent­
spricht die Aggression gegen Nachbarlän· 
der - sei sie indirekt, wie gegen Mosam· 
bik, oder direkt, wie im inzwischen mit 
fast sieben jahren länger als der 2. Welt· 
krieg dauernden Abnulzungskrieg gegen 
Angola. Die wortreiche und tief ins 
Repertoire hehrer Bekenntnisse greifen­
de Kritik der Regierungen jener Länder, 
aus denen der Löwenanteil der Investi­
tionen in Slidafrika stamm t, kümmert 
Bothas Regime nicht. 
"Was mich betrifft", erklärte er noch am 
27. März d .) . in einem Gespräch mit dem 
Londoner "Sunday Tclegraph", "spielen 
nur südafrikanische Interessen eine Rolle 
- und nicht die Schrullen von Auslän­
dern, die dieses Land nich't vers tehen." 
Am sclben Tag wurde eine neue sild· 
afrikanische Angriffsoperation im süd­
lichen l\ngola gemeldet - von wo Süd· 
afrikas Armee mehrfachen öffentlichen 
Versprechen zufo lge (im Dezember 



1987 sowie im Januar 1988) längst hatte 
abziehen wollen. 

Man vermag sich förmlich vonUSlellen, 

"~e den weißen Uernchern in Pretoria 
der kalte Angstschweiß auf die Stirn trat, 
als sie die wortgewaltige Verurteilung 
durch die zwölf EG· Regterungen ( .. mit 
aller Sch;irfe") vom 25. Februar d.J . zu· 
gestellt erhielten, versehen mit da Dro· 
hung, "ihre Politik mit aller Enuchlos­
senheit fortzuführen". Die Resultate im 
Südlichen I\frika ch .. rakterisieren diese 
Politik. 
Der Protest beeindruckte das Regime 
derart, daß es kurz darauf seinen UN­
Vertreter aus einer Debatte des Sicher­
heitsrates zu Südafrika mit den denkwür­
digen Worten ausziehen ließ: "Süd'lfrik.! 
weist alle Vorwürfe mit Verachtung zu­
rück und wünscht Sie alle zum Teufel!" 
Eine solche Botsc haft an den Rest der 
Welt häHe sogar Both:1I Freund Strauß 
düpieren müssen. Daß dem nicht so war, 
kennzeichnet das Verhältnis - schon gar 
nicht mehr zu reden VOll dem Affron t in 
der Frage Freilassung politisCher Häh ­
linge: BILD hatte noch nicht lange sein 
Fluchthelfer-Rotwelsch ausgegrölt 
("Slrauß holt I 00 Schwane raus!"), da 
entließ Pretoria in der Tat mehrere ohne 
Uaftgrund und Anklage Inhaftierte -
um sie sogleich per Rannorder mit politi­
schem Betätigungs\'erbot zu belegen_ 
jede Aktion des Apartheidregimes be­
weist von neucm die angesichlS der 
Opfer makabre Lächerlichkeit all jener 
politischen Manöver du Westens, die da 
als "kritischer Dialog" und ähnlich ange· 
dient worden waren und in ihrer Folgen­
losigkeit ein zynisches Desinteresse am 
Schicksal der Bevölkerungsmehrheit in 
Südafrika offenbaren. Ob "konstruk­
tives Engagement" (so die Washingloner 
Variante) oder "sti lle Diplomatie" (so 
die Chiffre für Bonn er stillschweigende 
Tolcrierung und Kollaboration) - nichlli 
hat das Regime in Pretoria ,'on der Ver­
folgung seiner bezeichnenderweise 
"to tale Strategie" genannten Politik ab­
gebracht. Und dertn Doktrin ist .tus­
schließlich die Anpassung der Apartheid 
an veränderte Bedingungen, um sie iiber­
lebensfahigzu machen. 

Und die Fiihrer des "freien Westens"? 
Sie beklagen, daß die Repressionsmaß­
nahmen "die Spannungen erhöhen" 
könnten, als habe es bisher keine gege­
ben, und spenden den Opfern Trost: Die 
"schwarze Opposition", so Frau Thal­
c hers Au6enminister I-Iowe. "soll dit 
Hoffnung auf friedlic hen grundle~nden 
Wandel nicht au fgeben". Und damit 
deutlich wird, in Bezug auf wessen Ver· 
halten man in Wahrheit Bedenken hegt, 
fo lgt die Mahnung, daß "Frustration und 
Ven ..... eiflu ngGc:walt gebaren". 
Der Schlag gegen den Widerstand 
demonstriert von neuem, was vor nahezu 

30 Jahren zunächst der Befreiungsbewe­
gung klar geworden war: "Durch sc:ine 
Praxis sagt das Regime, daß friedlicher 
politischer Kampf unzu lässig ist", er­
klärte Thabo Mbeki fo.ir die ,\NC· Fuh­
rung jetzt und bekräftigte: "Das zwingt 
die Menschen angesichts der Beibehal­
tung der Apartheid zu dem Standpunkt, 
daß der einzige Weg der Griff I.U den 
Waffen ist." 
Niemand ... erlangt westlichcn Regierun. 
gen ab, sich dem anzuschließen. Doch 
ihn: Verurteilung des bewaffnetcn 
Widerstands in Tateinheit mit der Weige­
rung, wirksame Sanktionen zu verhän­
gen - das einzige Mittel, der geforderten 
"friedlichen" Lösung eine Chance I.U er­
halten -, macht sie zu Komplil.en des 
Apartheidregimes. Und es stempelt ihre 
schönen Theorien, wie die Apartheid 
"abgebaut", "überwunden" werden 
könne, zu Propag-.mdawerk mit eindeu­
tiger Interessenbestimmthtit. 

Noch am 8. Februar d.J. ,,(stellten) die 
Zwölf mit Genugtuung feu", daß die 
Unternehmen aus EG-Ländern in ihren 
Sudafrika·7\'iederlassungen sich angeb­
lich mrbildlieh an den EG·Kodex hiel­
ten, dem reformerische Wirkung lUgt· 
sprochen wird. E.inen Tag zuvor hatte die 
Internationale juristenkommission d· 
nen Sudafrika- Bericht vorgelcgt. 
In diesem war auf der Grundlage "on 
Beweisen ftir Folter und andere gra,·ie. 
rende Menschenrechtsverletzungen der 
Schluß gezogen worden, .. Sudafrika 
(habe) seine Rechtskultur aufgegeben". 
I-l inluzufugcn wäre: das, was man über­
haupt als solche hatte bezeichnen kön· 
nen. Auch die wegen ihrer angeblichen 
Unabhängigkeit, von intcressierter Seite 
zumal, gepriesenen südafrikanischen Ge· 
richte etwa urteilen - in berüchtigt 
rechtspositivistischer Manier - nach 
nic hts anderem als nach den Terrorge. 
setlen des Apartheidstaates. 

ANC-Erklärung ZU den Verboten 
Die faktische lIIegalisierung der 17 demokra­
tischcn Organisationen, BiiTger.ereinigungen 
und des Ge ... erkschahS\erbande~.Am gestrigen 
24. Februar demon,triert, daß 80th;,. und seine 
Handlanger un .... iderruflich die Unterdruckung 
der Ideale .'on F..,iheit und Ge..,chtillleit in 
unserem und anstreben. 
Die ~laßmthme. die das Regiml' erJITiffen hat, 
in I'in deutliches Eingest;,;ndni" daß alt die 
drakonischen Unterdruck ungsmaßnah men. 
mit denen es SÜ(I~frika ubcnogen hat - von 
Festnahme und Verhaftung uhlreicher poli· 
tisch Akti\'cr über denJustilmord an Freiheit!­
kampfern, das LoslaJIsen hezahlter Morder, 
Todcsschwadronen und Vigilanten bis -,.ur Ver­
hängung des Kriegsrechu - den Wider.tands­
geist und die Enuchlossenheil der Umcrdrück­
ten, sich zu widel1euen, nidn einzuschüch­
tern \'ermochte_ 
Die Organisationen und BurgeT\·ereinigungen. 
die daher "erhoten .... urden ..... aren ausnahms· 
105 auf ge .... "'hlose Kampfformen festgelegt 
und hallen angesichts der Ichwc..,n I'ro\'ob­
tionen seitens des Regime~ und seiner Agcmen 
ein beeindruckendeii ~aß an Bchcrnchung be· 
.... iesen. \)a6 sie nun gekhtel wurden, ;teig! 
deuttich, daß das Regime nicht dil' BduN.or­
tung des be ... ·arfneten Kampfes oder die Teil­
nahme an ihm fUrch let, Kindern bereill den 
blofkn Ausdruck demokr~ti.cher Opposition 
und anhaltenden Vo'ideTlltllnds. 

Die Itlcgalisierung der demokrat,schen Be .... e· 
gung stellt eine offene Herausforderungan ;alle 
Patrioten dar, sich ent .... eder dem "loloch Poli­
zcistaat zu ume .... ·erfen oder neue und belsere 
Methoden iur die .-oruet;tung des Kampfe, 
unter den Bedingungen der 'olli!!en llIegalitiit 
zu entwickeln. Wir sind da\'on ube ... "eugt, daß 
ebenso wie die anpas5ungsfahille Reaktion un· 
seres Volkes in den vergangenen zv.ei jah..,n 
über die I>lanoverdes Feindes oboiegt hat, eben 
dieser sdbige Geist des "keine Aufgabe!" 
Bothas Bemuhen ... ereiteln wird, die national­
demokralische Bewegung zu urschlagen. 
Ocr Zeitpunkt dieses jüngsten Affrollu in 
nicht zuiallig. Botha und seine Gener;"le b~rei­
ten ihren Machlapparnl dafur ... or, aufpolierte 
Marionettengremien und StrohmanninililU' 

tionen in Sz~nt zu setLen. Au) Furcht, der 
.\!auenwiderstand konne \'on neuem die Hohl­
heit seiner Kooperationsbemuhungen zuta~ 
fordern. 'ersuCht das Regime, den Widerstand 
~u entwarrnen, bevor es iDerhaupt zum KlImpf 
kommt. 
Oie Both~-"Ialan.clique hat endlich den \'or. 
.... nd f;allen tassen. 511' .. refonniere" die Apan­
heid hin ... ·cg. Die gestrigen Ereigmsse urafen 
die I\ pologelen Lügcn. die der Welt einreden 
wollten. hinter Pretorias bomba>lischcn Be­
hauptungen stecke eine ernsthafte Absicht. 
Die Nutwendil(kcit internationalen Handeln! 
wird tallt.1It1i<:h cillSichliger. 
Der "r-:C ruft das südafrikanische Volk ;,.uf. 
skh diesel Iierausfordcrung tu stellen, indem 
es den tyrannischen Maßnahmen des Ra<si· 
Slcnrqt1mes wie nie wvor mit Widcruand und 
l'nbeug.amkeit entgegcntrill. Wir musscn die 
IIc.edliigung Prctorias be~treiten, Gesetze fur 
uns und unsere Organi .... tionen zu erlassen. 
Diese neUen Verbolsmaßnahrnen werden nur 
u\ dcm Maße wirksam sein, wie wir sie respek· 
tie ren ulld ihnen Folge leisten. 
Der A;>;C ruft die inlernationak Gcmeimehaft 
zur Verteidigung der demokratischen Bewe· 
gung sowie der Gewerkschaften unseres Lan· 
des auf. Die Organisationen und Personen. die 
l'relOria durch seine Maßnahmen zum Schwei­
gen bringen will. ,akorpcrn die besttn Tradi­
tionen IInse..,5 Landes und stehen für die de­
menta..,n Bestrebungen der )lehrheit der 
SildafrikJner_ Es darf nicht zugelassen werden, 
daß die Apartheid ihre Stim ... en erstid" und 
ihre lIaltungbricht. 
Weder der "Ne noch irgendeine seiner Fonna' 
tionen inner- wie außcrhalb Sudafrikas werden 
sich durch diesen ncuerlichen Angriff auf un­
~r Volk abiichrecken lassen_ Die Verbou,er­
fUgun8l:n .om 24. Februar bestätigen nur un­
sere immer wieder betonte Auffassung: i\:ur 
eine Ma~senbe"egung. die in ih..,n Reihen die 
breiteste hont demokratischer und p;atrioti­
scher Kräfte \'creint und eine Stralegie an ,ie· 
len t ronlen ... erfolgt , einiichheßlich der re\olu­
tion~rer Gewalt. \'erm:q;- das Apartheidregime 
I.U \·erja~n. 
Arribni.,her Nationalkongr(ß. Lusaka, 25. 
februar 1988 
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Dr. Wlnlrled Beck/Dr. Roll Schlömer 

Gesundheitswesen unter 
der Apartheid 

Die Gesundheitslage der unterdrückten Mehrhei t in Al'arlhcid·Siidaf rika sondierten im 
Män clJ. zwe i buudo:sdcuuehc E"perten, I)r. Wili fT icd ßeck, Vorsitzender des Vereins 
demokratische r Ärztinnen und ;~rzlc, und Dr. Rol f Sch lömcr, Vorsitze nder der 
Vereinigung de mokratischer Zahnmedizin. J lier is t ihr Erfahru ngsbcrichl. 

Auf Einladung der N;otionakn zJhnmcdizini­
scheu Vereinigung Sud"frika. (1'\I\'\IDI\) be­
suchten wir die Republik SWafrika. Im Rah­
men einer Iltagigcn Rundreise hallen ",irG,,­
lq;cnhci!, die gc~undhcilljlhc Versorgung in 
(Jen ,~hwancn Town,<hips ,,,nJohannc~burg. 
K"pstad t, Port l::1isahclh, I',;,s\- London und 
[l",ban. SO" i<: dem II<)m~IMld Ciskei g.:gcn die 
mcdizmi5chc Versorgung lIer weißen Bc\i.)lke· 
rung abzuwäg~n. 
\\'c~entlicht Erkenntnis i.t lIic extreme r.lhel1· 
.IpC1.ifi5~he Diskrepanz in lien Chancen. dn 
gesu'lde! Leben fUhren zu können: 
• Tuberkulose. Magcn'D~rm'lnfck\ionen, Er­
krdnkungen der Atemwege U.3. cntstch .. n aul 
lIcrn Boden katastrophaler lcb .. n,bcdingun­

"'0. 
• In den '\otuntrrkünften lIer schwar~"11 
'1 ownships drii.ng .. n sich mehr dh 10 Menschen 
on ";nenl Raum. teilen s,~h 15 l-amilien und 
mehr einen \l'assl'fanschluß im Freien, fehlt 
die Elcktrizit<it. Dies triffl nicht nur für die 
mehr als 2 Mio Einwohner Sowetos zu •• on· 
dem kennzeichnet die Lebensbedingungen al· 
ler schwarzer T ownships und l1omelands. lien 
au,schließlich als Wohn~liict zugewie.lcncn 
.\rc;,kn rur d"" ,~h"arze ?\tehrhcit (13% lIcr 
5,taat>f!Jchc fur 75% der Bc\-ölkerung). Gl .. ich· 
z"iti;: lebt die ?\lchrh .. il der Weißen 111 den 
)!;ninen VOT.tildtcn in kdUItl \ursttllh;trem 
Lu~us. 

'" [)ie .>\partheid gipfdl in einer Ungleichheit 
(kr mcdi,-inischcn Versorgung. [inem wcilkn 
Ar'-I 'lehen 400 weiß,· Patienten gcgcni.tber, 
w;,hn:nd das Vah.ihni. hei ,Jen Schw~r'-"n 
1;9.000 ist. Noch ekla tantcr 'il da~ Miß'er' 
hahn;, in der zahnmcllilinis<.hen Versorgung. 
die fur ,Jie m~i>ten schwarzen Bcwohner noch 
nicht "inm;,l al$ Not\"ersorgung e~i~tieTl. Wir 
hahen in einer Entbindungsstation in Durban 
~d,w~ngcre Schwarle unler. neben den Bet­
Icn, 7.U zweit in eincm 1I,'\! liegen sehen; da, 
glckhe Bild im 2.800 8euenkrankenhaus ,on 
Su"no. In Sichtweitl' da' on das Kr3nh'nh .• us 
fur die \\"eißcn ulllerh~legt, g.:s(hlo~~ene ,\b­
teilungen ",~ngels PJl ientcn. D,e Aufnahme 
Sthwarzcr wird auf ""trage ,,·rweig.:rt. 
• Ikuh<.hc und österreiLhisehe Studenten 
un,J jUIl)!;C Anle nutzen offenbar diese Situa' 
tion be.onders in der Gyn;;kologi .. , Geburts· 
hilfe und Chirurgi,' fur ihre eigt·",· KafTicrc a,,>­
Die schwar;.en Student"n ,Jer Medic'al schnol 
c1cr t'ni,er;itiit 'on .'I"tal kbgten. daß ihnen 
durch deren Eimtcllung .\rb<'itsplätze cnl­
'"0l\en ,,"urdl·'l. Dk. u<'lTcHe imhcsolllk,,' die 
in dcr Ant;·Aparthcid·llcwegung cng~~deru>n 
Ko",,,,iliton~n . 

• Die Allfreehterhahung dn Apartheid ~u,h 
im G ... "ndheitswe,en slellt ein~ "ngeh"ure 
\'ers('hwcndung finan~i .. lkr Mitte] dar. Oie re· 
gion~1c und r~ssi"be l:nlerteilung derGe~und· 
heilshehorden - allein If Ge~undheitsmin;· 
.teqind im AmI. für jede Ra.se gibt eS eigene 
Kmnkcnwagen us\'. Ußt keinerlei '·ernunf· 
tige l'lamtng des Ge.undhcits"escns zu und 
blockiert u.a. auch die Einrichtung eines natio· 
nalen (;e,undheilsd,e,,~te •. wie: a "011 den 
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oppositionellen Gruppierungen ~fordnt 
wird. 
And .. rerseit~ hat uns ticfbeeindruekt, rnit wie· 
I'lel Sach\'~r~lanrl, Zu\'ersicht und Konsequenz 
dk in d"r Anti·Apartheid·Bc:wc:gung c:ngagier· 
tcn Gruppen aus dem nereich dcs Gesundheits· 
we~ens sich ~uf die Zeit ndeh der BesdtiJ,:ung 
der I\panheill \'orbereiten. wobei einer vor· 
beugenden Ge.\undheitsfüT!iorge der Vormng 
gegeben wird. 11", Krankheiten soUen dm Ort 
ihrrs EntstehclI$ bekämpft werden. in den 
Slums und an ung"sicheTten Arbcitspl~tzen . 
Schon hcutc cxi,üeren ~!b,\\"crwahete Klini· 
kcn, Ern.ihrungsber.ttung,steUen us". in den 
Township •. Zahlreiche Organisati.)Uen he­
rntihen sich. dut~h entsprechende Aufkbrung 
und andere Maßnahmell daftir zu sorgen. daß 
e:s nicht "i~ in vielen andn .. n Ui.ndern i\frokas 
ndch der BefrciunJ; zu cinem ;:ct:,hrlichen 
A,JeTlaß an aU~l:"biltktern mcdizinischem !'er· 
,ondl kommt. 
In den '-on st."ldigen Attacken ,kr Armce be· 
drohten schwa.!.en Vororten werden medi~i· 
nische Sdbsthilregruppen aufgebaut. wcil 
w:ihrend du Rm'..ticn alle Zugang.:- abg<:ricgdt 
werden und mrdi'-inische I-l ilfe vOn außen 
dadurch unmöglich wird. Großes Ansehen ge· 
llIeßt in diesem Zu,ammcnhang die bundes· 
deut~ch,' lIilfsorg;tniution medico intern.,tio· 
!laI in t'mnkfurl am Main. 
Wir fordern llIedi~ini~che und zahnm"dizim· 
sehe Org-"ni,3tionen und Körperschaften auf. 
im Rahm .. n ihrer Möglichkeiten Druck ;lUf das 
Apartheidrtgirnc in I' n:toria auszuüben. Nach· 
dem die englischen und amerikani.\chen Ar~te: 
und StudenteIl Südafrika meiden, solltcn lieh 
ßundcsar'-tckammer und ßundes\"Crband der 
Deutschen Zahn;,rltc dafi.tr einsetzen. dilß 
deutSche Studentcn und Är.tte nicht zur Kon· 
kurren~ für ,chwaru Kolleginnen und Kolle· 
gen im Aparthcidsta:.t werdcn.l)c:r Forderung 
des akademischen Bo}'kott~ (Austausch \on 
\\"is5cnschaftlcrn und Studenten), die "Oll 

sii.mtlichen nichtra.si.li~chcn Organi.alionen 
SooJfrikas erhoben wird. muß 'on dlkn Jrzt · 
lichen und zahn.irl.th,hen Organ; ... tionen kon· 
SC'luCllt und in heiden Richlungen gefolgt wer· 
den. 
Die BUn<ksii.rl.tekammcr als einl"S dcr cinnuß· 
rci~hsten Mitgli",lcr im Weltär.ttcbund forden 
wir auf, die,cn l.u \erla~scn. lln WdtaTl.te· 
hund untCTStii\1.t dur~h ~ine Aufnahme ,Jes 
\Im der l':-;O nicht anerkannten lIomclands 
Tramkci dis Vollmnglied das Aparthcldregi· 
mc. und dcssen l'olitik der .-\usbürgerungaJler 
Schwarzen "u, Siid.,frika und der Verbannung 
in Rc~ervate, '-on wO dUS sie als hilligr "rbeits· 
kr;ift .. zur Verftigungstehen. 
bne V~TSchlechterung dcr '---"bens· und Wohn­
bedingungrn der .\tehrheit der schw;w,-cn lIe· 
\olkerung ist nicht \orstellbar und wird auch 
'Un di .. scr nicht bcfurehtet. Wirtschaftlich .. 
Sanktion. n konnell de.halb nur die herr­
schende und wohlhahende weiß<' Mindcrheit 
trdfen. Die,c iil es auch. die sie fürchtct. 
Wir rufen ~u Spcudcn für "medko internatio· 
nal··. Obennainanla~"" 7,6000 Frank furt/Mo I, 
l'ostgirokonto Köln 6999·508I1uf. 

Das Ergebnis: Lokale politische Aktio· 

nen, die sich gegen Instit ut ionen des 

Systems richten, werden als Hochverrat 

verhandelt; die Todcsstrafe bildet ein 

~' .. Iittel, Menschen "legal" zu ermorden, 

die im Kampf um ihre Freiheit Vergel­

tung gegen schwarze Kollaborateure 
übten. 

So auch im Fall der "Sharpeville Sechs". 

Stiehhaltigc Gründe, daß ihre Ver· 

urteilung au<::h "fonnaljuristisch" nicht 

haltbar war, und nicht zuletzt internatio­

nale Proteste fUhrten in letzter Stunde 

einen Aufschub der Hinrichtung um ci· 

nen i\lonat herbei. Doch es bleibt "in 

schaler Beigeschmack. 

Nur zu offenkundig bezogen sieh vor 

allein die westlichen Regierungen bei ih­
ren Appellen lediglich auf die juristische 

Seite des Falles - eine politische Forde­

rung nach Verschonung aller Wider­
standsangchörjgen, die angeblich oder 

tatsächlich an derartigen t\ktionen im 

Verlauf der Aufstände seit 1984 beteiligt 

waren. unterblieb. Mit den "Sharpevillc 
Sechs" war das Protest·Soll offenbar er­

ri.illt - von Milde des Regimes konnte 

ohnehin keine Redr sein : Noch am 18. 
März wurde T scpos Letsoara hingerich. 

tet, eine Woche späler ~lichacl Lucas. 

Regierungsproteste aus dcm Westen wur· 

den nicht registriert. 

Und ungerührt treiben sich g-.mze Scha­

ren Bonner Poli ttouristen in der Nähe 

der J-linr ichtungs kammern herum, um zu 

erkunden, was seit langem e\'ident ist: 

Daß das Apartheidsystem "nazistisch" 
zu nennen ist (Bischof Tutu). und daß 

die ßevölkcrungsmehrheit seine völlige 

Beseitigung fordert, gegebenenfalls auch 

mit Gewalt. Doch sie reisen und reisen, 

als gelte cs Neuland zu entdecken. Drm­

nächst wird auch Norben Bllim, Experte 

für treuherlig vorgebrach te Menschcn­

veradltung, seine Aufwartung machen. 

Beifall nir "offcne Worte" und "Men· 
schenrechl seinsatz" wird ihm gewiß 
sein. Doch was an politischer Substanz 

wird sein e Exkursion von der des Vor· 



sitl:enden der "deutschlandpolitischen 
AG der CDU/CSU-Fraktion", Lintner. 
unterscheiden? 
Die Jlublizistische Begleitmusik klingt 
ohnehin \'orwicgend, als hätte der ge­
s:mllc rassistische Terror allein der letz­
ten Jahre nicht stangcf unden. als h'lOdle 
es sich beim Botha-Regime um eine 
honorige Regierung .. ,Zu weiterer Kon­
frontation und innenpo litischer I'olari· 
sierung" führten die jüngsten Repres· 
sionsmaßnahmen, heißt es bhluäugig 
auch in der EG-Erklärung. 

Den Vogel schoß die Frankfurter All· 
gemeine Zeitung (FAZ ) mit ihrem 
Lamento ab. Both a sei aufgrund neuer· 
licher Wahlcrfolge der dumpf.rassisti. 
sehen Parteien "gefesselt"'. "sein wei­
teres (t) Voranschrciten auf dem Wege 
einer allmählichen Beteiligung gemäßig­
ter schwarzer Politiker an der r-.lacht nun 
erst einmal in Frage gestellt". Das ist es. 
was im Westen am meisten stört: Daß 
Pretorias brutaler Kurs die eigenen Op­
tionen diskreditiert, die weitgehend 
auch die Bothas sind und sich um den 
Einbau von ßuthdezi-Gestalten in ein 
System drehen, das sich gefälligst eine 
gewisse internationale Reputation zu­
legen soU. 

Dies als wortreich umkleidete wahre 
Absicht dahinges!eUt, offenbart sich der 
Sinn der F AZ-Klage als Solidarisierungs· 
aufruf mit Botha und seinem Regime der 
Massenmordverantwortlichen gegen die­
jenigen Rassisten, die aus schierer 
Blödheit solchen Plänen im Wege stehen 
(von den .,radikalen" Schwarzen und 
ihren Org,misationen ganz zu schwei­
gen). 
So sind sie, und so werden sie wohl auch 
bleiben. Sie haben andere Interessen als 
die um ihre freiheit kämpfende Mehr­
heit der Südafrikaner, Diese wird aus den 
jüngsten Entwicklungen ihre eigenen 
Konsequenzen ziehen. Mit ihrer Befrei­
ungsbewegung ANC hat sie Anspruch 
auf mehr als nur unsere verbale Solidari· 
tät. 

.tdl , [)oe Drifte..Welt-Z 

Reinhard Brückner 

Christen gegen Apartheid-Südafrika (11) 
Südafrikas Kirchen gegen Apartheid 

Am 22. Män d.]. verbot das Apartheidregime die der katholischen Kir­
che nahestehende Wochen zeitung "New Nation". Zwei Tage darauf be­
schuldigte Premierminister Botha in einem Brief an Frank Chikanc, den 
Generalsekretär des Südafrikanischen Kirchenrat.es, die Geistlichkeit, 
den Afrikanischen Nationa lkongreß (ANC) zu unterstützen. Und se in 
~Iinistel" Adriaan Vlok drohte den KirchenfUhrern ein noch härteres 
Durchgreifen an, fall s sie sich weiterh in oppositionell betätigten. Was 
steckt hinter dem Konfrontationskurs Pretorias gegen die Kirchen? 

Dieser Gott ist .. arglistig. unheilvoll und 
böse", Wessen GOIt ? Der, VOll dem 
Südafrikas Weiße in der Prä~mbcl ihrer 
Verfassung sagen: 
..[n demütigem Gehorsam gegen den all­
mächtigen Gott. der die Geschichte der 
Nationen und die Geschichte der Völker 
lenkt. der unsere Vorväter aus vielen 
Landern zusammengcftihn und ihnen 
dieses l..and zu eigen gegeben hat, der sie 
gefUhrt hat von Generalion zu Genera­
tion, der sie auf wunderbare Weise aus 
den Gdahrcn, die sie bedrohten. errettet 
hat. .. " 
In seinem Namen raubten sie das Land, 
entrechteten sie die Bewohner, stehlen 
sie die Rohstoffe. Im Namen dieses Got­
tes raubten und mordeten schon Kreuz­
ritter, die Eroberer Lateinamerika. die 
Ketzer· und Hexen\'erfolger, die deut­
schen Heere während zweier Weltkriege 
"mit Gou" auf den Koppelschlössern. In 
.. Verantwortung vor GOII und den ~lcn· 
sehen" (Grundgesetz der Bundesrepu­
blik) rüsten die Uundesdeutschen auf. 
zerstören sie Umwelt, schaffen sie neue 
Armut, bis hin zu Südafrika, Namibia 
und anderswo. Es lohnt, tiber bundes­
deutsche und (weiß·)südafrikanische Ge­
meinsamkeiten nachzudenken. 

Nach Beginn des I\usnahmezustandes 
analysierten südafrikanische Christ[nnen 
die Situation ihres Landes (Kairos Doku­
ment, September 1985): "Hier haben 
wir es mit einem Gott zu tun. der im 
Verlauf der Geschichte immer auf seiten 
der weißen Siedler war. der die schwar· 
un Menschen ihres Landes beraubt und 
der den größten Teil des Landes seinem 
'auserwählten Volk' zuspricht. Es ist der 
Gott der überlegenen Waffen. der jene 
besiegte, die mit nichts als Speeren be­
waffnet waren. Es ist der Gott der 'cas­
spin' und 'hippos', der Gott \'on Tränen· 
gas. Gummigeschossen, Nilpferdpeit­
schen, Gefängniszellen und Todesurtei­
len." (Kapitel: Kritik der "Staatstheolo· 
gie") 

.. Es kann keinen Zweifel darüber geben, 
was die Mehrheit der r-.lensehen Süd· 
afrikas denkt", sagen sie. ,. FÜr sie ist das 

:\panheidregime in der Tat der Fei nd 
des Volkes, und genauso wird die Regie· 
rung auch genannt: der Feind. /Ilehr als 
je zuvor hat das Regime in der gegenwär­
tigen Krise jede Legitimität ... verloren," 
(Kapitel: Auf dem Weg zu einer prophe­
tischen TheolOgie) 
Sie sagen und be'ITünden. daß der Staat, 
in dem sie leben und die Regierungen 
illeg-dl si nd und Verbrechen begehen -
mit allen Konsequenzen für Verfassung, 
Gesetze, Staatsorgane us\\'o Diese Män· 
ner und Frauen, \'on denen viele Haft 
und folter hinter sich und vor sich ha­
ben, bezeugen stellvertretend das r-. len­
schenrecht, während die (christliche) 
Staatsrnacht international anerkannte 
Rechtsnormen nicht akzeptiert. 
Die Mitverfasser dieses Dokumentes, 
"ran k Chikane. der jetzige Generalsekre­
tär des Südafrikanischen Kirchenrats 
(SACC) und Beycrs Naude, sein buri­
scher Vorganger. Wolfram Kistner, der 
deutschst:immige Leiter der Abteilung 
für Gerechtigkeit und Versöhnung und 
andere. rechneten mit ihrer sofortigen 
Verhaftung und dem Verbot des Doku­
mentes. Bisher hat sie wohl die biblische 
Begrtindung, die internationale Kirchen· 
gemeinsch"ft und ihr Bekanntheitsgrad 
davor bewahr!. Wie lange? 
Von der Bibel her argumentiert aber 
auch .. der Feind", die Regierung, argu­
mentieren die sie stützenden Kirchen 
und Gruppen. Deren größte, die Neder­
duits Gereformeerde Kerk (NGK), zählt 
1,7 Mio der 4.8 Mio Weißen als Mitglie­
der, den Großteil aUer Buren. Ihre Theo· 
logen rechtfertigen Landraub und Unter· 
drüekung lange und mit allen Konse· 
quenzen aus einer biblischen Legende. 
Demnach halte Noah, der Patriarch , die 
Nachkommen seines Sohnes Harn. die 
Kanaaniter. \"erflucht, den Nachkom­
men seiner anderen Söhne dienstb"r zu 
sein (I. Buch Mose, Kap. 9, 18·27). 
Die in Süda frika eindringenden hollän­
disch-reformierten Buren und ihre Kir­
chen erklärten die Einheimischen ein, 
fach zu Nachkommen Kanaans. So fan­
den Landraub und Entrechtung im 
Grunde nie statt , denn Gott gab ihnen 
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Desmond M. Tutu 

Dringender Appell 
an Washington, London und Bonn 

OCSlnond M. Tu tu, i"riede nsnobelpreisträgcr des jahres 1984, ist anglikallischer Erz­
bischof in Kapstadt und Obcrh'lupt der Angli kanischen Kirche SÜdafrika.5. Er gehör t zu 
den cnts,hicdcnen Geg nern dr.-r Aparthe id unter den Gt:istlichen des Landes. Nach delll 
kürzlic hen Verbotssc hlag des Botha.Regimc sorgte Tutu einmal mehr für Aufsehen, als 
er mi t anderen Kirc henführern den Protes t auf d ie Straße trug - fiir die Rücknahme der 
VerbOIe und rur umfassende Sanktionen auch der Westmä.c hte gegen Pretoria. 

Oie schwanen Sooafrikaner haben bei der 
Dtuckausuhung fur ihre Menschenrechte die 
bemerkenswerteste Geduld an den Tag ge­
legt. ( ... ) 
'rI'ir haben viele gcwahfrck Wege eingeschlagen 
In dem Bemuhen. eine Veränderung herbeizu· 
führen, 5Q etwa Streiks, Mieterstreiks, Ver· 
brauchcrboykone. Die Behörden haben mit 
dem Ausnahmezuuand und mit ,erschärften 
Ausnahmebestimmungen geantwortet. Sie 
untersagen friedliche Proteste. inhaftic~n 
unsere Kinder und b<tntl<:n unsere Führer. 
Schritt für Schritt hat die Regkrung unter 
Pritsident I'.\.\'. 80tha einen Weg der fried· 
lichen Veränderung ndch dem anderen ver· 
sperrt. 
Vor rund zwei Wochen beseitigte die Regie· 
rung nahezu alle effek Ii"en Möglichkeiten, auf 
einen wahrhaften Wandd mit friedlichen Mit· 
teln hinzuarbeiten, als sie 18 Organisationen 
die politische Aktivit~t verbot und 18 Fi.ihrn 
bannte. (".) 
\.\'enn wir es zulassen. daß (diese I'olitik der 
Apartheid) fortge.et"t wird, wird .Jas \orsätz. 
liebe Anhdun der Gewalt in unser<:m Land es 
in eine Trümmerlandschaft libanesischen Zu· 
schnitts verwandeln. Diese Auss icht vcranlaßtc 
uns dazu. daß wir uns am 29. Februar an das 
Parlament zu wenden suchten. um ihm eine 
Petition \orzuLcgen. welche die Regierung auf· 
forderte, von ihrem eingeschlagenen Weg abzu· 
gehen. Oie uLcraus schöpferische Antwort auf 
diese Aktion christlicher Augenzeugen. luder 
<ich die Regierung f~hig erwies. war die, uns lu 
,·crhaften. 
Es ist hinlitnglich klar geworden, daß die gegen· 
wartige Regierung eine militärische Option ftir 
die Zukunft gewiihLt hat. Der Minister fur 
Ruhe und Ordnung, Adriaan Vlok, hat off<:n 
' ·011 der Notwendigkeit gesprochen. "Radikale 
und Re",lutioniire1.ucLin>inieren". (".) 
AI .. einer. der glaubt, man solle nie zur Gewalt 
Zuflucht nehmen, gLaubc ich dCntlOch. daß 
eine Zeit kommen kann wie jene. zu der die 
N~1.i5 I::uropa uberfielen - , Zu dcr es gerecht· 
fertigt ist, Zu den W .. ffen zu grei fen, un> ein 
ungere<::htes S~'slen> Zu best:itigen. Deshalb ver· 
mag ich mit jenen zu >~'mpathisieren, die sich 
schon d;!füf entschieden haben, daß Ge ... 'alt· 
anwendung gerechtfcrligt ist. Dies, obglekh 
ich persönlich mit ALl~n Boesak. Oberhaupt 
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der Reformierten Nted~rJändischcn Missiom· 
kirche und Schirmherr der Vereinigten Demo· 
kr.l\ischen Front. übereinstimme, wenn er 
sagt, wir sollten un~ nicht auf das Ni..::au d<:r 
Regierung begeben, indem wir auf sie mil Ge· 
walt antworten. Aus diesem Grund haben ei· 
nige von uns in Kapstadt das Komitee fur die 
Verteidigung der D~mokratie gebildet, um 
friedlich gcgen die Unterdruckung der OPIIO' 
sition durch die Re~erung zu kampfen. 
Konnen Sie sich angesichts dessen unsere Hoff· 
nungslosigkeit vorstellen, a ls jene "On uns, die 
einem verlweifelten Volk zur gewahfreien 
Aktion rieten, \on d~r Nachricht aufge· 
schreckt wurden, daß die USA und Groß· 
britannien einmal mehr entsprechenden inter­
nationalen Versuchen mit einem Veto begeg· 
neten? Die amerikani~chen und britischen 
Ent5eheidc, gegen Sanktionen im UN·Sicher· 
heiurat ihr Veto einzulegen, brachten uns 
umso mehr ins Wanken im Angesichldenrro· 
ganlen Auftretens des Repräsentanten Süd· 
afrikas, der den Sicherheitsrat mit der Äuße· 
rung herausfordene, er "solle sich Zum Teufel 
scheren". 
Ich möchte eine Herausforderung an die Regie· 
rungen der USA, Großbritanniens und West· 
deutschbnds richten. Sie sagen. Sie seien g<:gen 
die Apartheid. Wenn dem so iSI, dann richten 
Sie drei Forderungen an die !>Üdafrikanische 
Regierung: 
I. Ocr Ausnahm<::tunand muß aufgehoben 
werden. 
2. Oie Reltriktionen des letzlen .\Ionats gegen 
unsere Volksorganisationcn und ·Führer 
müsscn aufgehoben werden. 
3. Den Inhaftierten, besonders Kindern, 
müssen offene Verfahren gewährt oder sie 
müssen freigelassen werden. 
Wenn die Regierung ditoen Forderungen nicht 
Folge leistet, mussen Sie die diplomatischen 
Be"tiehungen abbrechen. In Anbetracht dieser 
L'mstände w;ire es nicht einmal ein radikalt r 
~chritt, den Sie zu tun hällen. Er würde weder 
Jobs noch Menschenleben kosten. Es wäre eine 
Geste, uud zwar ein<: dramatische. mit tiefgrei· 
fenden psychologischen KOllscquenzen für 
jene, welche die Macht in Südafrika ausüben. 
Oder woUen Sie ein<:n neuen Libanon? 
(QueLLe: International I-Ierald Tribune, Paris, 
14.3.1988) 

das Land und die Schwanen zur Arben. 

Deren Einweisung m Homelands, 
Townships, getrennte Schulen usw. 

rechtfertigten sie mit einer anderen bibLi· 

schen Legende: Als die Menschen den 

babylonischen Turm baulen, um Gott zu 

stürzen, verwirrte e r ihre Sprache 

(I. Buch Mose, Kap. 11, 1·9). So enl· 
standen unterschiedliche Sprachen, Kul· 

turen, Völker, wurden " Heimatländer" 

(Homelands), getrennte Kirchen, Ehen, 

Lohngruppen usw. notwendig. Die 

Apar thcidpolitik befolgt nur Goltes Wil· 

len. 

Wer s ich widersetzt, ist gottlos. Das tun 

vor allem Kommunisten, denn "alles 
BÖse ist kommunist isch, und alle kom· 
munistischen oder sozialistischen Ideen 

sind atheistisch und gottlos" (Kapitel : 
Kritik der "Staatstheologie"). Der Staat 

sorgt für Ordnung und den Statu s quo. 

Wer die ändern will, ist "Terrorist", 

"Kommunist" und muß bekämpft wer· 

d e n, in den T ownships wie in den Nach· 

barländern: UDF, Gewerkschaften, 

ANC, SWAPO, die sozialistischen Regie· 

rungen von Mosambik und Angola usw. 
Dafür herrscht von Washington bis Lon· 

don, München und Bonn größtes Ver· 

ständnis. Dabei helfen westliche Regie· 

rungen, Unternehmen, auch Kirchen· 

leute. 

Kirchen und Gruppen, die das System 

unterstützen (sogar die "Reform" ab· 

lehnen), wurden hier nur am Beispiel der 

NGK skizziert. Dazu gehören zwei klei­

nere weiße Burenkirchen, auch die klei· 

nen, von Anpassungsverhalten geprägten 

lu therischen deutschen Kirchen in Süd· 

afrika und Namibia. 

Dies gilt auch für Baptisten und andere , 
ftir den Großteil weißer Christinnen 

überhaupt. Die auf ca. 3.000 geschätzten 

"unabhängigen" schwatzen Kirchen 

(Mitgliederzahlen von wenigen Tausend 
bis zu den ca. 3. Mio de r Zionisten· 

kirche) bieten sich soziale Fürsorge und 

Hoffnung auf postmortale Gerechtig· 

keit: Doch der jeden Arbeitsplatz, jede 
Siedlung treffende System terror politi. 

sie r t und aktiviert ihre Mitglieder. 
Die Kairos·Theologlnnen steILen fest: 

" Der Staat u nd die Medien haben sich 
dafür entschieden, das, was Menschen in 

den Townships in ihrem Kampf um Be· 

freiung tun, Gewalt zu nennen - näm· 

lich das Werfen von Steinen, das In· 

Brand·Stecken von Autos und Gebäuden 

und manchmal das T öten von Kollabora· 

teuren. 

Doch schließt dieses die strukturelle, in· 

stitutionalisierte und uneinsichtige Ge· 

waltanwendung des Staates aus, insbe· 

sondere die unterdrikkerische und 

nackte Gewalt von Polizei und Armee. 

Diese Dinge werden nicht als Gewalt be· 
zeichnet. Selbst wenn 'unangemessenes 

Vorgehen' zugegeben wird, spricht man 
von 'Verfehlungen' oder sogar von ·Ver· 



stößen', doch niemals von Gewalt. Des­
halb bedeutet der Satz 'Gewalt in den 
Townships' nur das, ..... as die jungen Leu­
te tun und nicht, was die Polizei oder die 
Apartheid den Menschen antut" (Kapi­
tel: Kritik der "Kirchentheologie")_ 
Bundesdeutsche Demonstranten und 
Blockierer kennen diese Terminologie. 
Diese Christ Innen markieren ein Herr· 
schaftssystem, das nicht nur in Südafrika 
verbreitet ist, aber dort besonders deut· 
lieh. Ihr Weg war lang und ist hart. Der 
burische Pfarrcr Beyen Naudc (75), 
"Gegenspieler" des gleichaltrigen P.W. 
Botha, hat ihn wesentlich beeinnußt. 
Nach den Schüssen von Sharpeville, dem 
Verbot von ANC und PAC (1960), 
gründete er das Christliche Institut, das 
Christ Innen und Kirchen herausforder­
te, das andere, gemeinsame St.dafrika bil· 
den l.U helfen. 
Der Kapstädter Pfarrer Alan Boesak, in· 
zwischen Präsident des Rdonnierten 
Weltbundes und Schirmherr der von 
UDF, und viele andere wurden seine Mit· 
streiter. Boc:sak forderte die Kirchen auf, 
zivilen Ungehorsam zu leisten. Unter den 
rassisch getrennten rdormierten Kir· 
chen begannen er und seine Freunde eine 
Confessing Church, Bekennende Kirche, 
die Apartheidstaat und -wirtschaft ab­
lehnt. 
1976/77 , als dic jugend erst in Soweto, 
dann im ganzen Land protestierte, 
demonstrierte, inhaftiert und zusam-

Info lge des Verbots 
von I 7 Anti-Apartheid·Gruppen 

im Februar d.]. müssen nun SACe 
und andere kirchliche Kräfte 

in die Bresche springen 

mengeschossen wurde, wurde das Christ­
liche Institut zum wichtigen Helfer und 
mit den Organisationen der Bewegung 
Sehwd.r.(cs Bewußtsein verboten. Das In· 
stitut fbr Kontextuelle Theologie (in der 
Apartheidgesellschaft) entstand, von 
Frank Chikane geleitet, einem Inspirator 
des Kairos Dokuments. 
Die Aufforderung der j ahreshauptver. 
sa mmlung des SACC an Südafrikas 
Weiße, den Wehrdienst zu verweigern 
(1974) , führte zu der auch von der 
Katholischen Kirche und von anderen 
Kirchen unterstützten Kampagne zur Be· 
endigung der WehrpnichL Sie ist heute 
landesweit aktiv, vor allem an Universi· 
täten. Und sk wird vom Regime hart 
verfolgt. 
Den von Albert Luthuli, dem tiefgläubi­
gen Christen und langjährigen Präsiden­
ten des ANC, nach der Verurteilung 
Mandelas und der Umkhonto-Führer 
«(974) an alle UN.Mitgliedsstaaten ge· 
richteten Aufruf zum totalen Boykott 
griffen das Christliche Institut, der 

SACC, Naudc, Boc:sak, Tutu und andere 
differenziert und vielfach auf, trotz har­
ter Strafandrohungen. 
Wer die Gewalt des Staatc:s und der ihn 
stützenden ~formierten (weißen) Kir­
chen und Gruppen offen verurteilt, ver­
stößt gegen zahllose Gesetze, gefahrdet 
sich und seine Organisation. Umso muti· 
ger ist die Ubernahme der Lusaka·Erklä· 
rung durch die Generalversammlung des 
SACC 1987, "daß die Natur des süd­
afrikanischen Regimes, das gegen seine 
Einwohner und Nachbarn Krieg ruhrt, 
die {Bdrciungs·)Bewegungen zwingt, 
Gewalt neben anderen Methoden anzu' 
wenden, um die Unterdrückung zu be­
enden." (Vgl. Al B 4/1988, S. 13) 

Solche E.rklärungen des SACC, der Dach· 
organisation von über 13 Einzclkirchen 
(zusammen mehr als 13 Mio Mitglieder), 
verpflichte:n die Mitgliederkirchen nicht. 
Sie wirken aber in den oft sehr zurück· 
haltenden Einzelkirchen weiter. So wird 
deren größte, die methodistische (mehr 
als 2 Mio Mitglieder, davon 0,4 weiße), 
nun von Mitgliedern gedrängt, die Lusa· 
ka·Erktärung zu übernehmen oder sich 
"gewaltrrei" zu erklären. Mit ersterem 
stellt sie sich gegen den Staat, mit letzte· 
rem gegen weiße Mitglieder, die in den 
Townships, in Namibia und Angola ge­
gen sch warze ChristInnen (auch eigene 
Kirchenmitglieder) kämpfen. 
Der SACC, die katholische Kirche (mehr 
als 2,5 Mio Mitglieder, davon 0,4 Mio 
weiße) und ihre Bischofskonferenz, auch 
andere Kirchen , ve"orgen po litisch Ver­
folgte m:t Geld, Unterkunft, gericht­
licher Verteidigung II SW. Da seit Verhän· 
gung des Ausnahmezustandes zahlreiche 
Führer und Mitglieder von UDF, Ge· 
werkschaften, Jugendorganisationen 
und anderen untergetaucht sind (mehr 
als die Hälfte aller männlichen Schwar· 
zen zwischen 15 und 18 jahren, schätzt 
cin Kenner), d.h. sich Wochen oder 
Monate verborgen halten, ihre Schlaf· 
plätze wechseln usw., und ihre Zahl Zig­
tausende insgesamt umfaßt, übersteigt 
allein diese Not die Kräfte der Engagier­
ten allein. 
Geld, Unterkünfte und Helfer fehlen. 
Gleiches gilt für die Verteilung von Nah· 
rungsmitteln in Elends- und Hungerge­
bieten, elwa um King Williamstown 
(Südküste) oder Pielermaritzburg 
(Nual). Die Verteilung wird eingestellt, 
..... eil das Geld fehlt. In dem vom lnkatha­
Terror (laut Zulu-Chic:fG. BUlhelezi, die 
"grrißte gewaltfreie Befreiungsbewe· 
gung" Südafrikas) gequälten Natal sind 
die mutigen Hilfen kleiner christliche-r 
Institute von größter Wichtigkeit. 
Die Finanzierung der Verteidigung bei 
vom Staat lange hingezogenen Prozes· 
sen, die Unterstülzung der Familien von 
Verhafteten, sind ständige Aufgaben. 
Der SACC, die Katholische Bischofs­
konferenz, Einzelkirehen und Institutio· 

nen unterhalten darur besondere Abtei­
lungen. Gleiches gill flir die Zwangsum· 
siedlungen sehwarzer Gemeinschaften. 
Als anfangs 1987 (Staats-)Spezialisten 
die tragende Konstruktion des sechs­
stöck.igen j ohannesburgc:r COSATU· 
Gewerkschaftshauses durch Sprengsätze 
zerstörten, stellten SACC, Anglikanische 
lGrche und andere sofort eigene BÜTo­
räume zur Verfügung. 

Ende Februar dieses Jahres, während 
Bundesdeuuehe und andere nach den 
olympischen Spielen in Kanada schau· 
len, wurde die politische Arbeit von 
UDF, COSATU, dem südafrikanischen 
Jugendkongreß, der AZAPO (Organisa· 
tion der Bewegung Schwarzes Bewußt­
sein), von insgesamt 17 Organisationen 
und mindestens 18 Führungspersonen 
verboten. Ein Gesetz, das die Annahme 
ausländischer F'inanzierungshilfen unter­
sagt, wird bald folgen, ebenso schärfste 
Beschränkungen der Gewerluchafts­
arbeit, von Streiks usw. (Labour 
Amendment Act). Zum dritten Mal seit 
1960 (ANC, PAC) und 1977 (Verbot 
von 18 Organisationen der Bewegung 
Schwarzes Bewußtsci~), versucht das 
Ro;:gilne, die Opposition auszuschalten. 
Mehr als bisher müssen nun SACC, di e 
katholische und andere Kirchen und 
christliche Institutionen helfen und Tei· 
le der OI>Position übernehmen. 
Die weitere Entwieklung ist schwer vor· 
auszusagen. iln r-,·lai 1976. als sich die 
jugendproteste in Soweto ankündigten, 
wl\rnte Desmond Tutu, damals Dekan 
der anglikanischen Kathedrale in johan· 
nesburg, Ministerpräsident Vorster, die 
Schwelle zu überschreiten, von der aus 
eine Umkehr unmöglich WIrd ("the 
point of no return"). Sie wurde seither 
mehrfach überschritt~n. 
Nähert sich nun das noch schree klichcre 
Bluu'ergießen, vor dem Tutu und andere 
seit langem warnen? Gelingt es dem Re· 
gime, mit militärischem und wirtschaft· 
lichem Druck (4-6 Mio Arbeitslose), 
durch Infonnationssperre usw. den Ter· 
ror noch zu verlängern? 
Die Verfassung der weißen Südafrikaner 
spricht vom "demütigen Gehorsam ge-
8l=nüber dem allmächtigen Gott", die 
bundesdeutsche von "Verantwortung 
vor Gott und den Menschen". Wie aber 
nehmen die bundesdc:utschen Christln· 
nen und Kirchen diese Verantwortung 
im Blick auf Südafrika wahr? Fördern 
sie die sUdafrikanischen Staatsterroristen 
oder die Bdreiungsbewegung? 

Reinhard Briic}mer ( Weilburg) war von 
1956·84 PfarTcr der Evangelischen 
Kirche in Hessen und Nassau. 1972·76 
wurde er beurlaubt fijr kirchliche Ta­
gungsaufgaben in Südafrika und Nami­
bia. 1982·84 war t!r als Abgeordneter der 
GRONEN im Hessischen LandUJg tätig. 
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Südliches Afrika-BHD 

Juli. Kühnert 

Schwenk hin zu Sanktionen? 
Rcisediplornatic bestimmte in den leu­
ten Monaten das Gesicht der bundes­
deutschen Regierungspolitik gegenüber 
dem Südlidlt:n Afrika. 
Nach Außenminister Hans-Dietrich Gen­
scher, Bundeskanzler Helmut Kohl und 
seinem unrühmlichen Sonderbeauftrag­
ten, dem bayerischcn Ministerpräsiden­
ten und Vorsitzenden der esu, " Tanz­
Joscf Strauß, reiste im März d.]. auch 
Bundespräsident RicharJ von Weiz­
säckeT in die Krisenregion. Der stellver­
tretende Vorsitzende der I' DP, Burkhard 
Hirsch, und der FDP-Abgeordnete Ger­
hart Baum hielten sich fast glcichzeitj~ in 
Südafrika und Sambia auf. 

Weniger spektakulär waren die Reisen 
zahlrckher Funktionäre der außen- und 
cn t w ie k I u ngs po li tischen Adm in is t Tation 
der Bundesregierung ins Südliche Afrika, 
Wnl Teil in Begleitung der ,.GrotSen". 
Diese Funktionärsreisen werden aller­
dings für die konkrete Umseuung der 
Politik im Südlichen Afrika \·on Bedeu­
tung sein. Untl"r diesem Gesichtspunkt 
sind die Reisen in Homelands und nach 
Namibia durch Staatssl"kretare und an­
dere Beamte der Bundesbehörden als 
eindeutige Zeichensetzung für Abskhten 
zu sehen, von bisherigen St;lIldards der 
bundesdeutschen Afrikapolitik abzu· 
weichen, insbesondere was die Entwick­
lu ngshilfe gegeniiber den lIomdands an· 
geht. Für Entwicklungshilfe gegenüber 
diesen Gebilden der Apartheid aber gilt 
das gleiche wie für die Entwicklungshilfe 
gegenüber Namibia vor der Una bh;ingig. 
keit: J eder S(.·hrill, der ei ner Anerken· 
nung der südafrikanischen Marionetten· 
politik gleichkommt. ist zu unterlassen. 
Die Äutkrungen der Spitzenllolitiker al· 
le r Koalitiomparteien reichen von unver­
hlümter Sympathie für d.ls Apartheid­
regime, das als ( ;"rant für die Interessen 
des Westens Unterstützung verdiene, bis 
hin zum Rufnach stärkeren i\laßnahmen 
gegen das Apanheidregime und nach Un­
tcrstiitzung für die Frontstadten. Oie 
Hilfe für die FrontSl~I" ten ist allerdings 
keineswegs uneigenniHdg und schon gar 
nidll losgelöst von politischen Forde­
rungen an die Anti-/\partheid-Kräfte in 
der Gesilmtregion zu sehen. 
Betrach ten wir die Reiseziele, fallt sofon 
auf. daß die Spitzenpolitiker der Regie· 
rung in Bonn si<:h als Vorreiter einer neu 
akzentuierten we5llichen Politik gegen· 
über der Gesamtregion zeigen möchten. 
Mehr Aufmerksamkeit soll den Front­
staaten gewidmet werden, gleichzeitig 

22 

bleibt gegenüber Südafrika alles beim 
Alten. Verbale Ablehnungder Apartheid 
wird kombiniert mit der ungenierten 
weiteren Zusammenarbeit mit dem 
Apilrtheidstaal. 

Einzig Franz-Joscf Strauß stÖrte diese 
neue Politik, so jedenfalls die bundes· 
deutschen Medien und Tei le der Bundes· 
regierung, insbesondere des Auncnmini­
steriums. 
Oder ha ndelt es sich nur um eine Art 
Arbeitsteilung, die eine gewisse NilTTcn­
freiheit des illlseits bekannten bayeri­
schen Ministerpräsidenten ausnutzt, um 
die Freunde in Pretoria und ihre bundes­
deutschen Lobbyisten zu beruhigen? 
SlrilUß jedenfilIIs führte Gespräche mit 
den zentralen Figuren der südafrikani­
schen Regierung. der dortigen Wirtschaft 
und Tochterfirmen bundesdeutscher 
Großkonzerne, z.B. Siemens, sowie mit 
den wichtigsten Marionellen Pretorias, 
der sog. Interimsregierung in Na mibia, 
der UNITA, der angolanischen Contra 
und einigen Bantustan-Chefs. Alle diese 
Gespräche zeichneten sich durch freund­
schaftliche Eintracht aus. 
Zum guten Einvernehmen gehörte a uch 
der Abschluß eines 34·Mio·01\l-(;e· 
schäfts. Strauß verkaufte zwei Groß· 
raumnugzeuge vom Typ Airbus A 320 
an die staat liche Fluglinie South African 
Airlines {SAAl. Bei diesen FlulfLeugen 
soll es sich um einen T yp handeln, der in 
kurzer Zeit vom Passagier· zum Fracht· 
fluguug umgerüstet werden kann. Die 
Frachtflugzeuge können vom Milit;ir für 
Langstreckentr"nsporte genu tzt werden. 
Ein GeSllräch mi t der RNM, den Contril· 
banden in l\losambik, kam nicht zustan­
de. wohl weil es den Südafribnern zum 
gegebenen Zeitpunkt nicht opportun er­
schien , dies auf ihrem Territorium (und 
wo sonst sollte Strauß die RN1\·l offiziell 
treffen? ) zu arrangieren. 

Auch wenn F.J. Strauß die Gespräche 
"privat'·. sozusagen als persönliche Zu­
lage, in das Reiseprogramm aufnilhm. 
während er von Bundeskanzler Kohl 
.,nur ·· den Auftrag hatte. zwischen Süd· 
afrika und 1\losambik zu vermitteln, ist 
le tztendlich die Bundesregierung h ierfür 
verantwortlich. So muß sifh der ß undes­
kanzler fragen lassen. warum er denn 
a",gerechnct einen der profiliertesten 
Apartheidfreunde auf die Reise schidte. 
Die Antwort ist er bis heute schuldig 
geblieben. Vertreter des Widerstandes 
bekam Strauß in Südafrika nicht zu Ge· 
sich t. 

Simbab,,·.·II .. uc~., w.;, .. Jc • ., "'hlug b<i R. \1\'l al>< (1.) 
nru< Töne "n 

Aber auch andere. deren Töne wesent ­
lich moderilter waren, taten sich schwer 
mit den VertreterInnen des Widerstands 
gegen Apartheid. Nur RegierungS"er­
treter souveräner st·hw"rzafrikanischcr 
Staaten, etwa Robert 1\lugabe. reprasen­
tierten hier den Widerstand gegen die 
südafrikanische MachtllOli t ik auf einem 
Drillcl des afrikanischen Kontinents. 
Doch mit denen . die in Südafrika selbst 
für die Abschaffung der Apartheid und 
nicht für irgendwe1che Reformen 
kämpfen. trafen die Regierungsmitglie­
der aus Bonn nicht zusammen. Ganz zu 
schweigen von einem offensiven Trdfen 
mit Vertre tern der südafrikanischen Be­
freiu ngsbewegung. dem Afrikanischen 
Nationalkongreß (ANC). bzw. dernami­
bischen Südwestilfrikilnisehen Volks· 

A" • .nhold·hound. SlrJuB "nd ungl l r.) bei MlnISlO'I" i_ 
"donl Ik>lh. '" !',-."o". 



organisation (SWAPO). 
Offensiv ist die Bonner Politik gegenüber 
dem Südlichen Afrika bisher nur in ci· 
nem Punkt gewesen, der Verhinderung 
\'on Sanktionen gegen Al>lIrtheid. So· 
wohl in der innenpolitischen wie auch 
europapolitischcn Diskussion zeichnet 
sich die I~onner Regierung seit jahren 
durch eine besonders schroffe Haltung 
gegen Sank tionen aus. 

Ein!.ig dieser Punkt, der Verlust der 
Offensive gegen Sanktiom:n - deutlich 
geworden durch das Auftreten des Bun­
desl>r:isidentcn und einiger FDp·Politi· 
kcr - und ihr crs<!tz durch taktische 
~lanöver und Drumherumgerede kann 
bis jetzt als Positivum verbucht werden. 
Die cntspredlcnden Konsequenzen 
stehen jet!.t ;Ln, ob sie dUrl·h~usct!.en 

sind, hiingt von 7.ahlrcichcn Fak toren des 
pOlitischen Kräfteverhältnisses in der 
BRD ab. Die sicht U;Lr gewordencn Diffe· 
renzen in der Regierungskoalition aus 
CDU/CSU/FD I' werden nicht von allein, 
sondern nur durch Druck zu wirklichen 
Veränderungen der Politik in der en!· 
s{'heidcnden Fr,lge, S.tnktionen gegen 
Apartheid. fuhren. 

Auch die in bester neokoloni<'l ler Manier 
aufgezogene Strategie des Drucks und 
der kleinen Versprechungen gegenüber 
den Frontst,La ten kann nl<Ln so nicht ste­
hen l<'lssen. Die Frontst,L,Ltel1 brauchen 
lI ilfe. Insbesondere die \'on Süda fr ika 
mit unerktärten Kricgen uberzogenen 
Staaten Angola und ~Iusambik hinnen 
die :\useindndersetzung mit der wirt­
schaftlich und militärisch mächtigsten 
~lacht der Region auf Dauer nit:ht ohne 
mehr und gezieltere lIilfe von außen 
ul1rlhstchell. 
Ganz abgesehen da,·on. daß einige ~Iitlio· 
nen Entwieklungshilfe we,entlich größe­
ren Summen gegenuberstehen, die nOl:h 
immer nadt Sü(Ltfrika und st'it einigen 
j:lllTt'n verstärkt nach Namibia lließen ­
von seiten der Wirtst'haft. zahlreichen 
sog. privaten Körperschaften, u.a. den 
Stiftungen aller drei in der I~undesrcgie· 
rung vertretenen Pdrtc·icn. usw. cchte 
Solidarit:it mit den Frontstaaten ver· 
langt Sanktionen grgen Su{lafrib. dieser 
Zusammenhang wurde, wie nkht anders 

zu erw;lrten war, \'on keinem Vertreter 
der Bundesrepublik beS tätigt. 
Erst Ende 1987 bt'willigte die Kreditan· 
stalt rlir Wiederaufbau eine Anleihe von 
32 "Ho D~I für Siemens. Das Gt"ld soJl in 
ein Kommunikat ionssystem in Südafrika 
investiert werden. Drei weitere Anleihen 
wurden der staatlichen Elektrizitiitsge­
seilschaft Südafrikas (ESCOM) ange­
boten, Im Direktorium der Kredi tanstalt 
sitzen u.a. Wirtsehaftsminister "!art;n 
Bangemann (1-"01') und Finanzminister 
Gerhard Stoltenberg (CDU), dessen Ik­
reitschaft zur weiteren militärischen und 
militärischen und wirtschaftlichen Kol· 
laboration mit dem Aparth eidstaat be· 
reits in der U· I~oot·:\frare übenlcutlich 
wurde. 
Hilfe für die Frontstaaten ist nur wirk· 
liche Hilfe, wenn sie als klares Votum 
gegen Apartheid gegeben wird und nkht 
als Umgehungsstr.lße gegen Sanktionen. 
In der weiteren strategischen Diskussion 
der westlil:hen Sta"ten wird diese Hilfe 
skher auch unter delll Aspekt der Ab· 
sicherung des region.llen Marktes für den 
Fall eine~ eskalit'renden Burgerkrieges in 
Südafrib un<"! '-:amibia gesehen werden. 
Nur Hi lfe kann die Küstenstaaten wie 
~Iosa\llbik und Ango la letztlich in die 
Lage versetzen, ihre von Südafrib unab· 
hängigen rransportwege wieder soweit 
in Stand zu setzen und auch zu erhaltcn, 
daß sie ,tls Alternative .lur sudafrikani· 
sehen I nfra~truktur gelten können. Diese 
Alternative aber. so führende westliche 
Polit iker und Wirtschaftsfunktioniire, ist 
eine der notwendigen SichCfSteIlungen 
des Handels mit den Staaten des Süd· 
lichen Afrika rur .,alle Fälle"'. 
Straußens Vorschliige für die Entwick· 
lungshilfe ,LIl ~Iosambik stehen allerdings 
in Gegensatz zu diesen überlegungen: 
Ausbau des Hafens "on MapulO. der Ei­
senbahnstrecke ~'l apulO·j ohannesburg 
und des Cabora-Bassa-Staudamms. Alle 
diese Projekte orientieren sich an Infra· 
struktureinrichtungen des Frontstaates. 
die in direktem Interesse Südafrikas lie· 
gen. 
Als Alternative böte sich Hilfe für den 
Ausbau und die Sicherung des sog. Beir,,· 
Korridors an. einer Eisenbahnstrecke im 
Norden Mosambiks, die mit dem ange­
schlos~enen Hafen Beira eine ,'öltig "on 
Süd<'lfrika unabhangige Verkehrsverbin­
dung .lum Indischen Olean auch fi.ir Sim· 
babwe und S;unbia garantiert. Dieses 
Projekt wird von anderen westeuro· 
päischen Sta;l\en bereits unterstützt. 
Was wird deutlich. angesichts der Reise· 
aktivitäten bundesdeutscher Politiker 
ins Südliche Afrika? 
Nach Verabschiedung der ersten Sank­
tionen gegen deli Apartheidsta;,t aufEG· 
Ebene im Herbst 1985, den S.mktio ns­
beschlüssen in den USA , den Debdlten in 
internation;llcn Organisationen wie dem 
Commonwealth hofften die Ver:llltwort· 

lichen offenbar auf eine relative Ruhe in 
der Sanktionsdiskussion. Die erlassenen 
Sanktionen schienen erst einmal ausrei­
chend, um das Problem bis auf weiteres 
von der Tagesordnungsetzen zu können. 
Flankien wurde diese Entwicklung VOll 

der südafrikanischen l'resseZensur. die 
das Thema Widerstand in Südafrika aus 
den Massenmedien verschwinden ließ. 
Berichte über Widerstand~aktivit;;ten 

wie noch in den jahren 1984 /85 waren 
nicht mehr möglich. Auch die Repres· 
sionswelle des Al>artheidregimes gegen 
den Widerstand, die diesen zwang, sich 
neue, auch weniger spektakuläre Ak· 
tionsformen zu suchen und ein Schwer­
gewicht der Arbeit auf den Aufba u einer 
Infrastruktur im Untergrund zu legen, 
hat hier ihre Schuldigkeit getan. Einzig 
der Streik der N;,tionalen Bergarbeiter­
gewerkschaft (NU~ I ) im August 1987 
störte diesen Medien"frieden" nachhai· 
tig. 
Probleme bereitete den Sanktionsgeg· 
nern dl1erdings die innenpolitische Ent· 
wicklung der BRD. 
Mi t der Entscheidung des l>räsidiums des 
Evangelischen Kirchentages 1987, das 
KirchentagskonlO bei der Deutschen 
Bank wegen deren Bezit'hungen zum 
Apartheidst"at zu kündigen, errang die 
bundesdeutsche Boykoltbewegung ih­
ren ersten spl"k takulären Erfolg. 
Auch in den Gewerkschaften wurden 
1987 erstmals konsequent Positionen 
zum Boykoll des Aparthcidst<lates \·er· 
treten, verbunden mit Unterstützungs· 
aktivitäten für die nichtrassischen Ge· 
werkschaften in Südafrib. 
In beiden Fällen ist die Entwio.:klung ein 
Resultat der Entwicklung in Süd<lfrika 
und Namibia. wo Gewerkschaften und 
Kirchen immer buter die Forderung an 
ihre Countelparts in den westlichen 
Staaten stellen, sich endlich in der Tat. 
d.h. in der Bekämpfung dt'r andauernden 
Un ttrstützung westlicher Staaten rur das 
Apartheidregime, an die Seite dt'r unter· 
druckten und käml>fl"nden Volker des 
Südlichen Afrika zu stellen. 
Dies widerspiegelt sich ,Luch in der Hai· 
tung der SPD. Günther Verheugen, der 
sich im "mrz dJ. in Süd;tfrib aulllielt, 
traf dort nicht mit Vertretern der Regie­
rung, sondern mit Aktivi~len der Wider­
standsbewegung "tusammrn. Er f.llHI die 
Position der SPD be~t:itigt, d.lß es nun an 
der Zeit sei, umfassende und bindende 
Sanktionen gegen Südafrik,\ zu beschlie­
ßen. 
"'ür die S.lnktionsdl"balle SL{'her tine Be· 
reicherung ist der 8·Punkte·Katalog des 
DGS, der auf der ßundesvorstandssit ­
zung vom 1.3.1988 verabschirdet wur· 
d{'. In ihm werden sofortige Maßnahmen 
gegen Südafrika gefordert als R("aktion 
auf das Oppositionsverbot vom Februar 
d.J.' 
.,Proteste bei den südafrikanischen Stel-
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len sowie Boyko ttmaßnahmen in diplo­
matischen Bereichen: 

- Reduzierung des Personals der süd­
afrikanischen Botsc haft in Bonn; 
- Einführung des Visumszwangs flir 
südafrikanische Staatsangehörige; 
Als Maßnahmen des wirtschaftlich en 
Drucks erwartet der DCB 

- Entzug der Lande- und Oberflug­
rechte für die südafrikanisc he Luftfahrt­
gesellschaft SAA; 
- Unterbrechung des Linienverkehrs 
der Lufthansa mit SUdafrika ; 
- Einstellung d er Ertcilung von Her­
mes-Bürgschaften rur Handel und Inve­
stitionen mit und in Südafrikaj 
- Anwendung der Kriterien der 
COCOM-Liste im Handel mit der Repu­
blik Südafrika. ,. 

Auch wenn dieser Katalog nicht an die 
Wurzeln der politischen , militärisch­
nukle aren und wirtschaftlichen Zusam­

menarbeit mit dem Apartheidstaat geht, 
ist er doch aufgrund des Charakters der 
Maßnahmen geeignet, deutliche politi­
sche Signale zu setzen, da sie allesamt 
unmittelbar von politischen Entschci­
dungen der Regierung bzw. des Gesetz­
gebers abhängen. Zudem Zeichnen sie 
sich durch eine relativ schnelle Durch­
führbarkeit und auch Überprüfbarkeit 
aus. 

Ahnl iches klingt auch in Außerungen 
Richard von Weizsäckers an, die Haltung 
der Bundesrepublik zu Südafrika sei 
nicht "tiefgefroren " , und: "Niemand in 
Pretoria sollte sich sicher fühlen, daß zu· 
sätzliche Sanktionen nicht erneut er­
wogen werden ." Helmut Sc häfer (FDP), 
Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
"Wir müssen endlich mit Sanktionen an­
fangen. " Auch dies sind Reaktionen auf 
das Oppositionsverbot der südafri kani· 
sehen Regierung. Mit diesem Verbot, das 
jede legale Opposition gegen das Regime 
in Pretoria verhindert, hat das Apart­
heidregime letztlic h allen Strategien d es 
"friedlichen übergangs". des "Dialogs" 
die Oberzeugungskraft genommen, auf 
die die Sanktionsgegner in den letzten 
J ahren gebaut hauen. 
Pläne, durch Projekte fur die schwarze 
Bevölkerung im Bildungsbereich, durch 
Unterstützung ftir Initiative a la Buthe· 
lezis " Indaba" und die Förderung eines 
schwarzen Mittelstandes Pufferzonen 
zwischen Widerstand und Regime aufzu· 
bauen, und Hoffnungen, vielleicht auch 
Teile der Widerstandsgruppen ftir eine 
demrtige Entwicklung gewinnen zu 
können, wurden mit diesem Schritt Pre­
tOTias nac hhaltig zerschlagen. 

Auch in Namibia zeigt sich gegenwärtig 
eine Niederlage der Strategie , mit der 
Viclparteienkonfe renz und der Interims­
regierung die UN-Resolution 435 (von 
1978) unterlaufen zu können, ab. Staats· 
präsident Pieter W. Botha, Verteidi· 
gungsminister Magnus Malan, Finanz· 
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Aktionsprogramm von Arusha 
"Die Völker der Welt vereint gege n Apar t heid - Für ein dem okratisches Südafrika. " 
Unter diese m Motto stand ei ne in ternationale Konfere nz vom Dezember 1987 in 
An .. sha/Ta nsania. die au f d ie vollsländ ige Isolieru ng des Apanheidregimes, auf die 
Durc hse tzung weltu mspan nend er Sanklionen gegen Siid afrika orientierte. Das Ak· 
tionsp rogramm von Arusha benen n t die Einzel heite n . 

Maßnahmen rur wirkungs\'otk wirhchaftliche 
Sanktionen 
Die Konftrtnz anerkannte die dringende Not­
wtndigkeit für umfassendt und verbindliche 
Sanktionen, die gegen da$ Apartheidregime 
w:rhängt werden müssen. Sie kam liberein, daß 
alle Teilbereiche der internationalen Gemein­
schaft ihre Anstrengungen w:rstärken sol1ten, 
dies sowohl dureh aufeinander abgestimmte 
als auch durm einseitige Aktionen zu elTei· 
ehen. 
Die Konferenz diskutierte besonders bestimm· 
te Maßnahmen. durch welcht diese Sank· 
tionen erreicht werden können. und zwar auf 
drei Gebieten: 

Anwendung von Sanktionen, 
Oberwachung von Sanktionen, 
Antworten auf Sanktioß5verstöße. 

Anm:ndungvon Sanktionen: 
- Alle Regierungen müssen davon überzeugt 
werden, Sanktionen zu verhängen. Dazu wird 
ihnen in hohem Maße die Schaffung von öf· 
fentlichem Bewußtsein über die Apartheid und 
die Sanktionsfrage verhelfen. 
- Alk Finanzdarlehen an das Regime sollten 
abgelehnt werden, und die Konferenz ruft den 
Internationalen Währungsfonds (lWF) dazu 
auf, sicherzustellen, daß kdne weiteren Dar· 
lehen an Sudafrika vergeben _rden. Mitglieds­
länder des IWF müssen dazu ermutigt werden, 
das innerhalb der Organisation anzustreben. 
Zusätzlich soUten ausstehende Darlehen an das 
Regimt nicht umgeschuldet _rden. 
- Die Konferenz hat zur strikten Beachtung 
des Verbots von Einfuhr und Verkauf von 
Krügerrands aufgeru fen . 
- Der Ihndel mit Gold und Edelmetallen, 
Metallen und Metallegierungen, Eisen. Stahl 
und Uran 90Ute beendet werden. 
- Besonders soUte der Koh1eboykolt ver· 
stärkt_rden. 
- Die gesamte Sanktionsgesetzgebung muß 
sorgf"altig von nichtstaatliehen Organisationen 
(NGO!) und rarlamentsabgeordneten über· 
wacht werden . um sichen:ustel1en, daß der 
Wortlaut der gesamten Gesetzgebung und Ver· 
ordnungen keine Schlupflöcher offenläßt. 
- Kleine Länder soUlen dazu ermutigt wer· 
den. Bundnisse zu schließen und gemeinsam 
mit anderen in ihrer Region zugunsten von 
Sanktionen zusammenzuarbeiten (z.B. 
Cricket-Boykolt). 
- Die Konferenz ruft die internationale Ge· 
meinschaft auf. in Nachbereitungdieser Kon· 
ferenz Workshops ta.ler Volkssanktionen ein· 
zuberufen. 

Überwachung \'on Sanktionen 
- Es besteht eine entscheidende Notwendig­
keit für aufeinand"r abgo::stimmte internatio­
nale Aktionen, um die wirkungsvolle Ober­
wachung aJler verhängten Sanktionen zu si· 
mern. 
- Die UmdeklarierungzurVersch1eierungdes 
Herkunftslandes muß sorgf":iltig überwamt 
werden, um eine wirkungsvolle Anwendung 
sicherzustellen. 
- Regierung und NGO, werden dringend auf· 
gefordert, die notwendigen Informationen 

dem Sanktions·Obeno.·achungskomilee der 
Vereinten Nation"n zur Verfügung zu stellen. 
- Eine b"sondere Verantwortung ruht auf 
den afrikanischen und nichtpaktgebundenen 
Ländern. bei der strikten Oberwachung der 
verhängten Sanktionen 1.U helfen. 

Antworten aufSallktionsbrüche: 
Gegen solche Firmen und Regierungen die 
Verletzungen der vereinbarten Sanktionen be­
gehen und/oder duu ermutigen, sollte inter· 
national koordiniert vorgegangen werden. 
- Maßnahmen sollten gegen solme Firmen 
ergriffen werden. die das durch das Desinw:st· 
ment geschaffene Vakuum auffUliten. 
- Es sollte ebenfalls gegen solche Firmen vor· 
gegangen werden, die sich mit der Vortäu· 
s<;hungdes Desinvestments befassen. 
- Dringendt internadona!e Aktionen von Re· 
gierungen und einzelnen Personen sind erfor· 
derlieh, um die Regierung Großbritanniens da· 
zu zu veranIaßen, von örtlimen Verwaltungtn 
und Volksaktionen auferlegte Sanktionen 
nicht zu untergraben. 
- Die Konferenz erläßt einen dringenden 
Aufruf an die Regierung Großbritanniens, 
nicht mit der go::planten Gesetzgebung für ört­
liche Verwaltungen fortzufahren, die darauf 
gerichtet ist, örtlicbe Ratsvcrsammlungen dar· 
an zu hindern, Sanktionen zu w:rhängen. 
- Das UN-Waffcnembargo muß alle Aus· 
rüstungen einschließen, die :tu militärischen 
Zwed::en verwendet werden können, so zum 
Beispiel Femmdde·Radar, Flug-Leuge und 
Computer· Ausrüstung. 
- Es sollten Maßnahmen ergriffen werden, 
um sichenustellen, daß da9 UN-Waffen­
embargo durch die nationalen Gesetzgebungen 
untentützt wird, so daß Verstöße strenge Stra· 
fen nam sich ziehen. 
- Lizenzen zur Herstellung von militärischer 
AusMtung in Süda{rika sollten ebenso be­
endet und aufgekündigt werden wie Ausfuhren 
von Ersatzteilen und iihnlichen Ausrüstungen 
zur militärischen Nutzung nach Südafrika. 
- Es sollten gegen jedes Land Maßnahmen 
ergriffen werden, das von Südafrika Waffen 
kauft. Diese Maßnahmen $Dllten in das ver· 
bindliche UN·Waffenembargo aufgenommen 
werden. 

Nultkare Zusamme narbeit 
Es soUten Maßnahmen ergriffen werden, Um 
sicherzustellen, daß 
- Regierungen und der private Bereich die 
Anwerbung, die Ausbildung und den Aus· 
tausch von Wissens<;haftlcm verbieten, die mit 
nuklearer Technologie zu tun haben: 
- die Einfuhr v-on Uran aus Namibia und 
Südafrika verboten wird; 
- die Lieferung von angereichertem Uran an 
Südafrika verboten wird; 
- ein Mechanismus elTichtet wird, um jede 
nukleare Zusammenarbeit mit Südafrika zu 
überwachen, damit si~ beendet _rden kann; 
- Südafrika JoUte im Jahr 1988 aus der Inler· 
nationaltn Atomenergiebehörde (IAEA) aus· 
g<:schlossen werden. Es soUten aufeinander ab· 
gestimmte internationale Maßnahmen ergrif­
fen werden, um das sicherzustellen. ( ... ) 



Akademischer und kultureller Boykotl 
Als natürliche folge der Entwicklung der 
demokratiso;hen Massenbewegung und des 
Aufuiegs einer alternativen demokratischen 
Macht innerhalb des Landes, hat sio;h im Hin­
blkk auf den akademischen und kulturellen 
Boykott eine neue l..1~ er~ben_ 
- Daher ruft die Konferenz den ANC auf, als 
dringliche Angelegenheit Beratungen mit den 
demokratischen Kräften innerhalb des Landes 
und den Anti-Apartheid·Bewegungen der Wdt 
aufzunehmen, um die Priifsteine und Mecha· 
nismen für die Intensivierung des akademi· 
u:hen/kulturellen Boykotts des unreo;htmäßi­
gen Regimes voranzutreiben und glekhzeitig 
die Unterstützung rür die akademischen/kul· 
turellen Kräfte des Widentands zU stärken. 

Mobilisierung für Volkuank tionen 
Aktionen an der Basis, die das Volk in jedem 
Land mit einbeziehen, sind lebenswkhtig fiir 
den Erfolg der Kampagne ftir Sanktionen. 
Durch eine abgestimmte Kampagne für Volks· 
sanktionen können sogar die unversöhn!io;h· 
sten Gegner von Sanktionen dazu gebracht 
werden, ihre Standpunkte umzustoßen. 

Gewerkschaften 
- Die Konferenz nimmt die wichtige Rolle 
der Arbeiter in der internationalen Solidari· 
tätsbewegung zur Kenntnis und fordert die 
Arbeiter dringend dazu auf, eine zusehends 
größere Rolle in den verschiedenen Kampag· 
nen gegen das Apartheidregime zU überneh-
men. 
- Arbeiter müssen mobilisiert werden, um die 
Abfertigung von Gütern und den Verkehr von 
und nao;h Siidafrika zU verweigern. 
- Einstellung von Kommunikationsverbin· 
dungen, die den Interessen des Apartheid· 
regimes dienen. 
- Die Konferenz fordert die Gewerkso;haften 
in jedem Land auf, ihre Bildungsarbeit unter 
ihren Mitgliedern und dariiber hinaus iiber die 
Schrecken der Apartheid, die Lebensbedin­
gungen ihrer Arbeitskollegen in Slidafrika und 
die Notwendigkeit VOll Sanktionen auszuwei­
ten. 
- Lehrergewerkso;haften sind dazu aufgeru· 
fell, ihre Mitglieder zU ermutigen, ihre Schiller 
iiber die Schreo;kell der Apartheid und den 
Widentand gegen sie, besonders unter JUlIgeIl 
Menschen in Südafrika, aufzuklären. 
- Die GewerkKhaften sollten ihre Mitglieder 
dazu ermutigen, sich aktiv in den breiten 
Kampf gegen die Apartheid eillzureihen. 

JUJ!'nd 
Die Konferenz ruft diejugend und die Studen­
ten der Welt auf: 
- das enorme Potential unter den JUlIgen 
Menschen flir Aktionen gegen die Apartheid 
nutzbarzu mao;hen; 
- zu helfen, den akademi$chen und kulturel· 
len Boykott zu intensivieren; 
- zu helfen, die Kampagne zum Deiinvest· 
ment von Anlagen durch die Univenitätell zu 
verstärken; 
- junge Leute zU mobilisieren, um den Sport· 
boykott zu stärken. 

F rauenorganis.at ionen 
Die Konferenz fordert die Frauenorganisatio· 
nen injedem Land auf, 
- das Verständnis ihrer Mitglieder und der 
Männer fiir die dreifache Unterdriickung der 
Frauen in Südafrika zu fördern; 
- alles in ihrer Macht Jlehellde zU tun, um 
Volkssanktiollen zur Geltung zU bringen, be· 
sonders ill den WirtschaflSzweigen ulld Indu· 
llrien, ill delIeIl Frauen be$(:häftigt sind. ( ... ) 

minister Barend du Plessis und Erzie· 
hungs- und Entwicklungsminister Gerrit 
Viljoen reisten am 8.4.1988 nach Wind· 
hoek, um mit der Interimsregierung über 
die Zukunft Namibias zu sprechen. 
"Im Mittelpunkt der Gespräche Bothas 
und seines Gefolges," so berichtete am 
8.4.1988 die Frankfurter Allgemeine, 
"sollen Verfassungsgaranlien für die Be­
völkerungsgruppen und Wahlen auf 
ethnischer oder regionaler Grundlage 
stehen. Beides wird von der Mehrheit der 
Ubergangsregierung abgelehnt." Sollte 
sich die Interimsregierung nicht dem WLI­
len Pretorias unterwerfen, droht ihr das 
gleiche Schicksal wie allen ihren Vorgän· 
gern: Sie wird in der Versenkung ver­
schwinden - ein erneuter Beweis für die 
Vergeblichkeit, im Einvernehmen mit 
Pretoria und unter Unterlaufung des von 
der UNO und der SWA PO getragenen 
Vorschlags, eine Lösung für Namibia zu 
finden. Namibias Unabhängigkeit ist kei­
ne Frage von Südafrikas Gnaden, son­
dern eine Frage des erfolgreichen Wider­
standes der Namibianerlnnen gegen die 
koloniale Unterdrückung. 
Bedrückend muß es für die Strategen in 
Bonn und Washington sein, daß dieser 
Besuch, der als letzte Warnung an die 
Vertretcr einer internen Lösungverstan­
den werden kann, doch bitte nicht zu 
weit zu gehen, zu einem Zeitpunkt statt­
findet, in dem sich Angola und die USA 
zu erneuten Gesprächen über einen 
möglichen Abzugder kubanischen Trup­
pen trcffen. Hatte doch dasJ unktim der 
US-Regierung, Namibias Unabhängig­
keit und die entsprechende Bereitschaft 
Südafrikas hingen von eben diesem Ab­
zug ab, Pretoria einen höchst will­
kommenen Vorwand geliefcrt, alle Be­
mühungen zur Umsetzung der UN·Re· 
solution 435 zu torpedieren. 
Das Verbot der südafrikanischen Anti­
Apartheid·Kräfte und die erneuten kolo­
nialherrlichen Eingriffe in Namibia, mit 
denen Pretoria selbst e ine neo koloniale 
Lösung abzublocken sucht, zwingen zu· 
dem immer breitere Kreise der Welt­
öffentlichkeit, ihr Verhältnis zu den Be­
freiungsbewegungen zU überdenken, die 
sich letztendlich als einzige Alternativen 
zum Apartheidregime darstellen. 
Schon in der Vergangenheit haben weit· 
sichtige Geschäftsleute und einzdne Re· 
gierungen erkannt, daß es in Südafrika 
eine Zukunft ohne den ANC nicht gibt. 
Die derzeitige Politik Südafrikas läßt aUe 
Strategien einer friedlichen Lösung für 
Südafrika sowie rur seine Kolonie Nami­
bia auch rur den Dümmsten unprakti. 
kabd erscheinen. 
Das aber bringt die freunde des langfri· 
stigen, auf eine Reformierung - und 
nicht Abschaffung - der Apartheid set · 
zenden Wandels in Argumenlationsnöte. 
Winkeladvokaten des Apartheidregimes , 
die über ein umfangreiches Netz von 

Hilfstruppen und immeose finanzielle 
Mittel - auch aus der Kasse der süd· 
afrikanischen Regierung - verfiigen, 
haben lange Jahre große Teile der öf­
fentlichkeit mit ihrem Reformgerede 
manipuliert. Sie werden es in Zukunft 
schwerer haben. 
Der anhaltende Widerstand in Südafrika 
und Namibia zwingt das Apartheid­
regime, immer deutlicher zu zeigen, daß 
Apartheid nicht rcformierbar ist, sie 
kann nur abgeschafft werden. Apart­
hcidgegner aus Kirchen, Gewerkschaf­
ten, Parteien und Solidaritäubewt"gung 
haben jetzt die Möglichkeit, ihre Forde­
rungen nach der weiteren Isolierung des 
Apartheidstaates unter neuen ,Vorzei­
chen zu stellen. 

Es ist in den letzten Jahren gelungen, 
neue Bündnispartner gegen Apartheid zu 
gewinnen, die Forderung nach Sanktio­
nen wird von breiteren Kreisen gestellt. 
Die harten Freunde des Apartheidstaates 
haben in den vergangenen Wochen in der 
Bundesrepublik an Einfluß verloren. 
Drumherumgerede und mangelnde Ent­
schlußfreude sind damit nicht aus der 
Wdt geschafft. Die Erfahrung zeigt je­
doch, daß Zeiten politischer Differenzie­
rungen unter den Herrschenden auch 
immer eine Chance rur Veränderungen 
bieten. 
In den USA bereitete die Diskussion um 
Sanktionen gegen Apanheid Reagan die 
erste große Niederlage - Kohl und 
Strauß fehlt diese Südafrika·Lektion 
noch. 

.Mit eurer Gesellschaft ist doch etwas nicht 
in Ordnung, wenn ihr eure sexuellen 
Probleme in die Drille Welt exportiert" - so 
urteilt die thailändische Soziologin Sukanya 
Hantrakul. 

Prostitutionstourismus, die von den Gis 
geförderte .,rest end re<.reetion~lndustrie, 
Frauenhandel auf aktuellen Heiratsmörkten­
das alles bezieht Heidi Thiemann in ihre 
Untersuchung mit ein. 

Sie zeigt den Zusammenhang der von 
Buddhismus geprägten Frauenrolle in 
Thailand mit ökonomischen und herrschofu­
bedingten tradierten Erwartungen an die 
thoiländische Frau von heute. 

Heidi Thiemonn 
FRAUENROLLE UND PROSTITUTION 
IN THAILAND 
Hochschulschriften 237 
Frauen - Studien 7 
160 Seiten, DM 1B,--

Nicht nur die !hailändischen Mönner haben 
diese Frauen zu Sklavinnen, zur Ware 
gemacht. 

Un-.aüdtow sInd~ 

PAHL-RUGENSTEIN N'.723 
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Erklärung der westeuropäischen 
AABs zu Sanktionen 

L Nationale Ami-Apanhcid·Bewegungcll aus 
Mitglieds<;!aa!<:n der Europäischen Gemein­
schaft (EC) trafen sich vom 13.-14.2. 1988 in 
Bonn. der lIauptstadt der Bundl:srcpublik 
Deutschland, tim Meinungen aU$lIutauschcn 
und auf EG-Ehen .. konz,",nienc Aktibnen 7.U 
pbn .. n. Sie dnigtcn sich auf eine KOfnmunika­
tionsstruk !Ur. durch die gemeinsame Aklionen 
auf EG-El><:ne errnö!dicht werden sollen. 
2. Auf dem Treffen sprachen die Vert~tCT der 
5\\''' 1'0 und cl" Al"C ruf die Bundesr .. publik 
tiber die jüngsten Entwicklungen des ßdrd­
ungskarnpfcs in Namibia und Südafrika.. 
S. Die Teilnehmer/innen äußerten ihre tiefe 
Betroffenheit über die weitere Vcrso.:hlcchtc· 
rung der Lage im Siidlichcn Afrika und bckr'Jf· 
ligten einhellig 
• ihre Solid,i1"i1ät mit den Fronutaaten und 
ihre Entschlossenheit, sich fur eine Beendigung 
da Aggressiomakte und Dcstabilisicrung 
SUd~frika, einzusetun. 
• ihre voll<: Unterstüt1.ung für den Kampf des 
namibischcn Volkes unter der .·ührung der 
SWA PO sowie flir di .. unvenügliche Verwirk· 
lichung d .. r Ur\·Sicherheiurats·Rcsolurion 
435, 
• ihrc Solidarit,u mit dem A;\'C und dem Un° 
terdrückten Volk Südafrikas in ihrem Kampf 
für ein nicht·rassistisches, demokratisches 
Siidafrika. 

4. Oie TeilnchmerJinnen ndlun fesr, daß die 
EG I'~toria.l Handelsparrncr und In'enor 
r\r. I isr. Die Zusammenarbeit "on EG-l.än· 
den, mit dem Pretoria-Regime isr der bedeu· 
tendste :.iulkre Faktor bei der Aufn:chterhal· 
tung des Apanheiw~stems im Südlichen 
,\frika und der illegalen Besttzullg Namibias. 
Das Treffen 'ergegenwärtigte sich die EG·~bß· 
nahmen s.:it dem letzten EG·Sondertreffen der 
Anti'Apartheid-Bewegung im September 1985 
ku rz vOr der EG·Ratssitzung in Luxemburg. 
Die Sanktionsm.lßnahmen des Ministerrats 
vom &]>Iembcr 1985 und September 1986 
stellen el11(' vollkommen unangemessene Ant· 
WOrt auf die Krise im Südlichen Afrika dar. 
Viele EG·~ l itgiiedsstaaten weigern sich, die«: 
Sank tionsmaßnahmen strikt umzuse1l'.en_ Dil"S 
unterstreicht die Tauache, dOle nicht nur die 
hetn:ffenden Stadten. sondern auch die EG als 
ganzes keinen politischen Willen zur Konfron· 
tation mi t dem Apaflheidregime besitzl.'n. Die 
nachhaltige Weigerung der EG. einen wirk· 
samen Beitrag zu internationalen Aktionen ge. 
gen Apartheid zu leisten, was vor allem im 
Vergleich zu den skandinavischen Ländern 
auffällt, stcht in scharfem Gegensatz zu dem 
klar formulierten Willen der Völker der EG· 
Länder. 

5. Die Anti·Apartheid·Bewegungen der EG· 
Lind<:r wollen sich in ihren Kampagnen fur die 
U"''''tzung umfassender. bindender S,mktio­
nen seitens des UN·Si<:herheitsrdts ein<etzcn. 
Sie mobilisieren für Volkssanktion~n gt"!:en 
alle Formen der Kollaboration mit Apartheid· 
Stidafri k~ und dem besellten Namibia. 
6. Das Treffen unterstrich, daß bis zur Ver· 
h:ingung Von umfassenden. bindenden S~nk· 
lionen durch den UN·Sicherheitsrat tin wirk· 
samCl Sanktionsprogramm der lOG und der 
Mitgli<:dHtaatcn vonnöten sei. Die Teil· 
nehmcr'i rlnen sprachen sich einhellig für eine 
'tärke~ Zus"mmenarbeit unter den Allli· 
Apartheid·Bewegungen dn EG·Länder aus. 
um gri)ßtmöglichen Druck auf den EG·~ l ini· 

stemu. die EG·Kommission und das Euro-
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paische Parlament ausluilbcn. Für die Zeit der 
bundesdeutschen EG-Präsidents<haft einigten 
sie sich auf koordinierte Aktionen in den fol­
genden Bereichen: 
a) Sanktionen g<:gI!n si.odafrik:mis<:h .. Koh!e; 
b) alle bestehenden und zukunftigen Sank· 

tionsmaßnahmen sollen sich sowohl ~ur 

Namibia ,Ils auch auf Sij<bfrib beziehen; 
c) Computer· und Elektronikexportc nach 

Sudafrik" und Namibia sowie die Zusam· 
'nenarbeit auf d",.em Gebit-t mit dem Pre­
toria·Regime sollen gestoppt w<:rdcn_ 

Diese Aktionen gewinnen eine besonder<: Be· 
deutung vor dem lIintcrgrund des EG·G il'fels. 
d .... VOm 27.-28.Juni ]988 in Ilanno"ersta1!' 
finden wird. 
7. Da!> Treffen betrachtete C!i als vollkommen 
unakzeptabel, daß das illegitime und krimi· 
nelle südafrikanische Regime n"l der EG dipla­
matisch~ Beziehungen unterhalte und Diplo­
mateniilarus bei der EG innehabe. Dies spreche 
der ausdrücklichen EG-OIlP05ition gegen 
Apartheit Hohn und ermögliche es Agenten 
des sildafrikanischen Regimes. diplomatische 
Immunität zu genielkn. 
Di<: Teilnehmer/innen kamen überein. daß die 
koordinierte Arbeit d"r Anti·Ap~rtheid·Bewe· 
!(Ungen aus den EG-I.ändcrn vorr~ngig auf di~ 
Schließung <kr diplomatischen Vertretung 
Siidafrikas bei der EG·Kommission abzielen 
müsse. 
8. Auf dem Tr<:ffen wurde <:inc Reihe weiterer 
Kaml)agnenfclder disku tien. Größte Sorge 
beSl~ht iiber dJ~ Schiek$aJ zum Tode '·erur· 
teilter Jugendlicher in Siidafrika we~en deren 
Beteiligung an Anti-Apartheid-Aktionen. Be­
sondere Bea<:hlung 'erdient hier der Fall der 
"Sharllevillc 6". \\·~hrrnd die die,bczi.ig!iche 
EG· lntervention begrüßt wurde, forderte das 
Treffen di.., EG-Mitglicdssraaten und die EG als 
Organisation zu wirksamen Schritten auf. 
Das Treffen verurteilte die fortgesetzte Haft 
von Nelson Mandda und anderen Fiihrcm des 
Befreiungskampfes in Siidafrika und Namibia. 
Der 70. Geburtstag \'011 Nehon ~landda wurde 
als eine einzigartige Gelegenheit angeselltll, die 
Öffentlichkeit in Europa und der Welt für des· 
«:n bedingungslose Freilassung und die aller 

anderen politischen Gdangenc!I in Süd~frikd 
und Nam,bia zU mubilisieren. Es Wurdl" fest­
gestellt. daß der Mini,terrat. der Europaral 
und das EurO\ldparlament zwar wiederholt 
;>;'clson ~[anddds Freilassung gdord<"rt harr<'n. 
daß die EG jedoch keinl" wirkSdmen $<chrirre 
1_U scin.-r frtil~ssung untnnomml"n habt>. 0", 
Treffen bes~hloß koordinierte .... ktionen zum 
70. G~burUlal( :-.1dSOll ),[and .. las 
18.7.1988 in den EG·Ländcrn. 
9. Die Anli·A])artheid-Bc"egungen der EG· 
I.;inder einigten si~h auf rine Reihe konkrete!' 
Maßnahmen zu, Kommunikation ullterein· 
ander. Ein n~-ue, Treffen wurde ftir den Beginn 
der grirthischen t:G-Pr'.isidentschaft fest· 
gelegt. Ein<- Kont"ktaufn ..... ml"zwiS(;hen ihnen 
und der Grupp<, der AKP (z .... frika·K~ribik· 
Pazifik)·Staltcn 50wie den Fmklionen des 
Eurol)ap~rl.lments wurde ,-ereinban. 

!O. Die Anti·Apartheid-Bewegungen der EG· 
L..nder sind ,i<:h der I_egitimitiit des Kampfes 
der Völker Namibias und Siidafrikas und der 
Untersti.iuung ~us ihren Ländern bewußt. Si{' 
sind der Auff;o5sung. daß sie die wahren In· 
teressen und Hoffnungen d<:r Volker der EG· 
[.;inder ,'crtreten. 
Sie walkn alles in ihrer I> lacht Stehende Will 

grundkgenden Wandel der EG-Politik tun. so 
daß die$e einen "'irkliehen Beitrag zur Ab· 
Kh;,ffung der Apdrthcid, zur Gnabh;;ngigk<:it 
NamibiJs und tum Frieden im Sudheh<:n 
Afrikaleistct_ 

Belgien: Comitc contre le coJonialisme et 
I'allartheid: Hundesrepublik Deu tschland: 
!\llti-i\parrheid·Hc"egung; Dänemark: 1'\:ltio­
nal Committee South Africa Action; Frank· 
..,ich: RencOlure National conue I'apartheid, 
~Iou\'ement Anti·Apartheid; Gritthenland: 
Greek Comminee for International D{'mo­
eratic Solidarity: Großb ritanni<:n : Anti-Apan. 
heid Mo\,ement; Irbnd: Irish .... nti·AI)arrheid 
Movcment: Italien: Coordinamento N:Lziolldle 
Anti· .... partlteid; Niederlande: Anti'Apartheid 
Hewe):ing, Holland Committce on Southern 
Afriea; Spanie,,: ~IO\irniento Anti·Apartheid 
Espai\ol. 
Bonn, J3. / /4. Februor 1988 



u. Bundeskongreß 
entwicklungspolitischer 

Aktionsgruppen 
2.6. - 5.6.1988 in Frankfurt 

Die Schulden können nicht zurückgezahlt werden. Den Schuldnerlän­
dem ist dies angesichts des wirtschaftlichen Ruins und sozialen Elends 
ihrer Gesellschaften eine existenzielle Gewißheit geworden. Aber 
auch bei den an den Kreditgeschäftcn gut verdienenden Banken in den 
Industrieländern setzt sich die Einsicht mehr und mehr durch, daß die 
bisher praktizierte Bereicherungspolitik sich nicht in dieser Weise un­
gehemmt fortsetzen läßt, wollte man sich nicht selbst seiner ergiebig­
sten Profitquellen berauben. 

Vielf:iltig iSI das, was aktuell als »Wege aus der $chuldenkrisc{{ disku­
tiert wird - von der traditionellen Umschuldungspraxis über die Refor­
mierung von Weltwirtschaft und Welt währungssystem bis hin zu For­
derung tiefgreifender gesellschaftlicher Veränderung. 

Die bundesdeutsche Solidaritätsbewegung sieht eine globale Schul­
denstreichung als einen ersten notwendigen Schritt an, dem aber wei­
tere in Richtung auf gerechtere Weltverhältnisse folgen müssen. Die 

von ihr zu entwickelnden Lösungsstrategien müssen ebenso wie die 
Befreiungskämpfe in der Dril1en Welt die politischen und wirtschaft­
lichen Verhältnisse in den Industrieländern im Blick haben. Hier sit­
zen die Verantwortlichen aus Wirtschaft und Politik, aber auch Betrof­
fene der weltweiten krisenhaflen Umstrukturierung der Wirtschaft. 

Neben diesem inhaltlichen Programm bietet der 12. Bundeskongreß 
entwicklungspolitischer Aktionsgruppen die Möglichkeit, gemeinsam 
über die Aktionen zu der rwF/Weltbank-Tagung im September 1988 
in West-Berlin zu beraten. 

Daftir, daß Theorie und Praxis zu einer Einheit verschmelzen können, 
bietet der Bankenplatz Frankfurt beste Voraussetzungen. Mit Aktio­
nen an den Standorten der nationalen und internationalen Finanzwelt 
soll während der Kongreßtage ein Stück praktischer ÖfTentlichkeitsar­
beit geleistet werden. 

Bundeskongreß entwicklungspolitischer Aktionsgruppen, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50, Tel. 040/393156 
Postgiroamt Hamburg, Konto 79112-201, BLZ 20010020 

»Gegen die Macht des Geldes 
Wege aus Verschuldung und Elend« 



Arbeitsgruppen 
Parallel laufende Arbeitsgruppen 
und Workshops 
Arbeitsgruppen, die vor allen Dingen für diejenigen geeignet sind, 
die sich erste Einblicke in die Verschuldungs- und Weltwirtschafts­
problematik verschaffen wollen. U.3. anhand konkreter Länderbei­
spiele soll der Mechanismus der Verschuldung, ihre ökonomischen 
und poILtischen Ursachen, sowie die Funktionsweise des Well­
marines und des Weltwährungssystems dargestellt werden: 

1. Weltwirtschart und Verschuldung - eiße Einflihrung. 
2. WeUwirtschart und Verschuldung - eine Einmhrung. 
3. Wel!wirtschart ulld Verschuldung um Beispiel Brasilien. 
4. Weltwirtschafl und Verschuldung am Beispiel Südkorea. 
)Lösungsansätzc({, Befreiungsstrategien und Alternat iven: 

5. Modelle der Entschuldung 
Case by Case oder globale SChuldenstreichung? 

Die Praxis der trad itionellen Umschuldung 
Debt-to-Equ i tiy-S wap 
Das Mexiko-Modell 
Schuldnerkarlell als Ausweg? 
Partieller Schuldenerlaß, bzw. Schuldenumwandlung 
») EnlwicJd u ngskonf orm e Kon dilional ität «? 
Die politischen VorSChläge Fidel Castros 

6. Entwicklung und Neue Weltwirtschartsordnung 
Systemkonfonne Reform der Weltwirtschaft oder wirkliche Demo­
kratisierung der internationalen Beziehungen? 

Ansätze in der RohstotTpolitik (UNCT AD, AKP, OPEC) 
Souveränität über nationale Ressourcen 
Kontrollkodices rur Transnalionale Konzerne 
Künftige Rolle der internationalen Finanzorganisationen 
versus UNO 
Neue Weltwirtschaftsordnung und Internationale 
Ökonomische Sicherheit 

7. Weltwirlschafllicher Umbruch und [nteressenlage 
in den Industrieländern 

Interessen und Aufgaben sozialer Bewegungen hierzulande 
Neue Wcltwirtschaftsordnung ))auf unsere Kosten« 
Inleressen identität und/oder -gegensatz zwischen Industrie­
un d EntwicklungsJiindern? 
Regionale Strukturkrisen und Dritte Welt (z. B. Stahl, Textil , 
Werft en) 
Verschuldung, Arbeitslosigkeit und neue Armu! 

8. Weltwirtschaft und Alternative Wirtschaftspolitik 
Illusion oder reale Utopie 

Weltmarkt- oder Binnenmarktorientierung? 
Außenwinschaftlicher Umbau 
Regulierung/Konditionalisierung von Kapitalexport 
Nationalstaat oder »)Weltregierung«? 
Bedarfsprofile - national und international 
Was fordert die Dritte Welt? 
Anders leben in den Metropolen, neue Konsummuster 

9. Reparationen f1ir/ Ressourcenlrausfer in die Dritte Welt 
),Entwicklungshilfe« - Einstellen oder Umstellen? 

Entwick[ungshilfe schadet nur 
Soziale Konditionen oder Au!1agenverzicht? 
Transferleistungcn/Quantifizierung/Bsp. O.7%-Ziel 
Völkerrechtliche Ansprüche der Dritten Welt: 
Reparationen/Kompensationen/Wiedergutmachung? 

10. Revolutionen im Würgegriff des Weltmarktes 
Zum Scheitern verurteilt? 

Beispiel Nicaragua/Kuba 
8eispiel Wirtschaftsgemeinschaft der Frontstaaten SADCC 
co1!ective self-reliancc 
Alte und neue herrschende Klassen 

In den fOlgenden sieben Arbeitsgruppen werden die Schnittstellen 
zwischen der Versch uldungs-/Weltwirtschaftsproblematik mit aktu­
ellen in der Bundesrepublik laufenden Auseinandersetzungen und 
Sozialen Bewegungen thematisiert: 

11. Verschuldung und Militarisierung 
Rüstungsexporte 
Militärisch-Industrieller Komplex 

Das US-amerikanische Aufrüstungsprogramm 
Abrüstung als Weg aus der $chuldenkrise? 

12. Weltweite Flüchtliugsströme 
Neuordnung des internationalen Arbeitsmarktes­
Flüchtlinge als neues internationales Proletariat 
Konzertierte Verschärfung des Asylrechts in Europa 
Hunger als WatTe 
Das politische Potential der Flüchtlingsströme 

13. Gen-Technologiel Bevöl kerungspolitik 
Gen- und Bio-Technologie - der prof"inrächtige 
Zukunftsmarkt ftif die Pharma-/Chemie-Industrie 
EntWiCklungsländer als Rohstoff- und Nahrungsmittel­
lieferanten dureh Gen-/Bio"Techniken bald vom Markt 
konkurriert 
Gen-Technologie als imperialistisches Instrument der 
Bevöl keru ngspol i (ik 
Angriff des Patr iarchats auf die Reprod uktionsfahigkeit 
der Frauen 

14. Ökologie 
Die Verantwortung von IWF/Weltbank ftir die Zerstörung 
der natürlichen Lebensgrundlagen 
Gleichzeitigkeit des Kampfes für den Schutz der Natur und 
Hir die Verbesserung der menschlichen Lebensbedingungen 
Umweltverträglichkeitsaullagen ftir Wellbankprojekle oder 
Abschaffung der Weltbank? 
Strategien der weiteren politischen Arbeit 

15. Abbau von Grundrechtenl 
Ausbau des staatlichen Repressionsapparates 
Was soll alles unter Strafe gestellt seio?-
§ 129, § 129a, § [30, § 130 a 
Zusammenhang VOll Repressionsverschärfung, Krise von 
Wirtschaft und Gesellschaft und politischer Opposition 
Von der Kriminalisierung der Aktionsformen zur 
Kriminalisierung der Inhalte 

16. Feminisierung der Armut 
Auswirkung dcr Weltwirtschaftskrise auf Frauen in den 
Länd(:rn der Dritten Wclt und in den Industrieländern, 
die gleiche Betroffenheit 
Weltweite Hausfraui~icrung der Arbeit 
Verschlechterung der Situation der Frauen durch 
konservative Verschärrung der Familienpolitik 
Beherrschung der Geldstrukturen durch das Patriarchat 

Workshops, in denen ein anderer Zugang zur Problematik von Welt­
wirtschafts- und Vcrschuldungskrise gefunden werden soU, als über 
dcn gewohnten Seminllrarbeitsgruppenstil: 

17. Durch Literatur und Dichtung 
Texte Betroffener werden vorgetragen und diskutiert 

18. Durch Theate r 
Z. B. das Einübcn von kurzen Szenen zum Thema, die während des 
Kongresses oder im Rahmen von Aktionen in Frankfurt vorgeHihrt 
werden sollen 

19. Durch bildnerische KUllst 
Beurteilung und Bewertung von Karikaturen und Plakaten, die das 
Kongreßthema zum Gegenstand haben 

20. Journalisten-Workshop 
Hier soll ganz praktisch überlegt werden, wie die IWF/Weltbank­
Kampagne im Vorfeld und während der Tagung im September in 
West-BerUn publizistisch und medien wirksam begleitet werden 
kann. Ein konkreter Vorschlag ist die Erstellung einer Kampagnen­
Zeitung, deren Konzeption hier erarbeitet werdeo soll. 

Und zum Schluß noch zwei Arbeitgruppcn: 

21. Verschuldung und Krieg in Athiopien 
Verschu !du ng~situation in Äthiopien 
Zusammenhang von Krieg und Verschuldung 
Hunger und Schuldendienst 

22. Landwirtschaft im Zeichen der Verschuldungskrise 
Verschuldete Bauern hier und in der Drinen Weil 
Ursachen der Verschuldung 
Para!lelen in der Agrarentwicklung 
Hilft eine Schuldenstreichung? 
Eßlschuldungsprogramm Hir bundesdeutsche Bauern 



Aktionen 
Nicht zufallig wurde vor einem Jahr beschlos· 
sen, den 12. Bundeskongreß in Frankfurt 
durchzufUhren. In Frankfurt haben neben vie· 
len anderen Banken auch jene Banken ihren 
Zentral sitz, die an Verschuldung und Elend in 
der Dritten Welt verdienen: die Deutsche 
Bank, die Dresdner Bank und die Commerz­
bank. 
1n Frankfurt und in unmittelbarer Nachbar· 
schaft stößt der/die entwicklungspolitisch In· 
teressierte aber noch auf andere aus seinerIih­
rer politischen Arbeit bekannten Namen: 

z.B. der Pharmakonzern Hoechst, der gut am 
Medikamentenhandel mit der Dritten Welt 
verdient; oder die Degussa, die Metallgesell· 
schaft, und schließlich NUKEM, ALKEM u.a. 
in Hanau, allesamt wichtige Stützen des bun· 
desdeutschen Atomprogramms, u.a. auch im 
illegalen Urangeschäft mit Namibia verwik· 
kelt. Auf dem Finanzsektor noch die KfW -
Kreditanstalt fUr Wiederaufbau. Über sie wird 
die Finanzhilfe der deutschen Entwicklungs· 
hilfe abgewickelt. Auch die Deutsche Bundes· 
bank hat ihren Sitz hier. In Eschborn unweit 
von Frankfurt das Bundesamt fUr gewerbliche 
Wirtschaft, Genehmigungsbehörde fUr Deut· 
sehe Ausfuhren, auch fUr bundesdeutsche 
Kriegswaffen. Hier wurde schon so manches 
Kriegsgut )zivilisiert«, damit es die Grenze 
passieren durfte. Zu schlechter Letzt noch der 
Rhein·Main·Flughafen - Drehscheibe fUr die 

Schnelle Eingreiftruppe der USA und Ab· 
schiebetlughafen rur abgewiesene Asylbewer· 
berlinnen. 
Es ist nicht geplant, den Kongreß während der 
vier Tage völlig unbemerkt von der Frankfur· 
ter Bevölkerung durchzufUhren, sondern die 
oben erwähnten besonderen Bedingungen 
Frankfurts zum Anlaß zu nehmen, mit geeig­
neten einfallsreichen Öffentlichkeitsaktionen 
auf die Verantwortung der Industrieländer fUr 
Elend und Unterdrückung in der Dritten Welt 
aufmerksam zu machen. 

Medienbörse 
Wie in jedem Jahr wird auch in Frankfurt eine 
Medienbörse eingerichtet werden. Interessier­
te Gruppen und Einzelpersonen können Bü' 
cher und Arbeitsmaterialien ausstellen. 

Wegen des Platzmangels bitte unbedingt auf 
dem Anmeldeabschnitt anmelden. 

Standgebühr fUr kommerzielle Stände: DM 
20 -, 

x: ....................................... ............. ... ..................................................................... . 
BiUe meldet Euch so schnell wie möglich an! Das hilft uns sehr ruf unsere Vorbereitungen( wenn's geht bis zum 24_ April 1988) 

Anmeldung ftir den 12. Bundeskongreß in Frankfnrt, 2.6. - 5.6.1988 
(an den Bundeskongreß enlwicklungspolitischer Aklionsgruppen, Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50) 

1) Name der Gruppellnstitution: .................................... . 

2) Anschrift: 

3) Status o örtliche Basisgruppe 

o Institution/Bundesverband 

o sonstige/r Teilnehmerlin 

4) Mitglied: o ja o nein 

o Interesse an der Mitgliedschaft 

o Interesse an der Mitarbeit im Koordinierungsausschuß 



Technisches 

Koordinierungsausschuß 
Alle BUKO- Mitgliedsgruppen solilen sich überlegen, ob sie rur den 
Deuen KoordiDierungsllusschuß kandidieren können. 
Interessierte bitte melden bei: 
BUKO, Nernstweg 32-34, 2000 Hllmbnrg 50, Tel.: 040/39 3156. 

Resolutionen 
Resolutionen werden nur aufdem BUKO abgestimmt, wenn sie bis zum 20.3.88 
an die Geschäßsstelie des ßUKO geschickt worden sind, damit sie von den 
Gruppen noch diskutiert werden können, die sie zusammen mit den Vorberei· 
IUngsmaterialien zugesandt bekommen. 

Vorbereitungsmaterialien 
Als Vorbereitungsmaterinlien wird ein Vorbereitungs· FORUM an die Teilneh· 
merlinnen mit der Anmeldebestätigung geschickt. 

Motto 
Außerdem muß auch ein MOllo ruf den 13. ßundeskongreß gefunden werden. 
Vorschläge sind schon jetzt willkommen. 

Teilnahme 
Teilnehmen am 12. Bundeskongreß kann jede oder jeder, die/der die Teilneh· 
mergebühr bezahlt. Stimmberechtigt sind ~Jlcrdings nur Delegierte von Mit­
gliedSllruppen, die rur dus Jahr 1988 ihren Teilnehmerbeitrug bezahlt haben. 
Der BUKO-Jahresbeitmg betragt pro Gruppe 156,- DM (inkJ. FORUM-Abo). 
Institutionen, ßundesverbände und Koordinationen können um Kongreß nur 
als ßeobachter ohne Stimmrecht teilnchmen. Die beobachtende Mitglied­
schaft kann bei der GeSChäftsstelle formlos beantragt werden (Juhresbeitrag 
286,- DM, inkJ. FORUM·Abo). 

Anmeldung 
Zur Anmeldung muß der untenstehende AbschniU vollständig ausgefiilll und 
der Teilnehmerbeiusg (70,- DM rur Teilnehmer/innen aus SUKO·Mitglieds· 
gruppen; 90,- DM rur Teilnehmer/innen aus Nichl-SUKO-Mitgliedsgruppen) 
im voraus auf das Konto des Bundeskongresses überwiesen werden: 
ßundeskongreß entwicklungspolitiseher Aktionsgruppen, lIamburg, 
Postgiroamt Hamburg, Klo.-Nr. 79112·201. 
Bille gebt auf der Überweisung den Namen der Gruppen deutlich an. 
Anmeldeschluß ist der 24. April 1988. 

Termin und Ort 
Der 12. Bundeskongre6 entwicklungspolitischer Aktionsgruppen findet vom 
Donnerstag. 2.6. bis Sonntag. 5.6.1988 in der Fachhochschule Nordweststadl/ 
Bürgerhaus Nordweslstndt. Frankfurt. staU. 

Fahrtkosten 
Fahrtkosten werden wahrSCheinliCh weitestgehend erstallel. 

Essen 
Um uns eine Flut von Plaslikgeschirr zu ersparen. werden die Teilnehmer/in­
nen gebeten, ihr eigenes Geschirr (Becher, Teller) und Besteck mitzubringen. 

Kinder 
Für Kinderbeucuung wiihrend de.~ Kongresses wird gesorgt. 

Programm BUKO '88 

Donnerstag, 2.6.88 
12.00 bis 14.00 Anmeldung im Bürgerhaus Nordwest-Stadt 

14.00 Begrüßung, 

18.00 
19.00 

ab21.00 

Freitag, 3.6.88 
9.00 

14.30 
19.00 
20.00 

Samstag, 4.6.88 

anschließend Berichte über den Stand der 
Aktivitäten im Rahmen der IWF/Weltbank­
Kampagne; anschließend offene Diskussion im 
Plenum, Kritik, Lob, Fehler, wie kann's besser 
laufen. etc; 
Abendessen 
Einftihrungsvortrag: 
Wege aus Schulden und Elend - Forderungen 
und Lösungsstrategien, HübnerlRojas, 
Berlin (angefragt) 
von jelzl an gemütlich .. 

spriLdge, lebendige, phantasievolle etc. 
Aktionen im Stadtgebiet der Bankenmetropole 
FrankfUrl; anschließend Mittagessen; 
Arbeitsgruppen und Workshops; 
Abendessen 
»Schuldenrevue« - Musik, Sketche etc. 
zum Thema 

9.00 Forlselzung der Arbeitsgruppen und 

13.00 
14.00 

19.00 
abends 

Sonntag, 5.6.88 

Workshops; 
Mittagessen 
Rechenschaftsbericht des Koordinierungs­
ausschusses, der Kampagnen, des FORUM und 
anderer BUKO-Bereiche, weitere Planung der 
SUKO-Arbeit: Seminare, Kampagnen, BUKO 13 
etc.; Wahl des Koordinierungsausschusscs; 
Abstimmung von Resolutionen; 
Abendessen 
FeIe, Medienschau, Gruppentreffen, Projekt­
vorsteIlungen elc. 

9.30 Vortrag: Zwischen Frühjahrs- und Herbst­
tagung '88 und darüberhinaus -

11.00 

14.00 

Neuere Strategien von IWF und Weltbank 
Herberl SChui, Hamburg; 
anschließend Diskussion 
Bericht der Arbeitsgruppenergebnisse, 
Diskussion und Weiterarbei! in der 
IWF /Wellbank-Kampagne; 
Mittagessen, anschließend Abreise. 

:x ....................................................................... ......... ........................................ .. .. . 
5) Zum BUKO melden wir an (Name, Anschrift, Tel.): Schlafpiitze nötig ftir:* 

1. ......... . Da Fr Sa So 

Interesse an }\(J: 

2 ..... Do Fr Sa So 

. ... Interesse an }\G: ........... . 

3 ............................................ . ................................ . ....... . Do Fr Sa So 

.... Interesse an AG: ................... . *ZutrefTendes ankreuzen 

6) Mitfah rgelegenheit (bildet Fahrgemeinschaften): 

o ich biete o ich suche Mitfahrgelegenheit ftir ........... Personen. 

7) 0 wir bringen Kinder mit 

wieviele? Alter? ....... . ..... Jahre an folgenden Tagen: 

o Wir möchten an der Medienbörse teilnehmen. 

Teilnehmerpreis von 70,- DM/90,- DM pro Person am überwiesen. 

Datum Unterschrift ............................. . 



Mosambik 

.,Beende! Siidafrikas Krieg gegen die 
Nachbarstaalcn - Apartheid tötet auch 
in Mosambik." Unter diesem Motto be­
gann im ~Iärz d.J. eine breitangelegte 
Öffcll\lichkcilskampagne zur Lage in 
Mosambik. Sie wird u.a. von den 
GR ONEN, dem Koordinicrungskreis 
Mos.unbik, der informationsstelle süd­
liches afrika und lerre des hommes getra­
gen. 
Diese Kampagne ist von großer t\ ktuali­
Ütt, hat doch der IJcstabilisicrungsdruck 
Südafrikas auf Mosambik und Angola in 
der letzten Zeit noch zugenommen und 
ist die BRD doch eine der wichtigsten 
Stützen des Apanheidstaates. Bereits im 
Vorfeld der Kampagne wurden interes­
sante Details der Beziehungen der eso 
zum sog. N •. tionalcn ~Iosambikanischcn 
Widerstand (RN~I) bekannt. 
Am 28. Januar d.J. veröffentlichte der 
Stern Auszüge aus einem Brief von Die· 
ter A. Schmidt. Leiter des Büros Hir Aus­
wärtige Beziehungen der CSU, an einen 
RN~I-Vertreter namens Frandsco Nota 
Moises. In diesem bestätigte er, •• daß wir 
schon in direktem Kontakt mit dem 
I'räsidenten und Oberbefehlshaber Ihrer 
Organisation in der 'Casa ßanana' und 
deshalb ständig und ausreich<:nd üb<:T di<: 
Probleme ihrer Organisation informiert 
sind". Er hob "die Wichtigkeit der von 
Ihnen geforderten Unterstützung sowohl 
in der Bundesrepublik als auch in West­
Europa" hen'or und hoffte, "daß auch 
andere Politiker der westlichen Welt Ih r 
f\nliegen nicht ignorieren werden". Zum 
Schluß wünschte Schmidt dem Ri\'"M· 
Vertreter "viel Glück und Erfolg für Sie 
selbst und Ihre schwierige und bedeu· 
tende Aufgabe". 
Weitere Kontakte der RNt. 1 zu CDU- und 
CSU·Kreisen sind bekannt. Der RNM­
Sekretär für Auswärtige Beziehungen. 
Arturo da Fonse("a. residiert in Hcidel· 
berg. Führungsgremien des RN~I trafen 
sich in der ERD. Auf der Rundreise der 
Frelimo-Dekgation Ende ~mn: im Rah· 
men der Kampagne traten in Frankfurt 
und in Marburg ~Iitglieder oder Sympa­
thisanten des RNM in Erscheinung. 
Den öffentlichkeitswirksamen Auftakt 
der Kampagne .,Apartheid töte t auch in 
Mosambik" bildete eine öffentliche An­
hörung der Bundestagsfraktion der 
GRüNEN am 14. und 15. März, zu d<:r 
eine fünfköpfige Delegation aus Mosam­
bik, bestehend aus Vertretern der Fre­
limo-Partei und Augenzeugen des Krie­
ges, eingeladen war. In seinem Einlei­
tungsreferat skizzierteJ ose Lu is CatM')o, 
für internationale Beziehungen zustän· 
diger Sekretär des Zentralkomitees der 
Frelimo, die Ziele. die Strategie und die 
Konsequenzen der südafrikanischen De-

Joachim Becker 

GRÜNEN-Hearing in Bonn 

stabilisierungspolitik, die Gegenmaßnah­
Ulen Mosambiks und die notwendigen 
Unterstützungsmaßnahmen der inter­
nationalen Gemeinschaft fiir die Völker 
des Südlichen Afrika. 
Süda frika woUe die unabhängigen Staa­
ten der Region in einer Klientenposition 
halten und das überleben der Apartheid 
sichern. Das Gesellschaftsmodell Mo· 
~ambiks stelle für den Apartheidstaat 
eine Herausforderung dar. Mosambik sei 
ein Schlüssc!staat rur die Bemühungen 
der EIl\wicklungskoordinierenden Kon· 
ferenz des Südlichen Mrika (S/\DCC), 
die Abhängigkeit von Südafrika abzu­
bauen. Denn die Häfen und Transport­
wege Mosambiks stellten für die Binnen· 
staaten eine entscheidende Alternative 
zu den Transitverbindungen durch Süd­
afrika dar. Daher seien die Transportein­
richtungen Mosambiks auch immer wie· 
der Ziel von Sabotageakten Südafrikas. 
lIauptinstrument der militärischen Oe­
stabilisierung sei der Einsatz bewaffneter 
Banditen. "Das lIauptzic! ist", so führte 
Cabatto aus, .,~Iosambiks Wirtschaft und 
Gesells<:haft zu verkruppdn oder zum 
Erliegen zu bringen. . .. Wir glauben 
ni<:ht, daß es das unmittelbare Ziel Preto· 
rias ist, die Regierung Mosambiks auszu­
wechseln; es ist eher, das Regieren 
i\losambiks unmöglich zu machen." 
Die materiellen Schäden der südafrikani­
schen Destabilisierungspolitik beliefen 
sich in den SADCC-Staat<:n insgesamt 
auf 14 Mrd S. Mehr als ei ne halbe Million 

tötet auch 
in Mosambik" 

~Iosambikaner starben als direkte oder 
indirekte Folge des Krieges. 1,8 1\Iio 
Mosambik;.ner wurden aus ihren Hei­
matorten vertrieben. 

.,Sie haben keine Häuser, weil diese von 
den Banditen zerstört wurden. Sie haben 
keine Kleidung, weil ihre Kleidung von 
den Banditen geplündert wurde. Sie ha­
ben keine Nahrung. weil die Banditen 
ihre Ernten und Lagerställen verbrann· 
ten. Wif haben 200.000 Kinder, die nicht 
wissen. wo ihre Eltern sind oder ob sie 
noch leben. Die Kinder sind traumati­
siert, weil sie sahen, wie die Eltern oder 
ein Verwandter barbarisch angegriffen 
oder ermordet wurden." 

Die Regierung bemühe sich um die Rein­
tegration der Vertriebenen, die Wieder­
herstellung zerstörter Infrastruktur und 
der Familienlandwirtschaft und die 
Sicherstellung der Veneidigung der Ge­
meinschaften gegen weitere Angriffe. 
Das Südliche Afrika, so Cabatto, brauche 
humanitär<:, politische und wirtschaft­
liche Unterstützung, aber auch Unter­
Stützung im militärischen Bereich, um 
die Fähigkeit zur Selbstverteidigung zu 
steigern. Mosambik habe Abkommen 
einer militärischen Kooperation mit 
Großbritannien. Spanien und Portugal 
geschlossen. Maßnahmen gegen Apart­
heid seien essentiell. Mosambik befür­
worte Sanktionen. 
Zwei Augenzeugen, die Milizionärin 
LUlsa Belarmino und der zwölf jährige 
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Pedro t'rancisco Cossa, machten deut­
lich, was die Schrecken des Krieges kon­
kret bedeuten. 1985 mußte Pedro mit­
ansehen, wie die RNM-Banditen seine 
Eltern und seinen Zwillingsbruder er­
mordeten. Ihn selbst \'ersch1eppten sie. 
Pedro wurde dann sechs Monate lang in 
einer Basis des RNM militäris<::h ausgebil· 
de t und mußte sich an Angri ffen des 
Rl'l""" beteiligen. Erst 1987 konnte Pedro 
dem RN~-I entkommen. Kr lebt heute in 
einem Heim in Maputo. 
Einen zweiten Schwerpunkt - nach der 
Darstellung der DestabiJisierungspolitik 
des Apartheidstaates gegen die Front· 
staaten, insbesondere "Iosambik, und 
deren schrecklic hen Folgen - bildete die 
Analyse der bundesdeutschen Politik ge· 
genüber dem Südlichen Afrika, insbeson· 
dere Mosambik. 

Die Annahme, daß 
sich die Poli t ik der BRD im 

Südlichen Afrika n ic ht geändert 
habe , verkennt ih r Streben nach 

einer " Vermittler"rolle 

Weder die ßundestagsabgeordnete der 
GRüN EN, Ursula Eid, noch der als Sach· 
\'erständiger eingeladene So:zialwissen­
schaftlcr Peter Meyns mochten eine Ver· 
änderung der bundesdeutschen Politik 
gegenüber dem Südlichen Afrika erken· 
nen. Dies ist jedoch eine unzulängliche 
Einschätzung der derzeitigen bundes· 
deutsche n Politik. 
Die Bundesregierung versucht derzeit, 
sich mit einer verstärkten Unterstützung 
der Frontstaaten größere Spielräume bei 
der S tabilisierung des Apanheidstaates 
zu verschaffen. Eine unzureichende Ana­
lyse der Politik der Bundesregierung hat 
auch negat ive Konsequenzen für die 
Praxis. So fand die Idee, durch die Bun­
desrepublik Deutschland eine Kon ferenz 
zu Südafrika auszurichten, an der Vertre· 
ter des südafrikanischen Regimes, seiner 
Kollaborateure und von Widerstands· 
organisationen aller Schattierungen teil· 
nehmen sollten, Unterstüt7.ung in der 
ßundestagsfraktion der G RüNEN. Ein 
ähnl iches Vorh:'ben gab es zu Namibia. 
An einer vorbereitenden Reise nach 
Südafrika, Namibia, Angola und Sambia 
wollte sich auch Ursula Eid beteiligen. 
Da die Südwestafribnische Volksorgani­
sation Namibias (SWAPO). der Afrika· 
nische Nationalkongreß (ANC) . die Ver­
einigte Demokratische Front (UDF) und 
andere demokratische Kräfte nach dem 
Strauß- Besuch ablehn ten. sich mit der 
Bundestagsdclegation zu treffen, wurde 
die Reise im Februar d.J. abgesagt. Wie 
die Frankfurter Allgemeine am 21. März 
berichte te, sollen die GRüNEN be­
dauert haben. daß das Vorhaben schei­
terte, die Apartheid·Regierung und Ver· 
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treter des Widerstands an einem Tis<::h 
zusammenzubringen. 
Dieses Vorhaben muß derzeit als äußerst 
fragwürdig betrachtet werden. Die Hal­
tung von starken Kräften in der Bundes­
tagsfraktion der GRüNEN zu den Be­
mühungen der Bundesregierung, in eine 
.,Vermittler"rolle zu schlüpfen, läßt auf 
eine unzureichende Analyse der bundes· 
deutschen Politik gegenüber dem Süd­
lichen Afrika und dem Widerstandes in 
Südafrika und Namibia schließen. Die 
G RüN EN scheinen ihr Augenmerk zu­
neh mend auf Gruppen außerhalb von 
ANC und SWAPO zu legen. Auf den 
überraschenden Auftritt eines Mitglieds 
des National Democratic Movement, ei­
ner Absplitterung von der in Südafrika 
regierenden Nationalen Partei, auf dem 
Hearing angesprochen, sagte V. Eid, man 
müsse mit neuen Kräften ins Gespräch 
kommen. 
Positiv ist an der Südafri ka· Politik der 
GR üNEN zu vermerken, daß ~ie sich, 
wie Vrsula Eid auf dem Hearing noch 
einmal unterstrich, für die "Verhängung 
umfassender und bindender wirtschaft­
licher Sallktionen ,. ausspricht. 

Im Zusammen hang mit dem bundes­
deu tschen V- Boo t·Geschäft mit Süd· 
afr ika erläuterte Reinhard Krämer, der 
den GRüNEN bei ihrer Arbeit im U­
Boot-Un ters uchungsausschuß des Bun­
destages zuarbeitet, die Rolle südafrika­
nischer V· Boote im Krieg gegen Ango la. 
Mosambik und Namibia. Seit etwa einem 
Jahrzehnt rüstete Südafrika seine Marine 
nicht als Hochseestrei tmacht zur "Si· 
cherung" der Seewege, sondern zum Ein· 

satz in seinen Regionalkriegen aus, so 
Krämer, So hä tten V- Boote nachweis lich 
dem Transport von Munition für den 
RNM, von Führern und Truppen des 
RNM und südafr ikanischen Sabotage­
kommandos nach Angola und Mosambik 
gedient. Um seine V· Boot-F lotte zu er· 
neuern und in ihrer Leistungsfähig keit 
zu stärken, kaufte Südafrika die Kon· 
stru ktionsunterlagen in der BRD. nach­
dem Frankreich den Verkau f von V· 
Booten an Südafri ka abgelehnt hatte. 

Das aus der BRD gelieferte Material, ein· 
schließlich Komponenten, reiche Süd­
afrika 7,Um V· Boot-Bau aus. Noch im 
April 1987 habe Südafrika Lizcnzgebüh. 
ren in Höhe von 2 Mio DM für den U· 
Boot- Bau geleiste t. Die U· Boote hätten 
einen Aktionsradius von 6.000 nauti· 
sehen Meilen, was der Enlfernu ng von 
der südafrikanischen Marinebasis Si­
monstown bis zu den angolan ischen 01-
anlagen in Cabinda und zurück entspre· 
ehe. Sie böten viel Raum für umfang. 
reiche Truppen und seie n mit speziellen 
Waffensystemen ausgerüstet. 
Im drillen Teil des Hearings ging es um 
die Soliaritätsarbcit mit dem Süd lichen 
Arrika. Vertre ter des DCB, beider großer 
Ki rchen, des Koordinierungskreises 
Mosa mbik und in Mosambik tätiger 
Hilfsorganisationen skizzierten ihre dies­
bezüglichen Vorstellungen und Arbeit. 
J ochen Gerdes, Vorstandsmitglied von 
lerre des hommes, unterstrich hierbei 
noch einmal die Notwendigkeit, die Un­
ters tützu ng der J.'rontstaa ten mit San k· 
tionen gegen Südafrika und Namibia zu 
verbinden. 
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Afghanistan 

Am 8. Apri) d.]. gab der UN-Beauftragte Diego Cordovez bekannt, daß 
das vo n ihm vermittelte Afghanistan-Abkommen nun unterschriftsreif 
sei. Pakistan und die USA hatten im Vormonat in Genf noch e inmal 
hoch ge pokert, als sie mit dem Nach schieben von Zusatzforderungen 
(Symmetrie der Militärhilfe vo n UdSSR und USA an Kabul bzw. die 
Contras, Ubcrgangsregicrung in Kabul, Anerkennung des afghani sch­
pakistanischen Grenzverlaufs) neue Hindernisse für die Gege nseite auf­
bauten. Den Ausschlag fUf die sch ließ liehe Cenfer Ein igung gab ein ad­
hoc-Treffen von Michail Gorbatschow und dem afghanischcl1 Präsiden­
ten Najihullah am 7. April in Taschkcnt (siehe Kasten). 
Die noch für April angesagte Abkommens-Unterzeichnung in Genf 
schließt eine Garantieerk lärung der UdSSR und USA ein. Und sie 
sc hafft neue Voraussetz unge n, um im Innern Afghanistans e inem Kom­
promißfriedcn näher zu kommen. 

Willried Helms 

Durchbruch in 
der Afghanistanfrage 

und Pakistan zuletzt in Genf aufbauten. 
Die USA forderten eine Einst ellung der 
sowjetischen Waffenhilfe an Kabul, Paki­
stan die Installierung einer Ubergangs­
regierung ohne Beteiligung der DVPA 
und vor der Unterzeichnung eines Ab· 
kommens. 
Beide Forderungen deuteten daraufhin, 
daß die Regierungskreise sowohl in Paki­
stan als auch in den USA davon ausgin­
gen, die Regierung in Kabul werde sich 

als üb~rlebensfähig z~igen. Und die Kon­
sequenz der weiteren Torpedierung einer 
politischen Regelung wäre die Verlänge. 
rung des Krieges, an der weder die USA 
noch Pakistan letztlich ein Intcresse 
haben: Die USA nicht, weil sie, obwohl 
sie die sowjetische Prasenz weidlich aus· 
genutzt haben, propagandistisch in die 
De fensive geraten sind. Sie standen zwi· 
schenzeitlich als diejenigen im Raum, die 
eine Lösungverhinderten. 

Zum anderen ist das militärstrategische 
und wirtschaftliche Interesse an Afgha· 
nistan eher gering. Die Preisgabe militarj· 
scher lIochtcch nologie (Stingcr) tut ein 
übriges. Die Verhinderung sowohl einer 
rein kommunistischen wie rein funda­
mentali.~lischen Regierung in Kabul ist 
am besten durch eine Friedensregelung 
gewährleis tet. 
Und was Pakistan betrifft: Die ca. 2,5 
r-.lio Flüchtlinge, die bewaffneten ;"1uja. 
hedin·Gruppen. der Aufruhr der 
Paschtunenstämme im Grenzgebict zu 
Afghanistan, der Drogen- und Waffen· 
handel. der Entzug der ökonomischen 
Basis der Bevölkerung durch die Flücht­
linge: Das alles hat ein explosi,'es Ge­
misch geschaffen, welches die Kon trolle 
durch Islamabad aku l gefährdet. 

Darüber hinaus erfreut sich Zia ul Haq 
auch nach einer Regelung der Lage um 
Afghaninan der Militär· und Wirtschafts­
hilfe der USA, da ihm eine wichtige Rol· 

Am 8. Februar d.J. gab Michail Gorbat­
schow eine Erklärung zur Afghani~tan . 

frage ab, mit der er weitgehende Zuge­
ständnisse bezüglich des Abzugs der 
Sowjettruppen aus Afghani~tan machte. 
Er setzte als Termin für den Beginn des 
Abzugs eine Frist von zwei r-.lonaten 
nach Unterzeichnung eines Abkom­
mens. Innerhalb von zehn Monaten oder 
früher würde der Abzug vollendet sein, 
wobei der Großteil der Truppen in der 
ersten Etappe heimkehren würde. 
Gleichzeitig hob er das Junktim von Ab­
zug und Garantie einer Regierungsbetei. 
ligung der seit 1978 machtausübenden 
Demokratischen Volkspartei Afghani­
stans (DVPA) auf. Die Bildung einer Re· 
gierung sei "eine rein interne afghanische 
Frage. Sie kann nur von den Afghanen 
selbSi entschieden werden".l 

Afghani.th. A!lth1hnge in .in.m Lag., in Paki".n • m;1 dem Abkommon >om !4. Ap,il wlnk1 ihnen d,. IIBcH.h, 

Die Sowjetunion zeigte sich feH ent­
schlossen, ihre Truppen abzuziehen -
notfalls auch ohne Abkommen. 2 

Ihre Beweggründe: Afghanistan. soviel 
steht fest, wird ein neutraler. blockfreier 
und unabhängiger Staat bleiben. Mit der 
Lösung des Konflikts ist die Hoffnung 
verbunden, einen "Durchbruch in der 
Kette der regionalen Konflikte" zu er­
zielen 3 _ Afghanistan als Modell insbe­
sondere auch für Nicaragua, Angola, 
Kamputschea. 
Drittens hat sich gezeigt. daß eine fort­
dauer der militärischen Auseinanderset­
zung keine Stabllität bringt. Dies und das 
Moskauer "Neue Denken in den inter­
nationalen Beziehungen" haben zu einer 
grundSätzlichen Neubewertungdes Kon­
nikts und seiner politischen, sozialen 
und ökonomischen Kostcn geführt. 
Am Abzugswillen der Sowjets ändern 
auch die Hindernisse nichts, die die USA 
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I.., in d..,r US-Clobalstrat..,gk ... ukommt. 
Die Regelung des Konfliktes um Afgha. 
nistan is t also nahe. 
Es erhebt sich die f rage . wie das Krafte­
verhiiltnis in Afghanistan aussieh\. Wer 
wird nach einem sowj etischen Abzug in 
Afghanistan die Zügel führen? Etwa die 
Führer der Siebener-A1!ian ... in Pescha· 
war? Bestimmt nic ht: E. in Abkommen 
in Genf wäre rur sie das sichere "A us". 
Ohne ausländische Finanz- und Waffen­
hilfe. ohne ihr pakistanisches Auf­
marsch· und Rückzugsgebiet. ohne Aus· 
bildungs· und Rekrutieru ngslager, ohne 
ihr in den Flüchtlingslagern dominieren· 
des Repressivsystem würden sie sehr 
schnell bedeutungslos. Abdul Haq, 
l\ l ujahedinruhrer in der Provinz Kabul, 
hält es ru r ausgeschlossen. länger als neun 
Monate das gegenwanige Niveau des 
Kampfes ... u halten. 4 

Die Siebener·AlIianz ist überdies durch 
vielfaltige religiöse. ethnische, tribale. 
persönliche und militärtaktische Wider· 
sprüche gespalten. Sie verfügt weder ins­
gesamt noch als Einzelne über ein poli. 
tisches Konzept für die Z\achkriegszeit. 
Ihr Zusammenh,tlt liegt einzIg im Kampf 
gegen die Sowjets begründe\. Gehen die 
Sowjets . zerfällt die Allianz. 
Ocr tidste Riß verläuft zwischen den 
vier fum!;lInentalist ischen und drei tradi· 
tiona listischen Gruppen der Alliant:. Der 
Fundamentalismus - und damit die ihn 
reprdscntierenden Gruppen - hat in 
Afghan istan keine breite soziale Basis. 
keinen Einfluß im Volk. Gleichwohl er· 
halten diese Gruppen die meiste Militär· 
und Finanzhilfe. 
Das liegt an den pakistanischen Interes­
,e n: Erstens gründen die Fundamentali­
sten religiös auf dem Panislamismus der 
l\ los1cm bruderschaft und auf dem Waha· 
bit ismus - beides is lamische Strömun· 
gen. die den pakistanischen Slaats· 
apparat und seine Politik stark beeinfl us· 
sen. Zwei tens agitieren dir Fundamenta­
listen für einen afghanisehen Zentral­
Sla:11 und gegen den paschwnischen 
Tribalismus. 
Das kommt Pa kistdn ebenfalls entgegen: 
Die I':.kisl;misch·afghanische Grenze 
(Durand· Linie) trennt ca. 8 Mio I'asch· 
tunen künstlich voneinander. Immer 
wieder schürte Afghanistan den Tribalis­
mus der Pasehlunrn. um die seiner ... eit 
\'on Großbritannien annektierten Gebie· 
te zurüdzuholen. Grund genug für Paki· 
stan . die Paschtunenstämme unter Kan­
Irolle zu halten. 

Eben deshalb hat Pakistan auch kein In­
teresse, die trad it ionalistisehen Gruppen 
... u unterstützen. Sie si nd nämlich rein 
JJaschtun isch und rekrutieren sich auf 
dieser Stammesbasis. 
!'akistan übernahm deshalb auch die Ver· 
teilung der US·Waffen und -Gelder. Da· 
bei erhielten die nichtpasehtuniseh{'n 
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Fundamentalisten den Löwenanteil. Be· 
wußt betrieb Islarnabad so die Spaltung 
der Allianz und die Niederhalwng der 
Traditionalisten. 
Diese wiederum verfügen in den Stam· 
mesgebieten über ein starkes Gefolge. 
Das macht sie für Kabul zu ernstzuneh· 
menden Gesprächspartnern. zumal sie 
einer gewissen Modernisicrung Afghani· 
stans nicht ablehnend gegenüberstehen. 
Obendrein favorisieren sie d ie Rückkehr 
des Königs Zahir Shah. der Seil 1973 in 
Rom im E.xil lebt. Darin sind sie sich mit 
der Kabuler Regierungund vor allem der 
Mehrheit der Flüchtlinge einig. 
Im letzten J ahr halle un ler diesen eine 
Umfrage das erstaunliche Ergebnis er· 
bracht, daß nur 0,5% den derzeitigen 
Führern in Peschawar eine zukünftige 
RoUe in Afghanistan geben wollten. 70% 
dagegen wollten den König an der Spitze 
sehen. S Mit dem König verbinden sich, 
so darf vermutet werden, Erinnerungen 
an Frkden, Stabilit:it und vor allem eine 
schwache Zentr .. lregicrung. die den zen· 
trifugalen, segmentären gesellschaft. 
lichen Kräften weiten Spielraum ließ. 
Gleichzeitig ergab die Umfrage, daß ein 
Großteil der FlÜchtlinge nur dann 
rückkehrwillig ist. wenn sowohl die So· 
wjets abziehen als auch die IJVPi\ aus 
der Regierung ausscheidet. 

Oie rcgierende 
DVPA konntc , ausgehend 

von einer wiederers tarkten Basis, 
1987 eine natio nale Aussön­

nungspolitik einleiten 

Dies is! der Hin tergrund der pakistani· 
sehen Einwiindc in Genf (s.w.o.), zeigt 
aber auch . vor welchen Problemen die 
Glaubwürd igkeit der K .. buler Regierung 
steht: Trotz dieser !'robleme glaub! aber 
kaum jemand, d:rß di(,' Regierung oder 
die DVPA nach dem Abzug der Sowjets 
einfach zusammenbrechen würden. 
Verglichen mit 1980 verfiJgt cli(,' DV PA 
heUle über eine gewisse Massenbasis. 
Entscheide nd dafür sind die Nationale 
Front, die Armee und die DV PA selbst. 
Neuere Zahlen liegen nic ht vor. Die Mit­
gliederzahl der DV PA wird auf 180.000 
beziffert. 6 

Selbst wen n ma n die Mitlaufer abzieht, 
ergibt sich ein enorm gewachsener Be· 
stand an Kadern. dn we it über dem von 
1980 liegt. Vor allem im Staatsapparat, 
der Armee und in der Wirtschaft hat die 
DV!'A Schlüsselpositionen besetzt. 
Ausgehend von dieser erstarkten Basis 
konn\(,' die DVPA Anfang 1987 d ie Poli­
tik der Nationalen Aus.~öh nung ei nlei­
ten. In der Zwisc hcn ... eit wurden einige 
Nichtparteimitgliedcr in die Regierung 
aufgenommen. vitr neue linksbürger· 
liche Parteien sind entstanden und bi!· 

dcn mit der DV1't\ eincn Linksblock. 
Die nationale Bou rgeoisie konnte ,tb 
Bündnispartner gewonnen werden, die 
Investitionen stiegen seit 1987. AHe 
St:idte sind unter der Kon trolle der Re­
gierung, aber lediglich ein DrilleI der 
Dörfer. 30.000 Mujahedin legten die 
Waffen nieder und arbei ten in den Ver­
söhnungsrätcn mit. 
Dies war nur durch einen neuen Realis­
mus der DVPA unter Najibul1ah mög­
lich: Kern der Nationalen Aussöhnung 
ist die reale Teilung der Macht. ja ihre 
Disponibilität, sofern die Regierung aus 
Wahlen hervorgeht. 
Hauptziel ist die Herstellung des Frie· 
dens. Die lIebel dazu sollen die Etablie· 
rUllg eines l\ lehrparteiensystems und ei­
ner Koalitionsregierung sein. 
Der Islam wurde in der neuen Verfassung 
als Staatsreligion festgeschrieben. Die 
Entwicklung einer MehrseklOrenwirt­
scha ft mit verstaatlichten Schlüsselindu­
strie gehort ebenso zur Nationalen Aus­
söhnung wie die Schaffung eines Zellt ral­
staates, der alle Gebiete Afghanistans 
administrativerfaßt. 
Dabei geht das Angebot lUr Zus:unmen· 
arheit an alle gesellsch:1ftlichen Grup­
pen. inklusive der Peschawar-P<rrteien. 
Trotz einiger Erfolge hat die Politik der 
Nationalen Aussöhnung " bislang noch 
keinen unumkehrbaren Charakter ange· 
nornmen".7 
Dies liegt an m~hreren Faktoren: Die 
DV!'A selbst kidet an Fraklionskämp­
fen. Korruption, Patronage und Kar­
rierismus. Verschiedene Formen des 
Nationalismus und der Cliquenwirt. 
schaft gefahrden zusätzlich die Einheit. 
Eine Resolution über den Zustand der 
Partei formulierte es zugespitu: "Ein· 
heit heute oder politischer Untergang 
morgen."·B 
Zudem hat es die DVPA nicht verstan· 
den, die I~auern. immerhin 85% der er­
werbstätigen Bevölkerung, für sich zu ge­
winnen. Die Landreform scheiterte am 
Unvermögen der Funktionäre und we­
gen materieller Mängel. 
Ein weiteres lIindernis is t das fort beste· 
hl'nde Mißtrauen gegenüber der DVPA, 
das noch von lIafizullah Amins Zeiten 
(1978/79) herrührt und seil(1ern durch 
unrahige Kader immer wieder erneuert 
wurde. 
Gefährlich ist es zudem, daß zwei Drittel 
aller Dörfer. rund 18.000 also. über­
haupt nieht mit der Regierung in Kon­
takt kommen, sondern von lokalen 
Führern beherrscht werden. Diese Grup­
pen, die den "In neren Widerstand" bi l­
den, nur auf ihrem Territorium kiimp­
fen, untereinander kaum in Kontakt ste­
hen, zwar von den Pcschawar- Parteien 
mit Waffen und Geld versorgt werden. 
politisch aber nicht von ihnen abhängen. 
werden eine entscheidende Rolle nach 
dem Abzugspie1en. 

AlB ~o.ttta-_-~5Jtll8l 



Erklärung Michail Gorbatschows zu Afghanistan 
Ocr militärische Konl1ikt in Afghanistan 
dauert schon seit langem an. Oas iSI einer der 
,ehw"rst.,n und ~chmcrz1ichstcn «"gional<:n 
Konflikte. Nach aHem zu urteilen. haben sich 
jetzt bestimmte Voraussetzungen fiir seine 
politische Rl'gehmg ergeben. In diesem Zusam­
menhang cr.l.chtet es die sowjcti,ch .. Führung 
als notwcndijl". ihr<: Erw';gung.;n darlulcgen 
und ihre Position 1"<:51105 klarzu$tcllcn. 
Demnächst soll in C.,nf eine weiter" Runde der 
liber einen personlichen Vertreter des UNO· 
Gcneralsekr<:t~rs gduhrtcn Verhandlungen 
lwischen Afghanistan und Paki,tan ,taufin­
den. Die bnornehende Runde hat gute Chan­
cen, die letzte zu sein. 
Gegenwärtig ist bei den Verhandlungen in 
Genf die Ausarbeitung \'on Dokumenten. die 
aUe Seiten der Regelung betrerfen, beinahe 
abg<:schl05~n worden. Zu solchen Dokumen­
ten gehören afghanisch·pakismnische Abkom­
men über die r."ichteinmischung in die inneren 
Angekgt:nheiten des anderen und über die 
Rückkehr der afghanischen Fhichtlingc aus 
Pakistan; die internationalen Garantien einer 
Nichteinmischung in die inneren .... ngelegen· 
heiten der Republik Afghanistan; ein Doku· 
ment über das junktim zwischen allen Kom· 
ponenten der politischen P.eb"1'lung. Es besteht 
aucb die Obereinkunft über die Schaffung ci· 
nes Kontrollmechanismu5. 
\\'as wdre noch zu tun? Für alle annehmbare 
Termine für den Abzugder so"'jellschen Trup· 
pt-n aus Afghanistan festzulegen. :\ur die Ter· 
mine, weil die grundsdtzhche politische Ent· 
scheidung über den Abzug der sowjetischen 
Truppt-n "on uns auf Vereinbarung mit der 
afghanischen FUhrung bereits vor einiger Zeit 
getroffen und gleich damals bekanntgegeben 
wurde. ( ... ) 
Die politische S<'ite der Angelegenheit besteht 
darin, daß der Abzug der sowjetis<:hen Trup· 
pen notwendige"""'cise an die Nichtzulassung 
der Einmischung in die inneren Angelegenhei· 
ten Afghanistans geknupft wird. Jetzt sind die 
Voraussetzungen für die Lösung die:;er FrJge 
geschaffen worden. 
Bestrebt, zu einem raschen und erfolgreichen 
Abschluß der afghanisch·pakistanischen Ver· 
handlungen in Genf beizutragen, haben die 
Regierungen der UdSSR und der Republik 
Afghani.tan ,ereinbart, den Beginn des Ab­
zugs der sowjeti!chen Truppen fur den 15. Mai 
1988 festwlegen und Ihren Abzug binnen 10 
Monaten abzuschließen. Dieses Datum wurde 
unter d~r Voraus5etLung festb"1'!cgt, daß die 
Abkommen über die Regelung spatesten! am 
15. ~lii17. 1988 unteneichnet lind demgem;'ß 
alle gleichzeitig in zwei Monaten in Kraft tre­
ten werden. FaU, die Abkommen noch vor 
dem 15. Mdf1. untef1.eichnet werden, wird 
auch der Beginn de, Trup~nabzugs entspre· 
chend vorverlegt. 
In let1.ter Zeit wurde auch erörtert. ob der 
Abzug der $Owjetischen Truppen nicht so ge­
staffelt werden könne, daß es schon in du 
ersten E.tappe möglich sei, den größeren Teil 
d",s sowjetischen Kontingents ab1.ub<'rufen. 
Nun, auch darauf könnte man eingehen. Die 
afghanisehe Führung und wir stimmen dem zu. 
All das sch~fft die notwendigen Bedingungen, 
um die Abkommen über die Regelung in der 
allemach,ten Zeit1:u unteneichnen. 
Das bedeutet naturlich nicht. daß jetzt 
niemand mehr dIe Regelung blockieren und 
die Verhandlungen zurückwerfen kann. Man 
möchte jedoch nicht glauben, daß sich Staaten 
oder Politiker finden, die die Verantwortung 

geg<:nüber dem Volk Afghanistan. und ge' 
genüb<,r anderen Völkern auf sich nahmen, 
die R<'gelung vercitdt zu haben. Wir glauben, 
daß der gesunde Menschenverstand siegen 
wird. ( ... ) 

Jeder milit~rische Konflikt, auch innerhalb ei­
ne~ l..and~s, kann die Atmosph;ire in einer gan­
ZCn Region ,ergiften und eine Situation "on 
Besorgnis und Unruhe rur die N" ... hbiirn herbei­
führen, ganz ~u schweigen ,·on d",n I.~iden und 
Verlustcn des Volke' dieses I..,mdes selbn. 
Eben deshalb wenden wir uns gegen alk mili­
tdri"h~n Konflikte. Wir wissen. daß alleh die 
afghani,che Führung die'en Standpunkt 'er­
tritt. 
Bekanntlich führte all das die afghaniKhe Re­
flierung unter Pr,uid<'nt :\'ajibultah zu einer 
gründlichen Umwertung de~ politischen Kur· 
ses, der sich 7ur patriotischen und realistischen 
I'olitik der nationalen Au,söhnung entwitkelt 
hJt. Es handelt sich um eine ""h, kuhne und 
mutige Aktion: nicht um einen bloßen Aufruf. 
den bewaffneten ZusammellSlößen ein Ende 
lU setzen, sondern um den Vorschbg, eine 
Ko:olitionsregierung zu bilden und (he Macht 
mit du Oppo~ition ~u t"ilen, darunter mit 
jenen. die einen bew,lffneten Kampfgegendie 
Regicrung fuhren, und ,clbst ",itjenen, die dU5 

dem Ausland die Akti\it .. t~n der Aufstandi· 
,d,cn knken und sic mit Waffen und KrieS!>· 
~rjten, wdche ,·on anderen Sl1'Iatrn geliefert 
,,·crden. ,·enorgen. Dds hat eine Reglerung,or· 
geschlagen, dic mit den "crf""ung,mJßig<'n 
\'ollma<hten ~usKCstatt"t iq und die reale 
~bcht im Lande hat. 
Die Politik der nationalen AW;Sflhnung i51 .... u,· 
druck des neuen 1)Olitischen Denkens der 
"fgh,mischen Seite. Darin zeigt ;it.h nicht die 
S~hw;iche, sondern die Gei.tesn.irkc, die Wei,· 
heit und die Wiirde der freien, ehrlichen und 
,'Crantwort ungsbewußtcn S pitun poli tiker. 
denen eS um die Gegenwan und die Zukunft 
dlres unde. geht. 
Oie Erfolge der Politik der n~tionalen .·\ussoh· 
nung haben es sehon "rmögJi<:ht, ,o"j"tl\chc 
Truppen ,on einem Teil des 3fghanischen Ter· 
ritoriums abzub.-rufen. Gegenw.iTtig liegen in 
13 afghanischen Pro,in~en kcine sowjeti.ehen 
Truppen, "eil dort die militarisehen Zus~m· 
menstQ6c aufgehört h3ben. Man kann durch­
aus «!gen: je schneller das Tempo ist. in dem 
duf afghanist.hem Boden der ~ rieden realisiert 
wird, desto einfacher "ird <:, den ,;(mjeli~chcn 
Truppen sein. wegzu~hen. 

Die Politik der nationalen Aussöhnung lieferte 
allen, die den ~ricden in Afghaniuan wollen. 
eine I)otitische Planfonn. Was fUf einen Fri<'· 
den? Einen Frieden, den sich das afghanische 
Volk wunscht. Stolz, freiheitliebend und tnp­
fer, J'.udem im jahrhundenelangen Kampf für 
eine treibeit und Unabhangigkeit gereift. war 
und bleibt das afghall!sche Volk der liefT ooer 
.sein land, das, wie Prasident Najlbullahsagte, 
politisch auf dem MehrpaT1eien~ystem und 
wirtschaftlich auf dem Nebencinandcrhc~te­
hen unterschiedlicher Strukturen beruht. 
Die Afghanen selbst "crden a,,~h den end~lti· 
gen Slatu.> ihres Landes unter den anderen 
Staat<,n bestimmen. Am h .. ufigsten ",ird ge­
sagt. das künftige friedliche Afghanistan werdc 
ein unabhangigcr, nichtpaktgebundener. neu­
traler Staat sein. Nun, "ir würden um nur 
rr"uen. an unsncr Soogrenu einen solchen 
Nachbarn zu haben. 

Im Zusammenhang mit der frage nach dem 
Beginn des Ab1/.u~> der $Owjetis<:hen Truppen 

So ..... uschcr Verw'llungskon_m nahe der t'r""n~h.up, 
,I.d, Garde> 

ist es notwendig, unscren St,mdpunkt lU ci· 
nem weiter<:n f\SIICkt zu er1~ulcro: ob nJmlich 
der Ahzug mil dem Abschluß der Bemuhungen 
um die Bildung ei .. er "I.""cn, einer Koalitions· 
rr'gierun~ in Afghanistan, d.h. mil du Vollen· 
dung der I'olitik eier nationcllcn AusH.huung. 
,erbunden ist. \\·Ir ,iud uberzeu>;t. daß ste es 
nidLl ist. 
Oie eine SaChe in der Abzug der so"'jetischen 
Truppen in Kombination mit den anderen Sei· 
t~n der Regelung, einschließlich der Garantien 
der :\'ichteinrnischung. Daran belelHgen skh 
~erschi<'dene Staaten; übrigens sollle auch das 
benachbarte Iran Un~l."r<"r ~kil\lm!: nach nicht 
bei der politischen Regelung abseits 5tehen. 

Etwas anderes ist di,' nationale ,\u<sohnung 
ullli die Bildung einer Koalitionsregierung. Das 
i,t eine rein intero~' af>;hanischc h"gl·. Sie 
kann nur "on den t\f~a!\en selbst ent~chieden 
"erden, mögen ~ic auch zu unterschiedlichen, 
sogar entw=genge.etzten ugern gehören. 
Wenn man aber UI>:! gcgellübcrddTclllfanspleh. 
daß die Sowjetunion an den ('ntspreehenden 
\'crhandh"'b'Cn, noch dazu au<:h mil Drittbn· 
dem, teiln<,bm~1I ,on~, antwortl"n "ir klipp 
lind khr: Oas lassen SIe bitte <ein,das ist nicht 
un~er~ Sache. Auch niehl Ihre Sat.he. ( ... ) 

Die Volkndung der politi~lhen ReJ.:Clunlo\ in 
AfghJnistan wird ein wi<:htiger Durchbruch in 
der Kctte der regionalen Konflikte sein. 
Ebenso ,,·ic skh hinter der Vereinb~.nmg übcr 
die Beseiti!(Ung der ~littcl· und Kur~streeken­
raketen eine Reihe" eitercr grolkr Schrilte im 
Abriistungsb"r"ieh, über die schon verhandelt 
"inl bzw. bei denen an .solche Vcrhandlun~.'~~n 
gedacht wird, ab,cichnet, kommt auch hinter 
der politi.chen Regelull!! in Afghani.lan schon 
die Ff'II,'C auf: Welcher Konflikt wird dJnaeh 
beigelegt? Es wird unbedingt .solche beigt'lcg· 
tcn Konnikte gebell. 
Oie Staaten und Völker haben dn :\usrl'id'en' 
des Potemial an Verantwortungsbewußts<,in, 
politischem Willen und f.msehlo~senheit, um 
'n einigen wenib't:n j,lhren mit ,.Ilen TCgionalen 
Konflikten S<;hluß.<u m:Khcn. Pm diese~ Zie· 
les willen lohnt e< sich lu arbeiten. Die Sowjet· 
union wird in die$Cr außerordentlich wichti!(t'n 
Angelegenheit keine ~luhe <cheuen. 
~105kau, 8.2.1988 

(Quelle: ;>kue Zl";t, ~loska\l. Nr. 7/1988. S. 
5·6) 
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Org .. nisicrt entlang den allen SIppen· 
und Stammes traditionen, verfolgen sie 
politisch einen tribalistischen, autono· 
mistischen Kurs. 
Wenn sie nicht auf irgendein e Weise für 
die Aussöhnung gewonnen werden 
können, droht in Afghanistan die Fort· 
führung des Bürgerkriegs. Eine in den 
Städten festsitzende Regieru ng der 
DVJ>A, umgeben von rivalisierenden 
Lokalfürsten, die sich gegenseitig und die 
Regierung bekämpfen, ist dann wahr· 
scheinhch. Dann droht der Rüc kfall 
Afghanist3ns in eine antizentristische, 
von ethnischen und Slammesgegensäl' 
zen ~erfurchte Gesellschaft. 

Inwiewei t es der DVPA gelingt, ihre zen· 
tralstaatlichen Ziele mit den segmen· 
taren Interessen der Lokalherrscher 
überein zu bringen, we lche politischen 
Knfte eine Zenlralregierung überhaupt 
stützen - das ist vorerst völlig offen. 
Die DVPA aber hat nur Chancen, diesen 
Prozeß zu gestalten, wenn sie ihrer inne· 

ren Schwierigkeiten Herr wird. Im In· 
teresse des Landes kann man dies nur 
hofkn. 

Anmakungen: 
I) Erklärung Michail Gorbatschows zu Afgha· 

ninan vom 8. Februar 1988, in: Neue Zeit, 
Moskau, Nr. 7/1988, S. 5f. 

2) Aulknminister Schewardnadse spraeh am 
22. Marz dJ. in Washington davon, daß 
eine Regelung in Genf "die bessere Mog· 
lichkeit" sei - aber eben nicht die einzige. 
Siehe: lnternat ionai lierald Tribune (nIT ), 
Paris,23.3.1 988 

3) Vgl. Anmerkung I 
4) In terview mit Abdul Haq in: Newsweek, 

New York, 22.2.1988 
5) VgJ. Aktueller Informatiorudienn Moder· 

ner Ori~nt. Der Verfasser der Umfrage, 
Syed Bahauddin Majrooh, wurde Anfang 
des jahres ermordet. 

6) Second National Conference of the PDPA 
on Nationa! Reoonciliation. Documents, 
Kabul 1981 ,S. 29 

7) Ebd., S. 13 
8) Die Resolution find et sich in: ebd., S. 

351·361, hier S. 36 1 
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Sowjetisch-afghanische Erklärung 
Taschkenter Treffen Gorbatschow-Nadjibullah 
Am 7. April 1988 fa nd in Taschkem ein Tref· 
fen des Generalsekretärs des ZK der KPdSU, 
Michail Gorbatschow, und des Präsidenten der 
Republik Afghaniuan und Generalsekretärs 
des ZK der DVPA, Najibullah, statt. Daran 
nahmt'n teil: Eduard Schewardnadse, Mitglied 
des Politbüros des ZK der KPdSU und Außen· 
minister der UdSSR. und Rafik Nischanow. 
Erster Sekretär des ZK der KP Usbekistam. 
Michail Gorbatschow und Najibullah führten 
einen Meinungsauuausch zu Schlüssela~pekten 
der internationalen Situation und erörterten 
ausflihrlich aktuelle fragen, di~ die Int~ressen 
ihrer Länder unmittelbar berühren. Sie st~llten 
ft'SI, daß die von der afghanischen Führung 
konsequent betriebene Politik der nationalen 
Aussöhnung und ihre konstruktive Position in 
den Fragen der politischen Regelung d~r einzig 
richtige Kurs sind, der den IllIeressen des 
afghanisehen Volkes und alkr seiner Nachbarn 
sowie den Interessen der gesamten Wellge· 
meinschaft elllsprieht. 

Die Seiten bekrJftigten die Treue zu der alten 
Tradition, die Beziehungen zwischen der 
UdSSR und Afghanistan auf den Prinzipien 
der Gleichheit, der gegenseitigen Achtung, des 
beiderseitigen Vorteils und der Nichtein· 
mischung in die inneren Angelegenheiten auf· 
zubauen. 
Im Ergebnis des Treffens sind Michail Gorbat· 
schol\' und Dr. Najibullah zu einer einheit· 
lichen Meinungüber Folgende~ gekommen: 
l. Die Sowjetunion und die Republik Afgha· 
nistan werden in Übereinstimmung mit den 
J:.rklärungen ,'erfahren. die am 8. Februar 
1988 veröffentlicht wurdm. Diese Erklärun· 
gen haben dem Prozeß der politischen Rege· 
lung des überaus schwierigen regionalen Kon· 
fliktes einen neut'1I Impuls verliehen und es 
ermöglicht, die Verhandlunb"'n auf die Ebene 
einer praktischen Losung zu bringen. 
2. Der Generalsekretar des ZK der KPdSU 
und der Präsidelll der Republik Afghanistan 
sind der Ansicht, daßjetzt durch die konstruk· 
ti\'en Handlungen aller, die an der Regulierung 
beteiligt waren, die letzten Hindernisse fUr den 
Abschluß der Vereinbarungen beseitigl sind, 
und ~etzen sich rur deren sofortige Unteneich· 
nungein. 

Dabei würdigen beide Seiten die Rolle des 
UNO-Generalsekretärs und des UNO·Sonder· 
beauftragten Diego Cordovez. 
Der Präsident der Republik Afghanistan be· 
grüßt die lkreitschaft der UdSSR und der 
USA, rur die in Genf t'nielten Vereinbarungen 
zu bürgen. 
3. Die Sowjelunion und Afghanistan bekriif· 
tigen, daß, faUs die erwähnten Vereinbarungen 
in kürzester Zeit unteneichnet werden, die 
zw~chen Afghanistan und der Sowjetunion 
erLielte übereinkunft in Kraft bleibt, der ent· 
sprechend die sowjetischen Truppen in dem 
\'on diesen Vereinbarungen festgekgten Zeit· 
raum, beginnend mit dem 15. Mai 1988, abge· 
zogen werden. 
4. Die Politik der nationalen Aussöhnung ge' 
stattet es, die Situation um Afghanistan zu 
regeln, Krieg und Brudermord zu beenden, auf 
dem gesamten Territorium des Landes den 
Frieden henustel1en und eine Koalitionsregie· 
rung zu bilden, an der sich aUe die afghanisehe 
Gesellschaft repräsentierenden Kräfte bett'1' 
ligen, einschließlich jener, die heute einander 
gegenuberstehen. 

5. Die Afghanen selbst und niemand anders 
werden iJber den endgültigen Status ihres Lan· 
des unter den anderen Staaten entschdden. 
Die Sowjetunion bekräftigt ihre Unter$lützung 
für die Erklärung von Präsident Najibullah von 
einem Afghanistan als unabhängigem, nicht· 
paktgcbundenem und neutralem Staat. Dabei 
geh! sie davon aus, daß weder das ganze Ter· 
ritorium noch irgendein Teil dieses l.andesje· 
mals zu feindseligen Zwecken gegen seine 
r\achbam mißbraucht werden. denen gegen· 
über AfghaniSlan die Politik der guten Nach· 
barschaft und Zusammenarbeit fortsetzen 
wird. Das gilt gleichermaßen rur das Verhältnis 
zur Sowjetunion, zur Volksrepublik China, zur 
Republik Indien, zur hlamischen Republik 
Pakistan und zur Islamischen Republik rran. 
Die sowjetis(he Seite unterstützt die Erklärung 
des Pr'.isidenten Afghanistans, wonach sich die 
innere Ordnung Afghaninans im politischen 
Bereich auf ein Mehrparteiensystem und im 
ökonomischen auf nebencinanderbestehende 
mehrere Wirtschaftsformen gründen wird. 
6. Von großer Bedeutung für die Verwirk· 
Iichung der Politik der nationalen Aussöhnung 
ist es, befriedigende Voraussetzungen rur die 
RiJckkehr der afghanisehen Flüchtlinge zu 
schafft'n, die sich ~eitweilig in Pakistan und 
anderen Ländern aufhalten und ihnen gleiche 
Rechte wi~ allen anderen Bürgern des Lande~ 
zu gt:währen. Die Sowjetunion wird die Regie· 
rung Afghanistans bei der Schaffung dieser 
VOraus.selzungen unterstützen. 
7. Gestützt auf die Beziehungen der tradi· 
tionsreichen und historischen freundschaft, 
bekundet die Sowjetunion ihre Bereitschaft, 
mit Afghanistan aufhohem Niveau zusammen· 
zuarbeiten, um seine Wirtschaft wiederhenu· 
stellen sowie die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der Republik Afghanistan zu 
fOrdern. 
8. Der Generalsekretär und der Präsident 
rufen die anderen Staaten auf, zur llcr~tellung 
von Frieden und zur nationalen Aussöhnung in 
Afghanistan beizutragen und die Genfer Ver· 
einbarungen zu achten. Dies wäre ein gutes 
und Hoffnung weckendes Beispiel rur die 
Lösung anderer regionaler Konflikte. 
(Quelle: TASS, Moshu, 7.4.1988) 



Persischer Golf 

Was zunächst durch seine Monströsität 
nur wie eine Meldung der iranischen 
Kriegspropaganda erschien, konnte bald 
darauf von westlichen Journalisten am 
Ort des Geschehens bestätigt werden: 
Zwischen dem 16. und 18. Märoe 1988 
hatte die irakische Luftwaffe die Städte 
Ha[abja und Khurmal und ihre nähere 
Umgebung mit chemischen Bomben be­
legt. Dabei fanden an die 5.000 Men­
schen mehr oder weniger sofort den Tod, 
während mindestens die gleiche Anzahl 
verletzt wurde. Von diesen werden ver· 
mutlich noch viele an den Folgen der 
Gasangriffc: sterben. 
Den ärztlichen Befunden wfolgc handel­
te es sich bei dem eingesetzten Gas um 
Senfgas und Tabun. Senfgas, auch unter 
dem Namen Lost oder Yperil bekannt, 
war erstmals von den Deutschen im 
1. Weltkrieg eingese tzt worden. Es 
dringt überall ein und komm t meist erst 
nach Stunden voll zur Wirkung. Lang­
fristig führt es zu kaum behandelbaren 
Hautgeschwiiren und schweren Lungen­
schäden, die oft erst nach Wochen einen 
qualvollen Tod zur Folge haben. 

Das ebenfalls von den Deutschen seiner· 
zeit entwickelte Nervengas Tabun wirkt 
demgegenüber schnell. Die mit ihm ein­
hergehenden Gesundheitsschäden 
können jedoch bei entsprechender ärztli­
cher Behandlungvölligbehoben werden. 
Beide Kampfgase sind seit der Genfer· 
Konvention von 1925, die auch der Irak 
1931 unterzeichnet hat, völkerrechtlich 
geächtet. Das hat jedoch nicht verhin­
dern können, daß auch danach wieder 
chemische Waffen eingesetzt worden 
sind. So hat die ägyptische Armee sie inl 
jeminitischen Bürgerkrieg Mitte der 60er 
jahre gegen die Royalisten eingesetzt. 
Auch die von den USA in Vietnam an· 
geblich nur gegen Pflanzen eingesetzten 
Gifte ("Agent Orange") müssen ange­
sichts ihrer nachhaltigen Wirkung auf die 
direkt betroffenen Menschen und sogar 
deren später geborene Kinder in diesem 
Zusammenhang erwähnt werden. 1 

Am häufigsten sind diese chemischen 
Kampfmitteljedoch bisher im Golfkrieg, 
und zwar von irakiseher Seite her, einge­
setzt worden. Bereits 1984 waren mehre­
re hundert iranische Soldaten an der 
Südfront Opfer von Senfgas- und Tabun­
Angriffen geworden. Ein Teil von ihnen 
war damals in Krankenhäusern in ver· 
schiedenen Stadten Europas behandelt 
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worden. 
Das irakisehe Regime schreckte schließ­
lich auch nicht mehr davor zurück., die 
tödliche Last über der "eigenen" Bevöl­
kerung abzuwerfen. Nach Informatio­
nen der Kommunistischen Partei Iraks 
(ICP) von 1987 hatte das Regime auch 
mehrfach Giftgas gegen Dörfer im Süden 
des Irak e ingesetzt. Die Sumpfgebiete 
bei Nassiriya, Wasit und Misan seien 
mehrere Male von Hubschraubern der 
Armee bombardiert worden. Diese Ein­
sätze mit Giftgas hätten Tausenden von 
desertierten Soldaten gegolten, die sich 
dort versteckt halten. 
Die bis zum 16.3.1988 umfangreichsten 
Giftgaseinsätze haben aber schon in der 
Vergangenheit der kurdischen Bevölke­
rung im Irak gegolten. So hat die iraki· 
sehe Luftwaffe am 15.AprilI987,dann 
in der Zeit vom 15.·24. April und dann 
noch am 27. April und am 5. juni 1987 
zahlreiche Dörfer in den Gebieten von 
Suleimaniya, Erbil und Kirkuk bombar· 
diert. Hunderte von Toten und Verletzte 
waren diesen Angriffen zum Opfer gefal­
len. 
Der jüngste Angriff auf Halabja, einer 
Stadt von 70.000 Einwohnern im Süd· 
osten von Suleimaniya, scheint jedoch 
der bisher größte Giftgaseinsatz seit dem 
L Weltkrieg gewesen zu sein, wenn auch 
keineswegs der letzte. So soll am 4_ April 
d_j_ nach Mitteilung der Sozialisti$chen 

Partei Kurdistan$-Irak das Dorf Pava im 
Norden lrakisch·Kurdistans Opfer eines 
weiteren Giftgasangriffes geworden sein, 
bei dem 300 Zivilisten und 64 kurdische 
Pes,rnerga den Tod gefunden haben. 
Daß der bislang größte Angriff Hal abja 
gegolten hat, ist kein Zufall. Bereits im 
Frühjahr 1987 war die Stadt für kur./:e 
Zeit von Pe~merga.Verbänden der Pa­
triotischen Union Kurdistans (PUl' ) be­
setzt worden, nachdem die lokale Bcvöl­
kerung in gewaluamen Protesten die 
dortige irakisehe Garnison, die am 13. 
Mai 1987 versucht hatte, Bewohner der 
Stadt festzunehmen, um sie in den Süd­
irak zu deportieren, aus der Stadt vertrie· 
ben hatte. 
Dem jüngsten Gasangriff wareine erneu­
te Besetzung nicht nur der Stadt Halabja, 
sondern eines rund 800 qkm großen Ge· 
bietes durch die Pe~merga der PUK und 
iranische Pasdaran vorausgegangen_ Bei 
den mehrere Tage andauernden Kämp. 
fen waren nach iranischen Angaben 
11.000 Iraker getötet oder verwulldet 
und 4.500 gefangen genommen worden_ 
Durch die Hilfe der verbündeten iraki· 
sehen Kurden - in diesem Fall der I)UK 
- haben die Iraner einen Sieg errungen, 
der nach Einschätzung französischer Be­
obachter ihr größter seit der Befreiung 
von Khorramshar 1982 ist. 2 
Iranische Truppen stehen nun in der Tat 
kaum mehr ah 20 km von Sulcimaniya, 
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der wichtigsten Stadt Irakisch-Kur­
distans, ent fernt. Vor allem aber sind es 
nur noch 100 km bis zu den Erdölfe ldern 
von Kirkuk, wo der Irak d ie Hälfte seines 
ö ls fördert. Darüber hinaus sollen irani· 
sehe Einheiten auch berei ts das Ostufer 
des "Derbandi Khan"-S tausees erreicht 
haben. aus dessen Wasserkraft die 250 
km entfernte Hauptstadt Bagdad sowie 
große Teile des Zentralirak mit Elektri· 
zität versorgt werden. Eine Sprengung 
des Staudamms könnte zu einer gewal­
tigen überschwemmung im Gebiel des 
nahe bei ßagdad in d<.:n Tigris führenden 
Diyala·Flusses führen. 
Daß sich die Kriegs front immer stärker 
vom Golf nach Kurdistan verlagert , ist 
nicht zuletzt das Ergebnis der Tatsache, 
daß es dem iranischen Regime offen­
sichtlich nicht gelingen will, militä rische 
Fortschritte an den zentralen und südli­
chen Frontabschnitten zu machen, d.h. 
dort, wo wegen der relativen Ebenheit 
des Geländes die materielle und militär­
technische überlegenheit des Irak die 
überlegene Truppens tärke des Iran wett· 
macht. 
Der Iran hat deshalb seine neue Offen­
sive nicht wie e rwarte t im Süden begon­
nen, nicht zuletzt wohl auch deshalb. 
weil sich die Strategie der .. Menschen· 
we llen" zurn einen bisher militärisch und 
politisch nicht bezahlt gemacht hat und 
das Teheraner Regime zum anderen 
wachsende Schwierigkeiten hat, Frei­
willige für diese Blutorgien zu rekrutie­
ren. Di e Offensive mit dem :-Iamen "Val 
Fajr 10" (Morgenröte 10) wurde in der 
kurdischen Provinz Suleimaniya enl­
wickelt, da sich die iranischen Truppen 
hier nicht nur auf das gebirgige Gelände, 
sondern vor allem auch auf die Unter­
stützung durch die seit jahrLehnten hier 
operierenden kurdischen Pe~merga und 
auf die Feindseligkeit der kurdischen 
Zh'ilbevölkerung gegenüber dem iraki­
schen Regime stützen können. 
Damit ist bereits ein Dilemma der kur­
dischen Nationalbewegung im Irak an­
gesprochen. Der kurdische Befreiungs­
kampf droht. obwohl er dem Golfkrieg 
um j ahrzehnte vorausgegangen ist, als 
ein Unteraspekt dieses Kr ieges zu er­
scheinen. Zwar legen die Sprecher der 
kurdischen Parteien Wert darauf zu be­
tonen. daß ihr Bündnis mit Teheran, das 
die Kurden im eigenen Land bekanntlich 
nicht minder brutal unterdrückt, ledig­
lich ein taktisches sei. 
In der Tal kann zumindest d ie PUK dar­
auf verweisen, daß sie das Bündnis mh 
der von ihr bis dahin als Bauptgefahr flir 
die kurdische Nationalbewegung be· 
zeichneten Teheraner r.·lullarchie erst ge· 
such t hat, nachdem die Verhandlungen 
mi t dem Bagdader Baat h-Regime über 
eine diesen Namen auch verdienende 
AUtOnomie gescheitert waren. Mit Aus­
nahme der Demokratischen Partei Kur-
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distan-Ira k (KD I') können die librigen 
vier kurdischen Parteien (Sozialistische 
Partei Kurdistans . Volksdemokratische 
Partei PASOK. I'UK)3 auch zu Recht 
darauf hinweisen, daß sie sich nich t auf 
die iranische Forderung eingelassen ha­
ben, als Gegenleistung für die in gewissen 
Grenzen wohl notwendige iranische Hil­
fe die kurdische Autonomiebewegu ng 
im Iran militärisch zu bekämpfen. Aller· 
dings wird z.B . die Tatsache, daß zu· 
mindest die beiden größten Organisatio· 
nen, die PUK und die KOP, soweit 
gehen, die iranischen I'asdaran auf ihrem 
Weg bis tief nach Irakiseh-Kurdista n h in­
ein - in einem Fall sogar bis in die Nähe 
von Kirkuk ~ zu fuhren, von Parteien 
wie z. B. der Sozialistischen Partei Kur· 
distans (KS I') oder auch der leI' durch­
aus kritisch bet rach tet. 

Kurdistan 
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Wenn selbst der stellvertretende General­
sekretär der PUK, Nawshirwan Mustafa. 
im April 1987 nicht nur die legitime 
Forderung der Kurden auf einen eigenen 
Staat erhob. sondern sich ftir die Zer­
schlagung des Irak in konfessionelle -
schiitische und sunnit ische - Kleinstaa­
ten aussprach,4 kann nUlll sich in der Tat 
frage n, ob sich Teile der kurdischen Be­
wegung nicht berei ts soweit dem be­
stehenden Kräfte\'erhäl tnis angepaßt ha­
ben, daß sie- sich rur strategische Ziele der 
schiitischen r.tullahs im Iran instrumen­
ta lisieren lassen. 
Oie brutalen M:,ßnahmen des irakisehen 
Regimes gegen den kurdischen natio· 
nalen Befreiungskampf gehen diesem 
Bündnis voraus und haben zumindest im 
Falle der PUK dieses Bündnis wohl ers t 
gefördert. Zu denjüngsten Beispielen flil 
solche Maßnahmen gehö ren d ie Zwangs­
eva ku ierungen der gesamten Bevölke· 
rung von Kaui-Nase am 10.2.1988, bei 
der nach der Sprengung aller Häuser in­
nerhalb weniger Stunden 12.000 Men­
schen obdachlos geworden sein sollen5 , 
u nd die Massakrierung von 400 Zivilisten 
- Frauen und Kindern - in mehreren 
Dörfern zwischen Kirkuk und Su leima-

niya am 4.4.1988. 6 

Ocr Großei nsatz von Giftgas in Halabja 
hat jedoch offensichtlich einen über die 
üblichen Beispiele der I\rutalitöt hinaus­
gehenden Zweck. Nachdem d ie Bag­
dader Regierung zunächst den nutzlosen 
Versuc h unternommen hatte. den Iran 
als Urheber des Massakers in Iblabja zu 
beschuldigen, hat sie unterdessen mehr 
oder weniger offen damit gedroht, diese 
chemischen Waffen auch im Städtekrieg 
gegen iranische Großstädte einzusetzen. 
Nach iranischen Angaben sind auch be­
reits vier kurdische Dörfer bei Marivan 
Ende März d.]. Opfer irakiseher Gi ftgas­
angri ffe geworden. 
Die irakisehe Milit iirstrategie besteh, 
nunmehr schon seit j ah ren darin, den 
Krieg in einer solc hen Weise zuzuspitzen, 
daß er entweder durch ein Nachgeben 
seitens des ira nischen Regimes oder 
durch internationale Maßnahmen mög· 
lichst schnell beendet werden kann, und 
zW<lr auf der Grundb.ge der Wiederher­
stellung der Situation I'or Beginn des 
Krieges. Ein Teil d ieser Maßnahmen ist 
der Städlekrieg, der zuniichs t den Iran zu 
verlustre ichen und ergebnislosen Groß· 
offensiven provozieren sollte und der in 
seiner jetzigen Phase vcr allem die Funk· 
tion hat, die Zivilbevölkerung weit hin· 
ter der Fron t gegen den Kriegaufzubrin· 
gen. 
Der t:.rfolg einer solchen Strategie ist je­
doch erfahrungsgemiiß gering; in diesem 
Fall umso mehr. als der Iran offenbar 
immer effektiver <lnlWOnen kann. Der 
Einsatz von Giftgas in größerem Umbng 
könnte jedoch die iranische Strategie in 
Frage stellen . Der Iran versucht offen­
sichtlich seit längerem. " Entscheidungs­
schlachten" zu vermeiden, und staltdes­
sen relativ kleinere Offensiven in häufi­
gerer Folge durchzuführen, und anderer­
seits den Krieg solange zu ver längern, bi5 
er r.IÖglichkeiten gefunden hat, mit dem 
Ira k militär tech nisch gleichzuziehen. 
Dies ist eine Strategie, d ie zweifellos 
auch den internationalen Finanziers und 
Waffenlicferan ten dieses Krieges nicht 
unge legen ist. 
Der ira kisehe Giftgasangriff auf lIalabja 
hat allen thalben internationale Protesle 
nach sich gezogen, darunter auch einen 
seitens der EG, der der UNO von seiten 
des bundesdeutschen Botschafters bei 
dieser Organisation überbracht wurde. 
Diese I'roteste hätten zweifellos einen 
höheren Rang, wenn es niehl bekannt 
wäre, daß die protestierenden Staaten 
seit jahren in mannigfacher Weise direkt 
oder indirekt an diesem Krieg verdienen, 
indem sie beiden Seiten Waffen liefern 
und - wahrscheinlich ausschlaggebender 
- durch den Import von Erdöl aus dem 
Iran und Irak, den Ankauf von Waffen 
durch beide Länder erst ermöglichen. 
Für die irakisehen Gaseins:itze trägt spe­
ziell die BRD " Iitschuld. Alles deutet in 



der Tat darauf hin, daß es BRD-Firmen 
sind, die es dem Irak ermöglicht haben, 
in der Gegend von Samarra ein Werk zu 
errichten, in dem die eingesetzten Gase 
produziert werden. Genannt werden in 
diesem Zusammenahng die Firmen Karl 
Kolb GmbH in Langen-Dreieich, Water 
Engeneering Trading (WET) in Ham­
burg, der Preussag-Konzern in Hannover 
und die Firma Dornier Avialion Service 
in Frankfurt, die Firma Plant Engenee­
ring und Equipment GmbH sowie die 
~Iünchner Speditionsfirma Merkur, die 
offenbar 1986 einen Großteil der Anja­
gen für das unterirdische Werk bei Sa­
marra mit Lastwagen über die Türkei lie­
ferte. 7 

Nachdem Anfang März d .J. in ROHer­
dam auf Verlangen WashingIOns der 
iranische Frachter "Iran Adalat" von der 
niederländischen Zollfahndung durch­
sucht wurde und dabei acht Container 
mit US-amerikanischen Materialien zur 
Herstellung von ChemiewaHen beschlag­
nahmt wurden, scheint die Zeit nicht 
mehr weit zu sein, in der auch der Iran 
über diese "Atombombe des kleinen 
Mannes" verfügen wird. 

Der Golfkrieg droht damit weiter zu 
es kalieren und auch möglicherweise an· 
dere Länder direkt 7.U involvieren. So 
wurden Ende März kurdische Dörfer bei 
$emdinli und Yüksekova im äußersten 
Südosten Türkisch-Kurdistans bombar­
diert. Nach Informationen seitens der 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) handel­
te es sich dabei um einen irakisehen An­
griff. Demgegenüber schrieb der "Bon­
ner Generalanzeiger" am 30. März d.J., 
daß vergangene Woche erstmals iranische 
Bomben auf türkisches Territorium ge­
fallen seien. 
Wie dem auch sei: in der türkischen Pres­
se werden erneut Spekulationen darüber 
angestellt, ob die Türkei n icht direkt in 
Irakisch-Kurdistan intervenieren sollte 
und die erdölreichen Provinzen Kirkuk 
und Mossul "heim ins Reich" holen soll· 
te. Einer solchen Versuchung steht je· 
doch zweifellos die Furcht der Türkei 
entgegen, daß sie, die schon nicht mit 
den Guerilleros der !'KK fertig wird, sich 
so auch no..:h die militärisch stärkere kur· 
dische Bewegung des Irak in die eigenen 
Grenzen holen würde. 

Anmerkungen: 
I) Zu den chemischen Waffen und der 

C·Kriegführungvgl. auch: AlB 8·9/1986, S. 
32, 11-12/ 1983, S. 18·29 und 1/1984, S. 
49-50;d, Red. 

2) Jeune Afrique, Paris, 30.3.1988 
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46,51 
4) In: Le Monde, Paris, 16.4.1988 
5) KDp·Erklärungvom 19.2.1988 
6) Information der KSP vom April 1988 
7) Nach: Erklärung des Komitees gegen den 

Einsatl: chemischer Waffen in Irakiseh­
Kurdinan, Köln, 24.3.1988, KKDK·Erklä· 
rung, Köln, 19.3.1988 und Stern, lIam· 
burg,30.3.1988 

BRD-Türkei 

Dieler Falk 

"Todesfasten" 
gegen Kurdenverfolgung 

In der Türkei sind tausende Kurden eingekerkert , sehe n 20 im Februar 1988 veru rteilte 
Anhänger der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) ihrer Hinrichtung entgegen. Unterdes· 
sen gehen die bu ndesdeutschen Sicherheitsbehörden mit einer Verhaftungswelle gegen 
PKK-Sympathisanten vor. 
1m ersten Halbjahr 1987 hatte die PKK eine Serie von Überfälle n bzw, Anschlägen auf 
Veranstaltungen und Persönlichkeiten li nker kurdischer Organisationen verübt. Dabei 
war u.a. am 3 . Mai 1987 in Hannover das Vorstandsmitglied der Föderation der 
Arbeitervereine (KOMKAR), Ramazan Adigü:tel, ermo rdet worde n. Solche Taten 
e ntsprechen der vom 3. PKK.Kongrc:ß (Oktober 1986) beschlossenen Marschro u te der 
"Liquidieru ng" andersde nkender Kurden - eine für die Kurdenbewegung insge,am t 
äußerst sc hädlic he und verurleilenswerte Li nie, die trot:t der harten Verfolgung der 
PKK in der Türkei eine Solidarisierung mit ihr nic ht zuläßt. 
Den BRD-Behörden bietet die gewalttätige Linie der PKK eine n willkommenen 
Vorwand, die hier lebem;len kurdischen und türkischen Flüchtlinge und oppositionel­
len Gruppierungen zu observieren, lU kriminalisieren und m it polizeilich-geheim ­
dienstlichen Methoden gegen sie vor.r:ugehen. Damit verbu nden ist ferner d ie Gefahr, 
daß sie die Situat ion dazu mißbrauchen, verstärkte Repressalien oder Verbotsschritte 
nicht nur gegen PKK·nahe, sondern gegen sämtliche oppositio nellen kurdischen und 
türkischen Kräfte sowie andere Ausländerorganisatio nen ein:tuleiten. 
Unser Mitarbeiter Dieter Falk ist der Frage nachgegange n, ob die jetzigen Verhaftun· 
gen dazu die nen, gege n die PKK,Liquidieru ngspraxis vorzugehen oder ob die BRD­
Behörden diese nicht vielmehr dazu ausschlachten , dem türkischen Regi me bei seinem 
Kampf gegen die Kurdenbe\Vegung unter die Arme:tu grei fe n. 

Am 3. März dJ. haben in Bonn 15 Kurden, 
Sympathisanten der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) , die seit dem 15.8.1984 in Türkei· 
Kurdinan einen bewaffneten Kampf flir die 
Unabhängigkeit ihres Landes führt, ein 
"Todesfasten"' begonnen, nachdem sie sich be· 
reits seit dem 20. Februar in einem Hunger· 
strtik befunden hanen. 
Während der vorangegangene Hungerstreik 
auch die Solidarität mit den sich gleichzeitig in 
der Türkei im Hungerstreik befindlichen kurdi­
schen politischen Gefangenen zum Inhalt hat· 
te, richtet sich die jet:tige Aktion ausdri.icklich 
gegen die staatlichen Maßnahmen, deren Ob· 
jekt die Anhänger der PKK in der BRD sind. 
Von seit Anfang Februar 30 festgenommenen 
Anhängern der PKK befanden sich Anfang 
März noch 12 in Untersuchungshaft. Bei Raz· 
l:ien drangen Polizei·Sonderkommandos in 
verschiedenen Städten mehrfach in der Nacht 
in Privatwohnungen sowie in Räume von lega· 
len Vereinen und Einrichtungen wie dem Kur· 
distan Komitee in Köln ein. 

In einer Pressemineilung des Gmeralbundcs­
anwaltes ~om 18.2.1988 wird den zu diesem 
Zeitpunkt 11 Inhaftierten im wesentlichen 
vorgeworfen, innerhalb der PKK bzw. ihrer 
Massenorganisationen wie FEYKA·Kurdistan 
T'lligkciten im Bereich der "Partcisichcrheit, 
KontroUe und Nachrichtendienstes"' ausgeübl 
zu hab<:n und dabei in sog. "Volksgerichten"' 
unbotmäßige Anhänger zu bis zur Hinrichtung 
reichenden Strafen veruneilt zu haben bzw. an 
deren Vollstreckung beteiligt gewesen zu sein. 
Als Beweis fur die Exinenz solcher" Volksge· 
richte" auf bundesdeutschem Boden wurden 
die Aussagen von zwei Kurden herangezogen, 
denen es angeblich im Abstand von wenigen 
Tagen go:lungen war, ihren Haschern zu enl· 
kommen und die sich zur Polizei geflüchtet 
und dort entspreehende Aussagen go:macht 

aegrabn" d •• PKK·O"r .... AdigOzel 

hanen. Die Vorwürfe der Bundesanwaltschaft 
wurden von der PKK bzw. der Europavertre· 
tung der Nationalen Befreiungsfront Kurdi· 
stans (E1tJ\lK) umgehend zurikkgo:wiesen. Der 
Rechtsanwalt Hüsseyin Yilderim wies im 
Namen der ER.. ... K auf einer Pressekonferenz 
am 17. Februar in Bonn darauf hin, daß die 
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tilrkische Tageszeitung "Tercilman" nach dem 
Besuch des Ministers Mehmet Yazar in der 
BRD geschrieben habe, daß sich die bundes· 
deutschen Sicherheitsbehörden aufgrund der 
bei dieser Gelegenheit getroffenen Absprachen 
auf neue Operationen gegen die PKK vorberei· 

Nachdem man in der Tat davon ausgehen 
kann, daß die PKK eine deutliche Tendenz zur 
gewaltsamen Lösung von Konflikten - auch 
innerparteilichen - hat und der Ermordung 
einiger ihrer fruheren Kader, die sie offiziell als 
"Agenten und Verräter" bezeichnet hat, nicht 
fremd war, genügt ein !(llehes generelles 
Dementi natürlich nicht. Es ist allerdings kein 
Geheimnis, daß die PKK, deren Guerillakampf 
auch von damit befaßten SteHen des tücki· 
schen Staates als "die größte Bedrohung der 
Türkei in den letzten 50 Jahren" angesehen 
wird, eines der Hauptobjekte der Conterinsur· 
gency·Stra tegie des türkischen Geheimdienstes 
MIT und befreundeter Diemte ist. 

Der Charakter der jüngsten Maßnahmen gegen 
die PKK ist noch nicht völlig geklärt. Aller· 
dings gib t es eine Reihe von Merkwürdigkeiten 
in dieser Aft:ire. Auffallend ist zunächst, daß 
der Generalbundesanwalt in seiner PreS!emit· 
teilung von dem "dringenden Verdacht" 
spricht, daß die PKK z.B. am '.5.1987 in Han· 
nO"er das Vorstandsmitglied der Konkurrenz· 
organisation KOMKAR, Ramazan Adigiizel, 
ermordet und andere Aktionen dieser Art 
durchgeflihrt habe. Verdacht hin, Verdamt 
her: Es ist offenkundig, daß es der in diesem 
FaH sicher nich t müßigen Polizei bislang in 
keinem derartigen Fall gelungen ist, fiir einen 
solchen wo auch immer herriihrenden Ver· 
dacht Bewei~e zu erbringen. Nur in den FäHen, 
in denen sich die PKK praktisch offen zur 
., Bestrafung eines Agenten und Verräters" be· 
kannt hat, konnten die Täter ermittelt werden. 
Das bedeutet, daß die PKK entweder in den 
anderen FäUen - wie sie behauptet - unschul· 
dig i5l, oder daß sie ih re Aktionen sehr sorgfiil· 
tig und effektiv durchführt. Ist im zweiten Fall 
dann z.B. die Behauptung des Generalbundes· 
anwalts glaubwürdig, daß bei der Durch· 
suchung mehrerer Geschäftsstellen und Woh· 
nungen von Vorstandsmitgliedern im "ergan· 
genen Somm~r schriftliche "Todesurteile" ge· 
funden wurden? Wenn es aber in der Tat so 
sein soUte, daß in den Räumen "on legalen 
Vereinen, deren Adressen im Telefonbuch ste· 

hen, oder in den Wohnungen bekanmer Kader 
von demokratischen Massenorganisationen 
wie FE YKA oder Hunerkom so etwas wie 
schriftliche Todesurteile herumlagen und, 
nachdem bereits seit Monaten eine intensive 
öffentliche Kampagne gegen die PKKgelaufen 
war, offensichtlich nur darauf warteten, von 
der Polizei gefunden zu werden, warum wurde 
dann die jetzt erneut von der Generalbundes· 
anwaltschaft \'Orgebrachte Drohung, die der 
PKK ve rbundenen Vereine zu verbie ten, nicht 
bereits im "ergangenen Jahr wahrgemacht? 
Und warum wurde seinerzeit keiner de r 
Verantwortlichen hinter Schloß und Riegel 
gebracht? 
Ähnlich grotesk hön sich auch die general· 
bundesanwaltschartliehe Darstellung des t·al· 
!es an, der orfizielJ Auslöser ihrer jüngsten 
Maßnahmen war. Am 6. Februar d.). meldete 
sich der Kurde Nusret Aslan in Bannover bei 
der Polizei und behauptete, am 5. Februar in 
Braunschweig auf offener Straße mit Waffen' 

Die To desfastende n 
gehe n da vo n aus, daß politische 

und nicht j ur istische G ründe für die 
Festnahmen der PKK·Anhä nger 

vo rl iege n 

gewalt von Ali Sacik und einem zweiten ihm 
unbekannten Kurden entfiihrt und anschlie· 
ßend mißhandelt worden zu sein. Tags darauf 
hätten die Täter ihn in einem Auto nach Köln 
schaffen wollen, um ihn dort wegen seiner 
Abkehr von der PK K vor ein "Volksgericht" 
zu stellen. In der Nähe von Hannover sei es ihm 
jedoch bei einem Tankstopp gelungen zu flie· 
hen. So weit so gut. 
Merkwürdig wird die Geschichte jedoch im 
folgenden: Die Generalbundesanwaltschaf! 
teilt nämlich mit, daß sich bald ein gewisser 
Bozan ÖZlürk auf der Polizeiwache eingefun· 
den und wahrheitswidrig behauptet habe, vom 
Opfer angerufen worden zu sein, um es abzu· 
holen. öztürk - so der GeneralbundeS3.llwalt 
- habe offenbar die Aufgabe gehabt, das Opfer 
erneut der PKK zuzuführen. Mit anderen Wor· 
ten: Die PKK wußte, daß ihr angebliches Opfer 
bei der Polizei Zuflucht vor ihr gesucht hatte 
und schickt trotzdem ein Mitglied direkt in die 
Arme de r Polizei. Öztürk und Sacik gehören 

TlIrklsche Soldaten machen Jagd auf kurdiSCh. Wid ...... ndsUmpfer 

40 

selbstvernändlich zu dellen, die heute noch in 
U·Haft silzen. 
Gegeniiber dieser DantelJung, die ernsthaft an 
der In telligenz der PKK1er zweifeln lassen 
könnte, stellen die Todesfastenden fest, daß 
Bonn Öztiirk ein Onkel Nusrets sei und ibn 
"on den Zusammenhängen nichts wissend auf 
einen Anruf hin aufgesucht habe. Im üb rigen 
"'ird Nusret unterdessen auch von seiner eige· 
nen Familie veroächligt, rur den MIT zu arbei· 
ten. In der Tat is t CI aufflil1ig, daß Nusret, der 
nach AUSlage der Familie bereiu in der Türkei 
mit de r PKK zusammengearbeitet habe - der 
Generalbundnanwaltschaft :tufolge sogar ab 
"hoher f unktionär" -, erst eine Woche vor 
dem Ereignis aus Guiantep gekommen sei, 
und zwar ausgestatte t mit einem gültigen tiirki· 
sehen Paß. Ist es unter diesen Umständen nicht 
denkbar, daß der MIT ihn in die BRD geschickt 
hat, um die jet:tige Kampagne ins Rollen :tu 
bringen und bestimmte namentlich bekannte 
K.1der der PKK oder ih rer Massenorganisatio· 
nen au fs Kreuz zu legen? 
Daß die Zusammenarbeit zwischen dem MIT 
und entsprechenden bundesdeutschen Stellen 
gan:t gut funktioniert, zeigt sich schließlich 
auch im Fall des FEY KA·Kurdistan·General· 
sekretärs Ibrahim Korkmaz. Der Generalbun· 
desanwalt bezeichnel ihn in seiner Erklärung 
als Mitgründer der PKK 1977 und behauptet, 
er sei 1978 für die Partei in Zypern tätiggewe­
sen. Solche "Infonnationen" können nur vom 
MIT stammen. Im übrigen konnte er die PKK 
1977 nicht mitgriinden, daß sie erst im Novem· 
ber 1978 als solche gegründet wurde. Seiner 
Frau zu folge wurde er enil 1981 in de r BRD 
politisch aktiv. 
Die Todesfastenden, denen ungeachtet des 
schlechten Wetters in Bonn die Errichtung ei· 
nes Zeltes und sogar das Auslegen von Matra· 
zen von Behörden verboten wurde, gehen -
wie es scheint nicht ohne Grund - davon aus, 
daß die umfassenden staatlichen Maßnahmen 
gegen ihre Organisationen und einzelne Mit· 
glieder keinejuristische Rechtfertigung haben, 
sondern eine politische. 
Sie haben sich unterdessen schriftlich an den 
Bundespräsidenten, den Bundeskanzler, an 
Minister, Bundestagsabgeordnete sowie Par· 
teien und andere gesellschaftliche Organisatio· 
nen gewandt und um Intervention zuguns ten 
ihrer Forderungen gebe ten. Sie verlangen die 
Freilanung der Inhaftierten, die Beendigung 
der Polizeirazzien und der Behinderung der 
legalen politischen Aktivitäten kurdischer Ver· 
eine in der BRD sowie "die Bildungeiner Kom· 
mission von Politikern und J uristen, die die 
anti·demokratischen Praktiken der BRD gegen 
Kurden untersuchen soll". 
Es bleibt abzuwarten, inwieweit es den ange" 
schriebenen verantwottlichen Politikern ge. 
lingt, die Quadratur des Kreises zu bewerkstel' 
ligen, die darin besteht, fUr den Kampf gegen 
die Guerilla de r PKK dem türkismen Staat 
Waffen und Schäferhunde zu liefern und 
gleichzeitig in der Bundesrepublik die auf die 
aktive Unte~t(itzung dieser Guerilla ab:tielen· 
den legalen Aktivitäten der PKK·Sympathisan· 
ten uneingeschränkt zu ermöglichen. 
Daß dergleichen staatlichen Verschwörungen 
auch unter Bedingungen scheinbarer bürger· 
licher Gesetzlichkeit beileibe nicht nur die be· 
reiu propagandistisch gebrandmarkte PK K 
zum Opfer fallen kann, sondern grundsätzlich 
jede militante revolutionäre Bewegung, hat ''Of 
nicht langer Zeit in Frankreich die Deporta' 
tion von iranischen Volksmodjahedin nach 
Gabun deutlich gemacht. Auch ihnen wurden 
"terroristische Aktivitäten" vorgeworfen. Erst 
unter dem Druck der Offentlichkeit wurde 
dann unmißverständlich deutlich, daß an den 
Vorwürfen nichts dran war und die franzö· 
sische Regierung nur die Geschäfubeziehun· 
gen zum Iran verbessern wollt~ . 
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Friedenskräfte in Israel 
Proteste gegen die Besatzung nehmen zu 
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Die Rebellion der Palästinenser in der okkupierten Westbank und Gaza 
blicb auch im i\'lärz jApril d.J. ungebrochen. Den.veil mehrten sich im 
Ionern Israels die Stimmen, die sich für ein Ende der Besatzung, für eine 
politische Verhandlungs lösung aussprechen. Mitte MärL forderten 
40.000 " Pcace Now"·Dcmonstranten in Tel Aviv von der Regierung 
SchamiT ein Ja zum Shultz-Plan bzw. zu einer Fricdcllslösung. Tags 
darauf verlangten al lerdings 150.000 Israelis an gleicher Ste lle Schamir 
auf, unnachgiebig gegenüber dem "amerikanischen Druck" , sprich einer 
Autonomielösung. zu bleiben. Zeichen einer Polarisierung. 
Wo stehen die Friedenskräfte Israels? Welche Motive und Ziele verfol· 
gen sie? 

"Wie sollen wir damit fertigwerden, daß 
auf Tel Aviver t.Iauern zu lesen steht: 
Wir schießen auch auf Kinder", fragt 
der Israeli und Spiegelredakteur Henri 
Zoller. 1 In Israel hat die Reaktion der 
Regierung Peres/Schamir auf den palä. 
stinensischen Volksaufstand eine hef· 
tige Kontroverse ausgelöst. 
Am 23. januar d.j. demonstrierten je· 
weils 80.000 Menschen in Tel Aviv und 
Nazareth. 250 Reservisten der israeli· 
schen Armee verweigerten den Dienst 
in den besetzten Gebieten. Während des 
Besuches des US-Außenministers Shultz 
in Israel demonstrierten Tausende in 
j erusalcm gegen die Besatzungspolitik. 
Die Kritik an Vertcidigungsminister 
Rabins "Politik der eisernen Faust" 
geht bis hinein in die großen zionisti· 
sehen Parteien. Beispielsweise forderte 

Shlomo Lahat, Bürgermeister von Tel 
Aviv und :-'litKlied der Likud·Partei. den 
Rückzug der israelischen Truppen aus 
den besetzten Gebieten. Er befürchtet, 
daß Israel sonst in eine Katastrophe hin· 
einsteuere. 
Schon vor dem Palästinenseraufstand 
war durchgesickert, daß sich Lahats Par· 
teifreund lI, loshc Amirav mehrfach heim· 
lieh mit "PLO·nahen·' Palästinensern ge· 
troffen habe. Sie hätten sich, so hieß es, 
auf ein "Verständigungs·:-'kmorandum" 
geeinigt. Danach seien die beiderseitige 
E.instellung von Feindseligkeiten, ein 
Siedlungsstopp und die gegenseitige An· 
erkennung zwischen Israel und der ]'alä· 
st in ensisch en Be fre iu ngsorgan isat ion 
(PLO) Vorbedingungen für Verhandlun· 
gen. 2 

Diese heimlichen Kontakte wurden auf 

Befehl von Verteidigungsminister Rabin 
zunichte gemaCht. Er ließ kurzerhand 
Amirovs palästinensischen Gesprächs­
partner, den als "gemäßigt" gelu:nden 
Palästinenser Nusseibi, verhaften. Die 
Führung der sozialdemokratischen Ar· 
beiterpartei setz t nämlich ihrerseits auf 
Verhandlungen mit jordanien und steht 
deswegen derartigen Kontaktversuchen 
von einzelnen Likud·MitgJicdern und 
Palästin ensern äußerst skeptisch gegen· 
über. 
Aber auch in der Arbeiterpartei gibt es 
einige, wenn auch wenige, kritische 
Stimmen. Parteisekretär Uri Baram trat 
im januar d.j. aus Protest von seinem 
Posten zunick, nachdem sein persön­
licher Freund, der Herausgeber derpalä­
stinensichen Zeitung AI. Fajr, Hanllah 
Seniora, für einige Tage hinter Gitter ge· 
wandert W;l r. 
Das Gros der Friedensdemonstranten 
hat jedoch kaum klare Vorstellungen 
darüber, wie der Konflikt denn nun zu 
lösen sei. Die Kräfte, die dem palästinen· 
sischen Volk ein Selbstbestimmungs· 
recht zubilligen, die die PLO als die legi. 
time Vertre terin des palästinensischen 
Volkes betrachten und bereit sind, mit 
ihr zu verhandeln, die also einen palästi· 
nensischen Staat an der Seite Israels ak· 
zeptieren v.'Ürdcn, sind auch unter den 
israelischen Kritikern in der Minderheit. 
Sie gruppieren sich vor allem um das 
" Komitee gegen die Besatzung", das von 
der Chadash· .. ·ront (im Parlament ver­
tretene Front fUr Frieden und Gleich· 
berechtigung; d. Red. ), der Kommunisti­
schen Partei, der Progressiven Liste des 
Arafat·Freundes Uri Avneri und der 
Bürgerrechtsbewegu ng RATZ unter­
stÜtzt wird. 
Die Differenzen wurden deutlich beim 
Shultz· Besuch am 27. Februar d.). in 
jerusalem. Einen Tag bevor Shultz in 
Israel ankam. bildeten 27 Gruppen die 
bislang breiteste Koalition gegen die Be· 
satzung von Gaza·Streifen und West· 
ban k. Die größte israelische Friedens· 
bewegung "Pcace Now·· fehlt e. 
.,Peace Now·· war d;ls erste Mal während 
der israelisch-ägyptischen Separat ver· 
handlungen zwischen Menachim Begin 
und Anwar al·Sadat in Erscheinung ge· 
treten. Am Vorabend von Ministerpräsi· 
dent Begins Abreise nach Camp David 
(September 1978), wo er die festgdah. 
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rellen Friedensverhandlu ngen mit dem 
ägyptischen Präsidenten in Anwesen heit 
des damaligen US- Präsidenten earter 
wieder aufnehmen wollte, demonstrier­
ten etwa 100.000 Personen in Tel Aviv 
zur UnterstüLZung des israelisch-ägypti­
schen Dea ls unter der Parole " Pcace 
Now". 1982 trat die Bewegung erneut 
mit der Forderung nach sofortigem 
Rückzu g der israelischen Truppen aus 
dem Libanon wieder in Erscheinung. 
Daß " Peace Now" bis heute noch zioni· 
stischen Konzep tionen nachhängt, 
machte die Reaktion auf den Shultz· 
Besuch Ende Februar d.J. in j erusaJcm 
deullich. Indizen dafür sind nicht allein 
Symbole wie das Schwenken 'Ion Wim· 
peln mit dem Davidsstern und das Ab­
singen der israelischen Natio nalhymn e. 
Bei der Forderung von " Peace Now" 
nach einem Nahost-Frieden wird die 
Frage nach dem Selbstbestimmungs­
recht des palästinensisChen Volkes als 
eigentlicher Kern des Nahostkonfliktes 
vollkommen ausgeklammert. Stattdes· 
sen macht man sich die Forme! des jor. 
danischen Königs Hussein " Land gegen 
Frieden" zu eigen . In Hussein sieht man 
auch den geeigneten VerhandJungspart­
!ler über eine Autonomie für die Palästi­
nenser. 
Die " Peace Now"-Demonstranten unter­
stütl. ten jüngst in einem offenen Brief 
den Friedensplan des US·Außenmini­
sters (siehe l\IB 4f I 988, S. 16) und kriti­
sierten die Weigerung von P .. lästinen­
sern. sich mit Shultz zu treffen. 
Die UrSilche für diese Begrenztheit des 
Gros der israelischen fr iedensbewegung 
liegt darin, daß ihr Hauptmo ti v weniger 
die Suche nach einem gerec hten und 
dauerhaften Frieden im Nahen Osten ist 
- der ja notwendigerweise an der Ur­
sache des Konflikts, nämlich dem I'alä­
stin aproblem anknüpfen müßte - son­
dern v.a. die Sorge um den jüdischen 
Staat. um die Demokratie in Israel und 

um die moralischen Werte der jungen 
Generation. 
Da ist einmal die Angst vor der sog. 
"demographischen Zeitbombe". So 
warnt beispielsweise Prof. Amon Safer 
\'on der Unh'ersitä t Haifa, daß auf Grund 
der höheren Geburtenrate schon im 
Jahre 2000 45% der Bevölkerung in ci· 
!lern "Groß-Israel" Palästinenser sein 
werden. Nich t ein jüdisches "Groß­
Israel", sondern ein Zwei-Völ ker Staat 
wäre die Folge. was dem jüdischrn fana­
tism us wiederum Auftrieb geben würde. 
Aus diesem Grund sC':i ein Rückzug aus 
den besetzten Gebie ten zwar schmerz­
haft, aber unverzieh Ibar. 
Andere Kräfte haben, seit sich selbst in 
den USA dit: Kritik an der Regierung 
PeresfSchamir mehn, Angst vor der in· 

U n ein geschränkte 
So lidari tä t mit dem Aufstand 

in der Westbank und Gaza d emon­
strierten die israelischen Araber, 

die immerhin rund 1/5 der 
Israelis au smachen 

ternat ionalen Isolierung. Sie kritisieren 
die Regicrungsparteien, weil diese nicht 
schon 1982, als die I'Lü nach dem 
Rückzug aus Beirut zu größeren Zuge­
ständnissen bereit war. verhandelten . 
Jetzt wäre es allerhochste Zeit. Denn 
wenn der Aufs tand noch länger an· 
dauere, würde sich Israel !loch mehr 
isolieren und die Kräfteverhältnisse 
würden sich noch mehr zu seinen Ungun­
sten verändern. Selbst Schimon Peres 
warnte noch im j anuar d.]. vor der Uno 
nachgiebigkeit se ines Koalitionspar tners 
Scharnir: "Ich muß der Öffentlich keit 
und meinen Kollegen die Wahrheit sagen 
- alle Theorien über den Status quo sind 
bankrott". (!az. 18.1.1988) 
r.Ian müsse jetzt so schnell wie möglich 
Verhandlungen mit j ordanien au fneh -
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men. Aber auch dieser Zugschcint abge­
fahren zu sein. König Hussein erklärte 
inzwischen, er könne nicht für die Palä­
stinenser in der Westbank sprechen. Da 
solle sich der amerikanische Au ßenmini­
ster schon an die PLO selber wenden. 
Viele liberale Zionisten versuchten. den 
Anspruch auf einen jüdischen Exklusiv­
Staat und die mit der Staatsgründung 
Israels begangenen Verbrechen damit zu 
legitimieren, daß sich dieser Staat durch 
eine besondere moralische Integri tät aus­
zeichne. Vor alle m unter liberalen Intel­
lektuellen ge ht die Angst um, daß die 
Unterdrück ungspolitik in den besetzten 
Gebieten irgend wann auf die israelische 
Gesellschaft zurückschlagen und die 
Demokratie in Israel unterminieren wer­
de. Denn wie soll ein 18· oder 20jährigt:r 
Soldat , der im Gazastreifcn aufmüpfigen 
I'alästinenscrn die Knocht:n gebrochen 
hat, später Konflikte in der israelischen 
Gesellschaft mit demokratischen Miueln 
aUSlragt:1\ ? 
Man befürchtet ferner, daß in der einst so 
seibstbe ..... ußten israelischen Armee, die 
noch 1967 innerhalb von fUnfTage n den 
Gazast reifen . die Westbank, die 
ägyptische Sinai· Halbinsel und die syri­
sc hen Golanhöhen einne hmen konnte, 
die jetzt aber mit 120.000 Soldaten un­
fähig ist. den Aufstand \'on 1,5 Mio Palä­
stinensern einzudämmen, Zweif cl an der 
eigenen Stärke und überlegenheit auf­
kommen werden. Das würde eine der 
Grund festen des Zionismus in Frage stel­
len. 
489 Psychiater, I'sychologen und Enie­
her protestiertt:n in einer Anzeige in den 
großen israelischen Tageszeitungen ge· 
gen ,.Israels Unterdriickungspolitik": 
Die nun schon 20 j ahre währenden 
Demütigungen von Palästinensern hätten 
schl imme Auswirkungen auf das Be­
wußtsein der jüdischen Bevölkerung. 
" Wir erziehen unsere j ugend zu Diskri­
minierungen und Rassimus." Sie könne 
so ihre Sensibilität für menschliches Lei­
den und ihren Respekt für Menschen­
rechte allmählich verlieren. Die Schluß­
folgerung der Verfasser: " Die Besatzu ng 
muß beendet werden. " 
Es·Justizminister Haim Zadok und der 
ehemaligt: Generalstaatsanwalt jitzhak 
Zamir forderte n die Soldaten auf, sich 
ungesetZlichen Befehlen zu wiJerst:lzen. 
Nicht zuktzt leidet inzwischen auch die 
israelische Wirtschaft unter dem Auf­
stand. Die Besatzung ist nämlich auch 
ein lukratives Profituntern ehmen (sit:ht: 
AlB 3/1988, 5.7): Absatzmarkt fUr 
israelische Waren, Pool von bill igen Ar­
beits kräften, Land und Wasser. Dieses 
Geschäft steht jetzt vor dem Bankrott 
bei gleichzei tig steigenden " Besatzungs­
unkosten ", sprich Militärausgaben. 
Bauunternehmer finden keine Arbeiter 
mehr und die diesjährigt:n Zitrusexporte 
wt:rden wohl geringer als im letz ten jahr 



ausfallen, da die palästinensischen Land· 
arbeiter gerade während der Haupternte. 
zeit in den Streik traten. Allein im 
Januar 1988 stiegen die Lebensmittel· 
preise wegen der Verknappung des An· 
gebots um 9%. Aktien· und Wertpapier. 
kurse fielen auf den Tiefs tstand. 
Die wachsenden Pro teste in Israel sind 
zwar als unterstützender Faktor ftir den 
paläslinensischen Aufstand nicht zu 
ignorieren, brechen sie doch den zionisti· 
sehen Konsens über die angeblich legi. 
timen Gebietsansprüche über Ganz· 
Paläst ina bzw. im zionistischen 
Sprachgebrauch - "Eretz Israel" auf. 
Andererseits darf man nicht ignorieren, 
daß solche Zweifel fast ausschließlich 
unter Intellektuellen und A kademikern 
gehegt werden. 
Die Mehrheit der Israelis steht voll hinter 
Rabins " Politik der Eisernen Faust", der 
inzwischen zum beliebtesten Politiker 
Israels avancier t ist. In einerJ..lmfrage des 
US·Magazins "Newsweek" vom 25. 1. 
1988 fan den 46% aller Israelis das Vor­
gehen ihrer Armee in den besetzten Ge· 
bieten in Ordnung; 40% beklagten sich 
darüber. daß man noch zu milde mit den 
aufrührerischen Palästinensern verfahre. 
Vorschläge fanatischer Gruppen wie der 
Kach oder der Techija·Parlei stoßen zu· 
nehmend auf Zustimmung. So gaben 
zwar in einer vom "Spiegel" (Nr. 
4/1988) angeführten Umfrage nur 40% 
der Israelis an, sie würden massenhafte 
Zwangsumsiedlungen von Palästinensern 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt befUrwor· 
ten. 69% aller Befragten räumten aber 
ein, daß dies anders aussähe. wenn die 
Unruhen weiler anhielten. In einem sol· 
ehen "'all bliebe einem wohl nichts ande· 
res übrig, auch wenn man ein schlechtes 
Gewissen dabei habe. 
Eine g'Jnz andere Entwicklung in Israel 
soille jedoch nicht unerwähnt bleiben: 
die uneingeschränkte Solidarität der in 
Isracllebenden Araber für die Palästinen· 
ser in der Westbank und dem Gaza5trei· 
fen. Und die 750.000 Palästinenser in 
Israel stellen immerhin 18% der israeli· 
sehen Bevölkerung. 
Am 21. Dezember letzten Jahres riefen 
die arabischen Bürgermeister Israels zu 
einem dreitägigen Generalstreik auf, der 
zu 100% befolgt wurde. Die zumeist in 
Galiläa lebenden Araber haben zudem 
einen ganz entscheidenden Anteil an der 
materiellen Unterstützung des Auf· 
stands. Sie schicken ganze Lastwagen· 
ladungen von Medikamenten, Lebens· 
mitteln und Kleidern in die umzingelten 
flüchtlingslager in der Westbank und im 
Gazastreifen. 
Selbst die traditionelle" Teile· und Herr· 
sche"·Polilik des zionistischen Esta· 
blishments scheint nicht mehr zu grei· 
fen . Auch die Beduinen in der Wüste 
Negev beteiligten sich an Solidaritäts· 
aktionen. Die Israelis versuchten früher. 
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den Beduinen wie auch den israelischen 
Drusen Sondervergünstigungen gegen· 
über den anderen Arabern einzuräumen, 
dafür dienten diese in Sondereinheiten 
der israelischen Armee - die Drusen vor· 
nehmlich in Grenzschutzeinheiten, die 
jetzt auch zur Niederschlagung des Auf· 
standes eingesetzt werden. Die religiöse 
führung der israelischen Drusen be· 
zeichnete daraufhin in einem religiösen 
"fatwah" jede Beteiligung an der Unter· 
drückung der Palästinenser als Sunde ge· 
gen den Willen Gottes. 
Der einzige arabische Abgeordnete der 
israelischen Arbeiterpartei, Abdel 
Wahab Darausehe, trat aus Protest gegen 
die israelischen Greueltaten in den be· 
setzten Gebieten zurück und kündigte 
die Gründung einer arabischen Partei in 
Israel an. 
"Wir sind integraler Bestandteil des palä. 
stinensischen Volkes und gleichzeitig 
sind wir Bürger des Staates Israel. Und als 

solche erheben wir unsere Stimme gegen 
die fOrlgesetzte Besatzung", sagte der 
Knesset.Abgeordnete der Chadash· 
f ront, Taufik Toubi, auf einer Kund· 
gebung in Nazareth. 
Die Aktionen der israelischen Palästinen· 
ser machen noch einrs deutlich: Auch 
der Staat Israel in seinen Grenzen von 
1948 ist fakti sch kein "jüdiSCher Staat". 
sondern ein binationaler Staat mit einer 
arabischen nationalen ~Iinderheit. Bis 
das auch in der offiziellen Gleichstellung 
der israelischen Araber mündet, scheint 
jedoch noch eine lange Wegstrecke zu· 
rückzulegen zu sein. 
Nur 20% aller jüdischen Israelis sind be· 
reit. ihren anlbischen Landsleuten die 
vollen Bürgerrechte zuzuerkennen. 
Rechte Knesset·Abgeordnete fordern 
seit dem Generalstreik vom Dezembtr 
sogar. daß auch die israelischen Araber 
wieder dem Kriegsrecht unterstellt wer· 
den müßten. 
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Klaus D. Fi""her 

Der Nahe Osten ist 
uns näher gekommen 
Keine andere Zeitschrift dieses Landes 
informiert 50 regelmäßig, so gründlich 
und so hintergründig über Vorgänge im 
Nahen Osten, wie diese. Es lIlag deshalb 
erlaubt sein, einen hohen Informations­
stand iJber die Entwicklungen des letzten 
halben Jahres in dieser Region vorauszu· 
setzen, um sich unmittelbar der Frage 
zuzuwenden, ob denn nun in diesem 
ältesten, kompliziertesten und gefähr. 
lichsten Rcgiona!konflikt unserer Erde 
qualitative Veränderungen festzustellen 
sind. Ich meine schon, und zwar auf ver­
schiedenen, dennoch miteinander ver­
wobenen Ebenen. 
Da ist zunächst der Widers tand des palä­
stinensischen Volkes. Seit den 30eT J ah­
ren hat er nie wieder eine derartige KOIl­
tinuit;it auf so hohem Niveau erreicht 
wie in der Zeit seit dem 8. Dezember 
1987. 
Erstmals ist es zur Bildung einer Ver­
einigten Nationalen Führung im Lande 
selbst gekommen. der alle bedeutenden 
palästinensischen Organisationen (AI 
Fatah, Kommunistische Partei, Demo· 
kra tische Front, VOlksfront), und pa· 
Triotische islamische Kräfte Uihad 
Islami) angehören. 1 Die Autorität dieser 
Führung wird von keinem Palästinenser 
in Fragc gestellt, ihre Orientierungen 
werden kollektiv befolgt. 
Völlig neue Dimensionen hat - nach 
spontanem Beginn - die Organisiertheit 
des Kampfes angenommen: Revolu· 
tions-, Kampf· und Solidaritätskomitees 
sind übcrall an der Basis entstanden und 
hcben durch ihre überparteilich keit, Ge­
schlossenheit und Disziplin tendenziell 
den traditionellen, hinderlichen Frak· 
tionalismus (gerade auch der Massen­
organisationen) auf. 
Die Warnung der Vereinigten Nationalen 
Führung vor einer übereilten Anwen· 
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dung neuer Kampfformen 2 zeugt von 
großer politischer Klugheit und Weit­
sicht, die regionale und internationale 
Faktoren für einen erfolgreichen Verlauf 
des Au fstands in Rechnung stellt: So­
wohl die Skrupellosigkeit des zionisti­
schen Gegners im Falle der Eskalation 
(bei bislang noch rückhaltloscr Unter­
stützung durch die USA) und die Faschi· 
sierungstendenzen in Israel einerseits als 
auch das durch die Weltfriedensbewe­
gung und durch die Verhandlungen und 
Vereinbarungen ,·on UdSSR und USA 
vcränderte internationale Klima und 
öffentliche Bewußtsein andererseits. 
Im Ergebnis dieses klugen Kampfes 
nimmt der (psychologisch.)politische 
Druck auf Israel ständig zu. Er wird noch 
verstärkt durch die aufmerksame Wahr­
nehmung von nicht mehr übersehbaren 
neuen Dimensionen des Nahost·Konflik­
tes auf (über-)regionaler Ebene: Die mit 
den Enthüllungen Vanunus und seiner 
Verurteilung zu \ 8 Jahrcn Gefangnis 
manifes t ierte Existenz israelischer 
Atombombcn . die erfolgreichcn Tests 
der Jericho J[ (eine israelische Version 
der I'ershing 11 ) im vergangenenJahr und 
der Ankauf chltlesischer i\ l ittelstrccken· 
raketen durch Saudi Arabien beginnen 
die Welt zu alarmieren. Angesichts des 
Größenwahns und Abenteurenums der 
Schamir und Rabin könnte ihre Flucht 
nach vorn in einen Krieg münden, der 
nur schwer begrenzbar wäre. 
Vor diesem Hintergrund muß die Passage 
in der Rede von Außenminister Hans· 
Dietrich Genschcr am 11.3.1988 vor 
dem Bundestag gesehen werden, die aus 
Erklärungen von Palästina-, Nahost- und 
J.'riedenskomitees stammen könnte: 
"Diesc Entwicklungin den bese tzten Ge· 
bieten zeigt, daß der Nah-Ost-Konflikt in 
eine neue, noch brisantere Phase einge-

treten ist. f ür die 
Deutschland und für 

ßundesrepublik 
die Staaten dcr 

Europäischen Gemeinschaft liegt der 
Nahe Osten auch geographisch nicht 
fernab. Er ist in Wahrheit für uns eine 
Nachbarregion, deren Frieden und deren 
Stabilität von unmittelbarer Bedeutung 
fur die Lage in Europa sind. Die Sicher­
heit des Nahen Ostens ist in Wahrheit 
auch unsere cigene Sicherheit. "3 
Den Ernst der Lage erfaßt hat sogar die 
FAZ, die in einem ausführlichen Artikel 
vom 8.4.1988 (überschrift: "Raketen, 
überall Raketen", mit der Unterzeile 
"Die Großmächte können das wach­
sendc Zerstörungspotential im Nahen 
Osten nicht mehr kontrollieren") den 
Nuklearpllysiker und Abriistu ngsexper­
ten Barnaby mit einer Aufforderung 
zum Handeln resümieren läßt: "Wir 
müssen Atomwaffen, verteilt über den 
Nahen Osten, erwarten, wenn keine in­
ternationalen Schritte unternommen 
werden, um dies zu verhindern." 

Dramatisch auch· der p lötzliche Kurs· 
wechsel dieses Sprachrohrs des bundes· 
deutschen Finanzkapitals in der Palä· 
stinafrage, das nun dcr israelischen Re­
gierung per Leitartikel ins Stammbuch 
sehrei ... t: An der Palästinensischen Be· 
freiungsorganisatio n (PLO) als l'aTlner 
einer Regierung führt kein Weg vorbei, 
was immer man von dieser Organisat ion 
halten mag.' ·4 
Doch wo bleiben d ie Taten? Die Rea­
gan.Administration versuch t deneit ge­

gen das ausdrückliche Votum aller ande· 

Der HauplZweck 
des Nahostfriedensplanes 
VOll Shultz scheint in der 

Förderung des Wahlkamp-
fes von Peres 

zu liegen 

ren UNO-Mitgliedsstaaten (mit Aus­
nahme Israels natürlich), die UNO·Mis· 
sion der I'LO schließen zu lassen. Und 
der Shultz·Plan ist meilenweit von reali­
stischen Ansätzen einer Konflik t lösung 
entfernt. 5 Sein Hauptzweck scheint in 
der Förderung des Wahlkampfes von 
Peres zu liegen (Neuwahlen stehen in 
Israel zum November 1988 an; d. 
Red.).G 
Vor einem Sinneswandel der kapitalkräf­
tigsten Organisationen und Lobbys der 
US-amerikanischen Juden und vor der 
I)räsidentenwahl wird aus Washington 
keine wirklich substanzielle Initiative zu 
erwarten sein. Im merhin gibt es rur den 
US· lmperialismus in dieser Region eine 
Menge zu verlieren: das Aufmarschge­
biet gegen die UdSSR . die Kontrolle über 
mehr als ein Dutzend Staaten und rund 
200 Mio Menschen dieser Drchscheibe 
zwischen drei Kont inenten, d ie Kontrol-



Je über das erdölreichste Gebiet der Erde, 
die Druckmittel gegen die Konkurrenz 
aus Japan (01) und EG (öl und horizon· 
tale Eskalation) und nicht zuletzt auch 
Märkte (an die EG undjapan). Zu gewin­
nen gäbe es - realistisch betrachtet -
auch nicht gerade wenig: das Kappen der 
kürzesten und heißesten aller 
Zündschnüre, die den atomaren Holo· 
caust auslösen könnten. 

Genscher, F AZ und Augstein 7 scheinen 
den Ernst der Lage erfaßt zu haben. Paris 
warnte Tel Aviv bereits in einer scharfen, 
offiziellen Note vor einem "Präventiv"­
Schlag gegen Riads neue Raketen. Das 
EG·Parlament machte "erstmals von sei­
ner ihm im vergangenenjahr verliehenen 
Befugnis Gebrauch ... , internationale Ab· 
kommen nicht zu ratifizieren "8: Zins­
günstige Kredite (ca. 130 Mio DM ) und 
Vergünstigungen rur den Absatz land· 
wirtschaftlicher Erzeugnisse in der EG 
wurden Israel verweigert. Dahinter stand 
zwar "nur" eine Koalition von kommu· 
nistischer, sozialistischer und Regen­
bogenfraktion, aber eigentlich haben 
diese auch gemeinsam keine Mehrheit... 
Doch das alles ist längst nicht genug. 
Notwendig ist eine Verhandlungsoffen­
sive, die mit spürbarem Druck und mit 
Sicherheitsgarantien fur alle Seiten mit 
der Entschärfung der Bomben beginnt. 

Ziel muß ein atom· und massenvemich· 
tungswaffenfreier Naher Osten sein, in 
dem Palästinenser und Israelis in zwei 
souveränen Staaten friedlich nebenein­
ander koexistieren, miteinander und mit 
allen anderen Völkern und Staaten der 
Region, mit Garantie- und Sicherheits­
maßnahmen der internationalen Staa­
tengemeinschaft. Die EG und in ihr -
wie auch eigenständig - die BRD 
könnten und müßten hier Nachbar­
schaftshilfe leisten. Gangbare Wege sind 
schon vor jahren mit dem Friedensplan 
von Fez und dem Breshnew-Plan gewie­
sen worden. 9 

Beden kenswert sind in diesem Zusaln­
menhang auch Anregungen an die PLO 
und alle ihre Mitgliedsorganisationen, 
Stellenwert, Funktion und Formen des 
bewaffneten Kampfes grundsätzlich zu 
überdenken lO wie auch die Idee, durch 
eine große politisch-diplomatische Geste 
jeden Zweifel an der Aufrichtigkeit ihrer 
Bereitschaft zur Koexistenz ihres künfti· 
gen Staates mit Israel zu zerstreuen. Die 
Isolation der zionistischen Extremisten 
würde sicher gravierend verstärkt, die 
Ängste mancher ehrlicher Israelis, die 
Sorgen vieler hin· und hergerissener An· 
tifaschisten und friedensfreunde 
könnten sicher auch entscheidend ge­
mindert, ihr Engagement von Zweifeln 
befreit werden. 
Zuletzt zu uns, der Friedens· und Solida· 
ritätsbewegung in diesem Lande. Die 
wichtigsten Forderungen sind genannt; 

ein atomwaffenfreier Naher Osten, ein 
palästinensischer Staat, friedliche Koexi­
stenz in der Region. Aktuell: ein Ende 
des Mordens und der bru talen Menschen­
rechtsverletzungen, Rückzug Israels aus 
allen besetzten Gebieten, offizielle Aner­
kennung der PLO durch die RundeSTegie· 
rung, Verwendung des jährlichen Ent­
wicklungshilfe-Kredits an Israel (140 
Mio DM) zur Förderungsozialcr und kul· 
tureller Einrichtungen der Palästinenser 
in den besetzten Gebieten. 
Laßt uns auch die vielfältigen gesell. 
schaftlichen Kontakte nach Israel nut­
zen, die Städtepartnerschaften, die ge· 
werkschaftlichen Beziehungen, den 
jugendaustausch - zu unbequemen Fra­
gen, zu Kritik und ungebetenen Rat· 
schlägen, zu friedenspolitischen und 
menschenrechtlichen Auflagen, zu Ge· 
sprächen und Zusammenarbeit mit der 
israelischen Friedensbewegung, mit palä. 
stinensischen Organisationen in Israel 
und in den besetzten Gebieten. 
Lassen wir uns vor allem nicht den Mund 
verbieten. Lehren aus den Verbrechen 
der Nazis zu ziehen, kann nur heißen, 
jeder Menschenrechtsverletzung ent­
gegenzutreten - lokal, regional, global 
(und rechtzeitig). 
jene, die keinen Anstoß dann nahmen, 
daß zur Zeit der Wiedergutmachungsver­
handlungen der Staatssekretär Adenau­
ers der Kommentator der Nürnberger 
Rassengesetze Globke gewesen war, daß 
ein Bundespräsident amtierte, der dem 
ErmäChtigungsgesetz der Nazis zuge­
stimmt hat te, haben kein Recht, heute 
Antifaschisten, Friedenskämpfer, Akti­
visten der Bewegung für internationale 
Solidarität und Völkerfreundschaft in 
einen Topf zu werfen mit den kapital­
kräftigen Förderern und Profiteuren des 
mörderischen Antisemitismus. 
"Gewährt den Mördern der Palästinenser 
nicht die Immunität, die sie frech von 
Euch verlangen", rief Felicia Langer den 
Ostermarsch-Teilnehmern auf dem 
Frankfurter Römer zu. Dem ist nichts 
hinzuzufügen. 
Der Nahe Osten ist uns näher gekom. 
men. Gefährlich nahe. Erweisen wir uns 
als hilfreiche Nachbarn. Auch im eigenen 
Interesse. 
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Bemhard Sulzer 

Atomexportpolitik der BHO ( ) 
Kein Platz für Skrupel 11 
Kontakte zur Förderung der Brütcrcntwicklung knüpfte die 
Bundesrepublik vornehmlich in Europa und dabei in besonde­
rem Maß zu Frankreich. Diese nahmen ihren Anfang mit Ab· 
kommen zur Errichtung zweier großer Brutreaktoren - einer 
in Frankreich und einer in der Bundesrepublik -. die 1971 
und 1972 geschlossen wurden. 
In diesen Paralle\programmen werden zwei unterschiedliche 
technische Brüterkonzcpte getestet. Ocr deutsche Reaktor ist 
der bislang nicht in Betrieb gegangene, heftig umstrittene 
SNR 300 in Kalkar. Er wurde unter Leitung der SchndlblÜ· 
ter.Kraftwerksgesdlsehaft (SBK) errichtct, an der Firmen aus 
der Bundesrepublik, den Niederlanden, Belgien und Großbri­
tannien beteiligt sind. Frankreich nahm 1973 den Brüter 
Phenix - mit 300 MWe Leistung - in Betrieb und begann 
danach mit dem Bau des Super-I'henix, der mit 1300 MWE die 
Leistung üblicher Le ichtwasscr-Reakloren erreichen sollte; des­
sen Inbetriebnahme erfolgte im Herbst 1985. Am Super­
Phcnix sind die EdF (Frankreich) mit 51%, die ENEL (Ita­
lien) mit 33% und die SBK mit 16% beteiligt. 

Seit 1977 gibt es zwischen dem französischen Atomkommis· 
sariat CEA, dem KernforschungszenIrum Karlsruhe und der 
Nuklearfirma Interatom eine Vereinbarung über einen um­
fassenden Austausch von Informationen über die Brüter­
programrne. 26 Nach außen unterliegt dieser Austausch der 
Geheimhaltung. 
Diese Gehcimhaltungsverpflichwng, der die betreffenden An­
gestellten und Arbeiter sowie alle Lieferanten und Unterliefe· 
rantt'n in bezug auf die auszutauschenden Kenntnisse (Erfin. 
dungen, Patente, Zeichnungen, Daten, Entwürfe, Spezifikatio· 
nen, Rechnerverfahren, Computerprogramme, Versuchsbe· 
schreibungen, Versuchsprotokolle, Auswertung von Erkennt­
nissen, Know-how, Betriebsabläufe und -erfahrungen) unter· 
liegen, ftihrte zu Widerstand aus den Reihen der betroffenen 
Wissenschaftler, die eine vollständige Information der öffent­
lichkeit über Entwicklungen in diesem Bereich anmahnten. 27 

Gründe der gewöhnlichen industriellen Geheimhaltung für die­
ses Verhalten sind nicht plausibel, was den Verdacht provo­
zierte, es würden hier die Grundsteine gelegt für ein zukünfti­
ges, gemeinsames BrüterprogT3mm mit militärischem Ilinter­
gTund. 
Eine militärische Relevanz des Super-Phenix zu erkennen fällt 
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überdies nicht schwer. Seit einigen Jahren erfährt die französi­
sc he Atomstreitmacht eine weitgehende Modernisierung. Die 
Ausrüstung der Langstreckenraketen mit Mehrfachspreng­
köpfen und die Indienstste llung der Hadh-Raketen erfordert 
bis 1990 die Bereitstellung von 4 t Plutonium. Die Kapazitä­
ten der noch funktionstüchtigen, militärischen Reaktoren und 
des Phcnix, der offiziell als militärische I'lutonium-Quelle de­
klariert wird, reichen nicht aus, um diese Aufrüstung zu er­
möglichen. 
Das Def"izit von 200 bis 250 kg Plu tonium jährlich kann durch 
den Super-Phenix gedeckt werden, in dessen Brutmantel pro 
Jahr etwa 300 kg Plutonium produziert werden. Es verwun­
dert nicht, daß dieses die Begehrlichkeit der Kernwaffenher­
steller weckt. General Thiry, militärischer Berater der CEA, 
erklärte diesbezüglich: "Frankreich ist in der Lage, Atomwaf­
fen jeden Typs und jeder Leistung herzustellen. Frankreich 
wird sie mit relativ geringen Kosten in großer Zahl herstellen 
können, sobald die Brutreaktoren das dazu nötige Plu tonium 
im Oberfluß liefern. "28 
An der französischen Aufrüstung ist in ge ...... issem Sinn auch 
der bundesdeutsche Stromlieferant R WE beteiliit. Als lIaupt­
gesellschafter der SBK wirkt das RWE zu etwa 11% am Bau 
und Betrieb des Super-Phcnix mit. Das bedeutet, daß ein ent­
sprechender Anteil der Baukosten zu tragen ist und des pro­
duzierten Stroms ins R WE -Netz eingespeist wird. Weiter ist 
das RWE verpflichtet, 11% der Erstbeladung und zweier 
Nachladungen des Reaktorkerns mit Plutonium bereitzustel· 
len; das sind mehr als 1.000 kg. Die überlassung dieses Plu to­
niums ist leihweise, nach dem Einsatz im Reaktor soll das 
Plutonium zurückgegeben werden. 

Diese Rückgabe wirft allerdings Probleme auf, da unklar ist, 
welche Zusammensetzung das rückgelieferte Plutonium haben 
soll. Bei seinem Einsatz im Kern wird es teilweise verbraucht 
und im Brutmantel neues gebildet; letzteres ist aber auf 
Grund seiner Zusammensetzung sehr gut waffen tauglich. Er· 
folgt die Rückerstattung entsprechend der Zusammensetzung 
des dem Brüter entnommenen Plutoniums, ist bei der Rück­
gabe das gelieferte Reaktorplutonium zu Waffenplutonium ge­
worden; ein Transfer, der die Ausgangsposition der Bundes· 
republik, eigene Kernwaffen zu produzieren, verbessern 
würde. 



Dies steht zwar nicht im Widerspruch zum Wortlaut des NPT 
(Atomwaffensperrvertragi d. Red.), seine Wirksamkeit wird 
dadurch allerdings nicht gefördert. Entspricht die Zusammen­
setzung des zuriickgegebenen der des gelieferten Plutoniums, 
so trägt das aus dem gelieferten Reaktorplutonium Zll Waffen­
plutonium konvertierte Plutonium zur Aufstockung des fran­
zösischen Plutonium-Reservoirs bei, was gleichermaßen ver­
tragskonform ist - ein NichtalOmwaffenstaat darf selbstver­
ständlich einem Atomwaffenstaat beim Erwerb neuer Spreng· 
körper behilflich sein - , aber auch nicht die Motivation zur 
Vertragseinhaltung bei anderen Unterzeichnern erhöht. 
Von seiten des RWE und der Bundesregierung wird häufig 
betont, daß Frankreich die Verwendung des im Super-Phenix 
erbrüteten Plutoniums nirgendwo ausdrücklich angekündigt 
hat und außerdem den Reaktor Euratom-Kontrollen offen sei. 
Die Euratom-Vereinbarungen schließen allerdings eine mili­
tärische Nutzung auch von kontrollierten Spaltstoffen nicht 
aus, wenn diese nur angezeigt wird. Es steht den Franzosen 
also frei, jederzeit eine Verwendung des waffenfähigen Super. 
Phcnix-Plutoniums ftir Kernwaffen der Euratom anzukündi· 
gen, wozu diese nur ihr Placet geben kann. 
Die Haltung der Bundesrepublik im Exportgeschäft ist bislang 
auf allen Gebieten gekennzeichnet durch eine Bevon:ugung 
der Aspekte, die ihre Exportchancen erhöhen, auf Kosten 
derer, die bedeutsam für eine Eindämmung der Proliferation 
sind. In Zukunft dürfte die RÜcksichtslosigkeit gegenüber Be­
langen der Rüstungskontrolle weiter zunehmen im Zuge der 
andauernden Verengung des internationalen ~ Iarktes für Nuk­
learanlagen - mehr Anbieter, weniger zahlungskräftige Kun· 
den, allgemein abnehmendes Interesse an Kerntechnik in den 
letzten Jahren. 
Anzeichen dafur ist das 1985 angestrebte Exportgeschäft mit 
China, in dem der Bau zweier Kernkraftwerke sowie die über­
nahme von 150 t abgebrannter Kernbrennstoffe durch China 
vereinbart werden sollte,29 der zweite Teil des Abkommens 

Die bundesdeutsche Beteiligung 
am französischen Brüter Super-Phenix 

verbessert durch den Plutoniumtransfer die Aus­
gangsposition der BRD, eigene 

Atomwaffen herzustellen 

sollte zum Teil der Kompensation des Einkaufspreises der 
Reaktoren dienen. Als Atommacht hat China möglicherweise 
noch ein anders geartetes Interesse an diesen Stoffen. Dieses 
konkrete Geschäft wurde jedoch nicht realisiert, sondern am 
10. Juni 1985 lediglich ein Memorandum über langfristige Ko· 
operation unterzeichnet. 30 
Auffallend ist der hohe Anteil von proliferationsanfälligen 
Anlagen an der Gesamtzahl der exportierten Anlagen. In die­
sem Zusammenhang wird argumentier t, für ein funktionstüch­
tiges Energieversorgungsnetz auf Basis der Kernenergie wäre 
ein vollständiges System aller Anlagen des "Brennstoffkreis­
laufes" notwendig. 
Auf diesem Weg dient übrigens das Exportgeschäft wiederum 
der. Rechtfertigung des Baus gewisser umstrittener inländi· 
scher Anlagen; so zur Wiederaufarbeitungsanlage Wacken­
dorf: "Schließlich ist für ein exportorientienes Land wie die 
Bundesrepubli k unverziehtbar, kerntechnische Anlagen auf 
dem Weltmarkt als in sich geschlossenes Konzept, d.h. neben 
Kernktaftwerken auch Anlagen des gesamten Brennstoffkreis­
laufs, anbieten zu können. Dazu ist es notwendig, diese An­
lagen im Lande selbst zu bauen und zu betreiben. Ginge das 
dazu erforderliche technologische Wissen verloren, so würde 
die deutsche Industrie ihre technologische Spitzenstellung 
und damit ihre Wettbewerbsfahigkeil auf diesem Gebiet ver· 
lieren.,,31 

Wird schon die Wirtschaftlichkeit von Schnellen Brütern, An· 
reicherungsanlagen und Wiederaufarbeitungsanlagen in vielen 
Industrie ländern stark angezweifelt, so sind diese Zweifel erst 
recht gegenüber einem Bau dieser Anlagen in Entwicklungs­
ländern gerechtfertigt. Ihre Bedeutung erlangen diese erst bei 
einer jahrzehnte- wenn nicht jahrhundertelangen Fortsetzung 
der Atomprogramme. 
Diese Vorstellung ist gewissermaßen ein Fossil aus Zeiten, in 
denen eine optimistischere Beurteilung Platz hatte, die ein 
tausendjähriges Reich der unbegrenzten Bereitstellung von 
Energie mit Hilfe der Kernspaltung kommen sah. Diese Hoff· 
nungen werden aber mehr und mehr aufgegeben und in Teilen 
der SPD und Spuren der CDU wird nur noch zeitlich be· 
grenzte Nutzung der Kernenergie angestrebt; eine Entwick­
lung, die schon 1979 nach der Beinahe·Havarie des Three­
Mile-Island-Reaktors bei Harrisburg ihren Anfang nahm und 
sich verstärkte nach dem unkontrolIierten Abbruch des 
RBMK·IOOO in Tschernobyl. 

Was die derzeitige Lage auf dem Weltmarkt angeht, so sind 
weltweit überkapazitäten auf dem Gebiet der Anreicherung 
vorhanden und ein Bedarf an Wiederaufarbeitungsanlagen be­
steht apriori ohnehin nicht, da genauso gut ein Konzept der 
direkten Endlagerung von AtommWl verfolgt \\'erden könnte. 
Wirtschaftliche und Gründe der Versorgungssicherheit für die 
Installation dieser Technologien in möglichst vielen Ländern 
sind also nicht stichhaltig. 
Die Unwirtschaftl ichkeit dieser Anlagen könnte, wie bereits 
erwähnt, allerdings kompensiert werden durch das militäri­
sche Interesse an ihnen. So wird der Schnelle Brüter für 
Frankreich, obwohl er auf absehbare Zeit wesentlich teurer 
als Leichtwasser-Reaktoren arbeiten wird . erstrebenswert als 
Quelle waffenlauglichen Plutoniums. 
Auch die Wiederaufarbeltung, die, wenn man die Kernenergie 
nur als übergangslösung akzeptiert, weder mit Gründen des 
Umweltschutzes und der Ressourcenschonung, die beide erst 
bei längerfristiger Nutzung stichhaltig würden, noch mit sol­
chen der Wirtschaftlichkeit gerechtfertigt werden kann, ist 
von hohem militärischem Wert zur Gewinnung von Pluto­
nium. 
Die überschüssigen Anreicherungskapazitäten sind vor allem 
fuc Länder, die mit dem Aufbau einer nuklearen Streitmacht 
beginnen wollen, interessant. An allen diesen Bestrebungen ist 
die Bundesrepublik durch den Export der betreffenden t\n­

lagen beteiligt, und es kann gemutmaßt werden, ob dabei ihre 
.Rolle die ist, einfach nur die Technologie und das Know-how 
bereitzustellen, oder ob Interessen dahinterstehen für sich 
selber in der Handhabung dieser Technologien, auch für ei­
gene militärische Ambitionen, dazuzulernen. 
Man ginge wohl einen Schritt zu weit, wenn man ein solches 
Verhalten mit der Praxis vergliche, die die deutsche Wehr­
macht in den 20er Jahren ausübte. Kriegstechnische Fertig­
keiten, die zu trainieren auf Grund des Versailler Vertrages 

Prolt<ldon>Qn.IU lion im Janu., 1988J.,.n di. Alom$Chieo., in Labttk 
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Stopp der Atomexporte 
I", f"cbfU~r dJ. bel.S,e ,ich MI lI~nLk"ag ,n;' ... 'ci AMng.n .ur frak.ion du 
CRüNlS. in <knCIl d n gen«<!"" 5101>1' buntk.dcuhck<r "'omexport. und dn 
Stopp de. Lxp <.>'" V<>n Aloonl~ .. f'w., k,,<iJ.n ,n de" I,." ,d",d," ..... d . ... Wi< di< 
GftONf. S -Abs,o,dn<l' lI.md R .... In ihr .. lI<gr~nd"nl I><,on,., ,011 d.m;. der 
'W ... iv'I> BRD.A,omnl"'''J>0li,ik li"h.h geb"'." und die 1>< >O"d ... !r'fat"lidl' 
Lief«"", "'n Ah,.,tlcchnolo.;, i .. die G"lf""<8"'X;OU un!<,bund,n .. 'ud<" . Wir 
do kumn' ;"r<n Il. Ru", lIun<k .l.g'l<d e und den berd .. a." 11.11.1987 ,ingot,kb· 
'eB ,\nllag der (JRONEN Um A,umu.,.,,,.,opp. 

0.. 8und."", ... "U. b .. chhcil<:n: 
I. IJI< 11 .. "<1 ... ,_,.,,,"* wird .uf,.f<>.d.". dcn 1::,1'<''' .'u ... ..,., "nl.gen (W>.r<n d« Int.r· 
,.,'ien. .. I<" " ,,,,<,,crgi<li,,.).b .ofon tu unterbinden. 
2. Oi. 1I .. ,,<I'''<IP.rullg ,.';rd • .,15do"t ... , u~,'.n.",li<h d.n U.u.",h.n l:Iu"d~"4 ~<, 
,u i .. fonni., .. ,. w,lehe Au, fubrx<nehn'igu"g<n f...r ,.,.1<\0. A,,,,,,,,nl ..... in .. . Iche I ... nd .. 
bi,her ... ,,"' wurd.n. 

" '1I",ndunt 
Ihr I!"ndur<~ubhk ik'I"cnl.n.d be"rib' ki, JalIt.n .im: "",n,i>-e A,,,,,,,,,p<> .. poli.ik . 
Ui. M.hnohl <I« k;' 1975 . u, der ljun<l .... pU\>la. lI<u,",hl.nd g •• "ii«n Atume.po"< 
"n~ an Under, .I>< nicht .inmal den ",om.pc:r",e"~.g unttnci<h ... , haben. Somit ."' .. n 
di< .. ",hi<d,n<n IIUM .... tier ....... n Mi" '<t'"n, ,.,o,,,,"8 r ... <I", lI'e".tv<'brc;'untt .on 
A'om,,·~ fl<n. 

B ... il"", 1\~S'.ru,'Iol <tU .. n< VQ' w<n,gen Mo"" .. n oft.n,li<h .ie .. ,mi< nunmehr üb.r die 
MOI~,hk." Ur." """"r,ich.,,, "r><! Atomw.ffen ",Ib •• h.n.u'1<II~n. Ibop";'f".n' ron 
."'"",ren Ant..g<n und Koo .. ·h"w WOf und iI. f..,- di .... I .. M die l:IWld •• r<pU\>tik 0." .. <\0. 
1,,,><1. Mi. bund",deu, .. h.m K,,,,w·how .... u.h< d'. bra.il,.nach< r,m", NueJ.p d.",d'. 
i\'"rn,mtriebc f", U·II''''te h.r,u,"lIcn. Die firm. Si .. "e,," i .. 'n Nud.p beleilil'. Au<\o 
di ... <ttcn"n",h<n Mil ... ", d«.n [innuß .. ul die P"Ji,i~ d« L.:o.ndc. ,,'cit<rbin 11'06 ill. 
h.ben .u, ihre< Ab,ich,. A'"mw.ff.n 1I ... u.1<1I.". hi".n II.M ~c ..... ch,. 
M" C"n"hm,~~"g "nd on,", ""~iI"""8 f""'erer M,ni,,« uM ~, ... " .. ~r<1 .. e ,,' «hli.ö· 
hr h .~ch ~ud.fri~4 mU An"'gen w><l l<.hnolog"chrm KMW""OW <um B.u ~" .. " Uran· 
.nf<ich<ru,>t;<,n "' ~< .u, der lIund< .. ep"bl,k I.>cuh<.l,land belief." word.n. Welle,hin ~. 
".hmi~' J" 1I",,<tc ... g .. 'u"ol d" Au'/uhr ron \\'".n .u, 1',,11. Ab .. h"jll b der "".fuhr­
b". <u, Aull.:" .... i""lul' .. ,<rordnu"~ ".ch Sud.I,,~ •. 
T.Jwd ...... Sch,,'''' ,,·u,"" .. hli<~hch .ueh r .. t .... " ",i, "',..'i'i .... n "!om.nl.>g<:n ... , d .. 
B"""".rc~"bti~ 1.><."",111,,1<1 ,u>4;""""_ Im r . 1I P,k" •• ,.. wurde d~",lich, d.S .""h 
l .. ,,,kr. wie J.,ci.Vk·I .... i .. d,~ ~chw<i., hm",,'cg. g ... n".".n konn<n. d~d ö" donige 
Ad«» ... " g<lic/<n< A.o"",,,I.gel\ auch wirk~ch ;" d' .. <m I ... nd ""bleibe". 
D,~ ,\u ... ~.n d • • i .... h«nen A'omphy.i~< .. V.n.."u ,.rdeu,j<ehe,.., d.S >u.h "",.1 kei· 
'\<'''-'5' ""r F ... dhhe .~b"eh .. n m" .. in« A,<>mfon<hung .<r/oll'. rot>chunviru'i.ut< 
In 1.",<1 .1><, ~ .. ho .. ".u de" Kooper.'iQn'p""nem der hunde.d<u<>ch.n """mfu,><hung 
und A'o"\lMU.'''<. 
r-o .. h Au,ku"fr ocr Bund''''1I;«ung .uf fr.g<n d« Abg<u,dn<l<n Fr." Olln. wurden 
.U.i" "" ,.,g.ng.n<" Johr (J9~6) Au.fuhrge, .. h",jrungen F", A,omanl>;!<n in &4 LoJ.d .. 
• ".il!_ 0 .. !h,nde"<I"'ru'1ll h., . ich bi;he, I<doch au, u<l<rfondlich.n Grunden ge,".il>"". 
dl< g<naue l.iw.d"li •• ~ 8~nub<r dem l)eu,".:hen lIund.".~." "<lolfentlkh.n. 

der Wehrmacht untersagt war, wurden damals geheim. in ge· 
meinsamen Manövern mit der Roten Armee in der Sowjet­
union erlernt. Der Bundesrepublik ist es natürlich erlaubt, die 
exportierten Anlagen in beliebiger Zahl auch im eigenen Land 
zu errichten. 
Nur gibt es dafür finanzielle Grenzen und reicht der mühsam 
begründbare Bedarf kaum aus, um auch nur den Bau einer 
Anlage bestimmter Technologien (BrüteT, Wiederaufarbei­
tungsanlage) gegenüber der eigenen Bevölkerung zu rechtfer· 
tigen und durchzusetzen. Durch die rege Exporttätigkeit auf 
diesem Feld ergeben sich mannigfaltige Möglichkeiten, Er· 
kenntnisse zu gewinnen. die sonst schwerer zu erlangen wä· 
ren. 
Zur Rechtfertigung der Exportpolitik wird ein Konzept der 
"Nichtv-erbreitung durch Einbindung und Kooperation" anrre· 
führt. Enge Kooperation soll zu einer flir die Emp rängerländer 
attraktiven Zusammenarbeit führen. Dann sei anzunehmen, 
daß diese das Risiko eines Abbruches der Beziehungen wegen 
militärischer Aktivitäten nicht auf sich nehmen wollen. 32 

Man kann sich jedoch gleichermaßen vorstellen, daß die 
Kooperalion über den offen dargelegten Bereich hinausgehend 
in den militärischen hineinreicht und somit erst recht der 
Proliferation Vorschub leistet, nicht ohne den Erkenntnis· 
gewinn der Bundesrepublik gefördert zu haben. 
Bekanntermaßen unterhält die Bundesrepublik mit einigen 
der oben erwähnten Länder auch auf militärtechnologischem 
Gebiet eine funktionsfähige Zusammenarbeit, beispielsweise 
im Bereich der Raketentechnik mi t Brasilien. 33 So ergibt sich 
gleichsam ein Kontinuum der technologischen Kooperation 
von ziviler über r.1ititär ische Kerntechnik hin zur reinc.n Miti· 
tärtechnik. Wie groß im Einzelfall die Lücken in diesem Kon· 
tinuum noeh sind. entzieht sich meinem Beurteilungsver-

48 

mögen. 

Das Exportverhahen der Bundesrepublik hat zweifellos zur 
Konsequenz, daß die Wirksamkeit des NPT in nicht unerheb­
lichem Maß verringert wird. Dies nährt die Mutmaßung, daß 
gezielt auf die Nichtverlängerung des NPT im J ahr 1995 hin· 
gearbeitet würde. Ein Indiz, das zur Unterstützung dieses 
Arguments herangezogen werden kann, ist die ebenfalls zu 
diesem Zeitpunkt geplante Inbetriebnahme der Wiederaufar· 
beitungsanlage in Wackersdorf. 
So könnte man die Exportpolitik seit dem für Teile der Indu­
strie und Politik erzwungenen Beitritt zum NPT auch mit 
folgenden Leitmotiven erklären: Schon vor der Un terzeich­
nung wurde auf eine Schwächung des Vc.rtrages hingearbeitet; 
seither ist die Auswahl der Handelsbeziehungen so angelegt, 
daß die Wahrscheinlichkeit des Entstehens neuer Atommächte 
steigt, da im Zuge jener Beziehungen gerade auch die techni· 
schen Fertigkeiten, die zur Kernwaffenproduktion bef<ihigen, 
eine bedeutende Verbesserung erfahren. Wenn man au f Grund 
dessen damit rechne t, daß 1995 eine Reihe neuer Atom­
mächte auf der Weltbühne erschienen sein wird, drängt sich 
die Erwartung auf, der NPT würde dann nicht verlängert 
werden. 
Die Bundesrepublik könn te dann - die öffentlichkeit hätte 

Da das BRD-Exportverhalten 
darauf hinausläuft, die Wirksamkeit 

des Atomwaffensperrvertrags zu verringern, is t 
mit seiner Nichtverlängerung im Jahr 

1995 zu rechnen 

sich vielleicht dann auch schon an das Erscheinen neuer 
Atommächte gewöhnt - in Kooperation mit einigen Bündnis­
partnern auf hohem techniscbem Niveau mit dem Aufbau ei­
ner eigenen Atomstreitmacht beginnen. Die technischen Vor­
aussetzungen für ein solches Unternehmen werden in der Zwi· 
schenzeit bereitges te ll t. Auch in Kreisen der Kerntechnik 
findet man die Einschätzung, daß eine Verlängerung des NPT 
nicbt erfolgen wird. so daß z_B. hinter vorgehaltener Hand der 
Bau der Wiederaufarbeitungsanlage in Wackersdorf auch da­
mit begründet wird, daß die Bundesrepublik zum Zeitpun kt 
des Auslaufens des NPT nicht ohne die technologischen Vor­
aussetzungen zur großtechnischen Wiederaufarbcitung daste­
hen sollte. 34 
Man sollte allerdings nicht vergessen, daß zur Verlängerung 
des NPT bereits die Hälfu der Stimmen der Unterzeichner­
staaten ausreicht, so daß jene, in meinen Augen, doch eher 
wahrscheinlich erscheint. 35 Wollte die Bundesrepublik den­
noch nicht auf Kernwaffen venichten, bliebe ihr noch immer 
die unbequemere Möglichkeit der Vertrags kündigung, begrün­
det mit sicherheitspolitischen Erfordernissen. offen . 
Aus meiner Sich t ist nicht entscheidbar, ob die grundlegende 
Motivation der bundesrepublikanischen Atomexportpolitik 
entscheidend auf die alten idealistischen Hoffnun gen au f eine 
unbegrenzte Energiequelle - 'd ieses noch am wenigsten - , auf 
das rücksichtslose Bestreben. als stark exportorientiertes Land 
möglichst viele Produkte, egal weicher Art, zu verkaufen oder 
auf die Befriedigung militärischer Begehrlichkeiten zurück­
geh t. In politischen Kreisen dürfte wohl eine wie auch immer 
gewichtete Mischung aller drei Motive vorliegen. 

Was jedenfalls klar und ohne jede Einschrän kung zu konsta­
tieren is t , ist die Tatsache, daß die Exporte der Bundesrepu­
blik ohne jede Rücksichtnahme auf etwaige Beeinträchtigun­
gen des NPT durchgeftihrt werden, dieser sogar im Interesse 
des reibungslosen Verkaufs aller produzierbaren Nuklcaranla· 
gen in seinen Restriktionen und Kontrollmöglichkeiten weit­
gehend beschnitten wurde. Daneben wurde er. durch die 



Bundestag'rede von Bärbel Rust 

Atomexporte gefährden den WeiHrieden 
Im Nm'cmbtr vcrgangtncn JahreJ wurde die 
Wcltöffcntlichkdt von der Hiobsbouchaft 
aufgeschreckt, der Irak habe die iranische 
Kraft",crksbaustclle Busher bombardiert; 
zehn ~1eßschen seien ums Leben gekommen, 
darunter ein deutscher TOV-Mitarbcittr. In 
Busher la~ne damals schon nukleares Mate­
rial. Geliefen wurde die Anlage von der hüll­
desdeutschen ~'irma KWU. 

Nur Wochen später wurde die Republik von 
Enthüllungen erschüttert, die uns sehr viel 
mihergingen. Ocr Skandal um Transnuklear 
hrdchtc ans Licht. mit welchen Mitteln der 
internationale Nukkarverschiebebahnhof ar­
beitet: Bestechung, Schlamperei, Verdacht auf 
kriminelles Verscherbeln waffenfähigen Mate· 
rials auf WeItrnaßstab und dilli alles ausgehend 
~on der BRD, obwohl es doch angeblich heißt, 
daß man hier die Atomtechnik so sicher im 
Griff habe wie sonst nirgendwo auf der Welt. 
Doch das S'=ht UII5 schon eher unter die Haut. 
denn da! ist vor der eigenen Haustür. 
Doch wahrend aUein der Verdacht, es könne 
Brennstoff nach Lihyen oder Pakistan gelangt 
sein. fUr helle Aufregung sorgt, werden seit 
Jahren ßrennnoffabriken aus der BRD in alle 
Welt geliefert. und das nicht etwa klammheim· 
lich, sondem ganz offi~iell und mit Billigung 
und Beihilfe der Bundesregierung. 

Zur Debal1e stehen heUle zwei Anträge der 
GRONEN. Du erste fordert den sofortigen 
Stopp des Exports von Alomkraftw"rksteilen 
in den kriegführenden Iran, und im zweiten 
fordern wir den generellen Stopp von Atom' 
exponen. 
Worum geht es konkret? Noch zu Zeiten des 
Schah· Regimes schloß die KWU mit Billigung 
der Bundesregierung einen Vertrag mit dem 
Inn über die Lieferung vOn 'l.w"i A tomkraft· 
werken in den Iran nach Budler. Oi .. Ausliefe· 
rung von Kraftwerksteilen 1.wecks Fertigstel­
lung dieser Anlagen i51 bis heute niehl zuver· 
lässig g.-stoppt. Um bund.-sdeutsehe Export· 
bestimmungen w umgehen. vergab die KWU 
z.B. einen Teilauftrag übt;r acht Dampfgenera· 
toren an die italienische Firma An.saldo. 
Im Frühjahr 1987 nun forderte der Iran die 
Auslieferung dieser Teile. Durch Protestaklio· 

nen "on italienischen Parteien und Gewerk· 
schaften wurde die Lieferung dieser T eile in 
das Kriegsgebiet Iran verhindert. Die große 
öffentliche Empörung in Italien führte schließ· 
lieh auch dazu. daß das italiellisehe Parlamenl 
mit überwältigellder Mehrheit die Regierung 
aufforderte, in Verhandlungen mit der Bun· 
desregierung sicher:tu~tellcn. daß diese Teile 
nicht an den Iran ausgeliefert werden können. 
NUll steUt sich die Frage: Warum muße.,t eine 
auslandische RegieTllllg ihren Einfluß geltend 
machcll, um die Weiterlieferung eines Kraft· 
werks bundesdeutscher Abslammung in das 
Kriegsgebiet Iran zu verhindern? Warum 
macht die Bundesregierung nicht längst selbst 
ihren Einfluß geltend. um die Umgehung dn 
AußenwirtschaftsgeS<!t:trs via Auslandsauf· 
träge Zu ,·erhindcm? Italien ist auch Ilicht da~ 
einzige und. das für solche Umwege gut ist. 

Hilfe bei der Fertigstellung des iranischen 
Atommeilers hat laut .. Spicgel" vom 4.Januar 
1988 z.B. die argelltinische Firma Enace ange· 
boten. bei der wiederum die KWU mit 25% 
Beteiligung ein erhebliches WÖrtchen mitzu· 
reden hat. Doch lolche Verbindungen nimmt 
die Bundesregierung Lieber gar niehl wahr. Auf 
unsere Anfragt antWOrtet.· sie lapidar: An· 
gaben über Expone sensil;"er Nuklcaranlagen 
durch alldere Linder werden '0ll der Bundes· 
regierung nicht gesammelt. 
Die Bundesregierung ist laut ,\ußenwirt· 
schaftsgesetz aufgefordert, den Export von 
sensibkn Güte rn in Kri$C ngebiete zu unter· 
binden. Doch anstalt von diesem Verord· 
nungsrecht offemiv Gebrauch zu ma.chell, 
blickt die Regierung getreu dem Motto ihres 
Kallzlers mit geschlossenen Augen optimi· 
stisch in die Zukunft. 

Im Juli des vergangenen Jahres wies mein Kol· 
lege Daniell auf eine möglich" Bombacdierung 
Bushe" durch den 1r.1k hill und fragte, wasdie 
Regieruf18 unternehme. um dies zU verhindern. 
Darauf antwortete Staatsmillister Schäfer -
wir mussen sageIl: nahezu dummdreist-, 
zi~ile Kernkraftalllagcll dürften nun einmal 
nkht zum Zie l mi li tärischer Angri ffe gemacht 
werden: dies gebiete schon die ,.völkergewohn· 
heiurechtliche Verpflichtung zur Unte"ehei· 

dung zwischen militärischen und zivilen 
Objekten". Also exportieren .... ir auf Umwegen 
mumer weiter. ( ... ) 
Oie Bombardicrung eines irak ischen AKW 
durch hrael beispielsweise schei~H lIerrn 
Schäfer nicht bekanntgeworden zu seill. Auch 
die eilldeutige Xußcrung des iro.nischen Dele· 
gierten auf einer Konferenz zum Atomwaffen· 
sperr,ertrag ist wohl nicht bis in die llöhen des 
....uswärtigen Amts vorgedrungen. I':r sagte 
nämlieh dortselbst, fUr den Iran seien die fr",d· 
lichen und mi] itarische l1 Aspek te der Nuklear· 
energie ganz wesentlich "erbullden, ulld er hai · 
te es fUr extrem schwierig, .... enn nicht fur 
unmöglich, diese~" trennen. ( ... ) 
Hier wird uns IrdllZ demlich vor Augen gefuhrt: 
Wer an den kriegführenden Iran Atomkraft· 
werke ausliefert, erhöht die weltweite atomare 
Bedrohung ganz unverantwortlich in zweierlei 
lliruicht: Eotens riskiert cr eine atomare Kata· 
strophe durch Bomban.lierung dieser Atom· 
kraftwerke, und zweitens ,eNetzt er den krieg· 
führendeIl Iran in die Lage. mit !lilfe dieser 
Atomkraftwerke eigene Atombomlxll herstel· 
len und eillset:tCn zu können. 
Daß auch leuteres nicht ~On Ferne hergeholt 
ist. zeigt das Beispiel Br.lsilicn: Im September 
,ergangenen Jahres konnte die brasilianische 
Regierung stolz dell bisher größten Erfolg ihrC$ 
Atomprogramms bckarmtgeben. D,'r Präsident 
Jose Same)' leilte der staunendcll Öffentlich· 
keit mit, Brasilien habe den kompletten ,\tom' 
kreislauf einschließlich Urdnanrcicherung im 
Griff. Der br.lsilianischen ,\tombombe SIcht 
also nichts mehr im Wege. ( ... ) 
Dariiber hinaus verwöhnt ullS die Bundesregie­
rung mit der Auskunft, daß an insgesamt 64 
Länder Materialien. Anlagen und Ausriistun· 
gen für kernleehnischc Zwecke geliefert wur· 
den. Nur: Um welche Güter es sich dabei han· 
delt ulld an welche L.mder sie geliefert wur· 
den, sagt sie uns niehl; darüber "erweigert sie 
ausdriicklich jede ,\uskullft. 
Ich beellde meine Rede mit dem Appell, unse· 
ffn Anträgen in den Ausschüssen zuzustim· 
men; denn ich denke, wir kommen alte nicht 
umhin, fe"zusteLlen, daß der, der Atomkraft· 
werke exportiert, den Wcttfrieden in ganz er· 
heblichem Maße gefahrdet. 

offensichtliche Bevorzugung von Nicht-NPT.Mitgliedstaaten, 

auch von dieser Seite her ausgehöhlt. 
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Kultur 

Georg Dlederlchs 

Mit spitzer Feder 
Der libysche Karikaturist Muhammad 

_Hör' m.1 lI,ud ..... "U"h~ un, d~n d~ ,<.rn ~I""n ,.,!>liohhch .... Qlu'ionJ'.n !!<am ••• 1), .... b", ... ,f.~'",nl.n <I" 8<1r,,~ r'H' und .. .,8 "«h" .ooor .. 'u .... n .1. drn .. nen 5;0" 
,K"mm" """,<n ,.,.d .. und dann nQCh rn.1 In .'n« W""ho" ~ 

Ocr 1934 in einem NomadclIlI:11 am 
SI:ldtr .md \on BcngO!si geborene ~luham­
mad az ·Zwawi gilt hellte als Libyens oe­
bnntcSlcr und wohl aUl,;h bC$h:r K,lrika· 
turis!. Lwar waden in Libyen ,lUch die 
K;LrikltlurCIi zahln'khcr andcrt'r I.eich­

nCT\'erbreitC' l. doch crrddll kein {weiter 
die Virtuosit.i,t und Perfektion l\!uh ;un · 
mad al ·Zwawis. 
Das betri ffl sowoh l die grafische Ausge­
s taltung der Karik,iluTt'n und der die 
Zeichnungen belebenden I)ersonen ah 
auch die Umsetzung polilischer Ereig­
nisse ins lUd b~w. die Karikierungsozia. 
ler und politischer Mißstande. Oie Kari· 
kalUren Muhamm.td az·Zwal\is genoren 
deshalb seit J ahre n nil'nt nur ~um be· 
ständigen I::.rscheinungsbild libyscher 
Periodika, wo sie oft sog •• r die ganze 
Titelseite einnehme n und so ,Iuf ein 
wichtiges politisches I::.rdgnis hinweisen, 
sondern iltustrieTl,:1I .tuch Bücher und 
Broschuren venchiedensu:r Intention. 
Worauf is t nun diese übcr:llls positive: 
Aufnahme der K:.rikaturen Muharmnad 
a~·Zwawi.~ zuruckzuführen? Zum ei nen 
liegt es wohl cl,.ran, daß er mit seinen 
Zeichnungen nicht zu den Menschen 
sprich I, ~ondem für sie. Seine Bilder grei. 
fen 1I0n der Thema tik her oft gen au das 
auf, was die ,jam.Ülir'" (Volksmassen) 
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beschäftigt. 
Zum anderen transportieren die K,lrik .. · 
turen für den libyschen Iktrachter ,115 
eigentlichen Adressaten eine ReaJit iit, 
die ihn nieht nur lUIll Lachen oder 
Schmunzeln reizt. Muhammad az·Zw.iwi 
sagt selbst, daß cr zwar ,luch amusieren. 
daß er aber 1I0r allem zum Nachdenken 
anregen und prollo~ieren will. Er will 
konstruktll'e Kritik uben. die im Idealfall 
vom Dechiffrieren d.::s Bildes zum Wort, 
zum Dialog. zur Diskussion und \'on der 
Di skussion zur Tat, zum Wandel fuhrt. 
Auch in der l-'onn der Darbietung. der 
uidmerischen Technik, liegt ein Teil des 
Erfolgs bcgriLlldet, d~n diese Karikaturen 
in Libyen und zwischenF.Ci tlich auch 
uber die Grenzen Libyens hinaus erzie· 
Ien. Platte "Schwan· Wdß·;<'lalerei'" ruft 
beim Betrachtc r entweder Zustimmung 
oder Ablehnung hervor, den latsach· 
lichen gesellschaftlichen Verflech tungen 
wird sie jedoch selten gerecht. Anders 
dagegen die Kari katuren Muhammad az· 
Zwliwis, die dynamisch in den gesell· 
schaftlichen Prozeß ei ngreifen, wcil sie 
dem Betrachter eben keine Eindeutig­
keiten liefern. weil sie \'iehchichtig sind 
und wechselseitige Abhilllgigkd ten nich t 
außer acht lassen. 
Die Arbeiten Muhammad az·Zwawis las· 

sen Sich im wesentlichen in drei Haupt­
gruppen gliedern: Karik aturen mit 
historischem Hintergrund, Karikaturen 
zur Innenpolitik und Karik:lluren zur 
Außenpolitik. Bei den Karik"luren mit 
historischem Hintergrund konzentriert 
sich Muhammad az·Zwawi vor allem auf 
die faschistische Kolonialh erT5c haft der 
Italiener in Libyen sowie die Periode 
imperi .. listischer :\bhängigkelt \'On 
Großbritannien und den USA in der Zeit 
noch dem 2. Weltkrieg bis 1969. 

1>,. Tri""'" des t.:""t. Som 



Die Karikaturen zur Innenpoliti k unter­
gliedern sich in solche im engt:ren un d 
solche im weiteren Sinne. Zu denen im 
engeren Sinne zählt Muham mad lIZ­

Zwawi Kari katuren zur Genese der liby­
schen Revolution als Resulta t innerer 
Konflikte der Sanussi-Monarchie, zur 
Korntption, Beamtenmen talität und 
Schwerf1il1igkeit der Staatsbürokra tie. 
Weiterhin Karikaturen zur Volksrevolu­
tion, Kritik am bürgerlichen Parlamen· 
tarismus und an der kapitalistischen I'ro· 
duktionsweise. Zielscheibe seiner Kritik 
ist ferne r die politische Heuchelei, die 
Unhekümmerthcit oder Berechnung, mit 
der sich viele Libyer ein revolutionäres 
Gehabe zulegen. 
Zu den innenpolitischen Karikaturen im 
weitcren Sinne zählt Muhammad az· 
Zwawi all diejenigen, die das gesamte 
Spektrum der Gesellschafts· un d Sozial· 
kri ti k umfassen. Die Thematik de r ein· 
zelnen - in die Hunderte gehenden -
Zeichnungen variiert nach der En tste­
hungs-.teit: Vor der Revolution überwog 
die Kritik an der "Verwestlichung" 
Libyens. Nach der Rt.'Volution tra ten 
mehr Aspekte wie z.B. Planungsfehler 
und unsoziales Verhalten (hier beson· 
ders I'hlegma und Lethargie) in den \ 'or­

dergrund. Als zeitlich durchgängige The· 
me n sind in Muhammad az-Zwawis Kari· 
katuren das Verh;iltn is von ~lann und 
Frau, lI ochzeitsbTäuche und das neue 
Konsumverhalten vieler Libyer auszu­
machen. 
Die Karikatu ren zur .\ußenp olitik, die 
bei ~Iuhammad az-Zwawi in den letzten 
J ahren dominieren, sind ebenfalls so 
zahlreich und unterschiedlich, daß sich 
auch hier eine Untergliederung anbietct: 
In der I. Groppe lassen sich jene 
Zeichnungen zusammenfassen. dIe das 
\'erha[tnis Libyens zu den USA und 
Großbritannien betreffen. 
Zur 2. Gru ppe kö nnen all jene Karika­
turen gerechnet werden, die in irgend. 
einer Form die arabische und iranische 
Politik au fgreifen. Sei es nun die von 
Libyens Revolu tionsfUhrer Gadhafi an· 

gestrebte rührongsro[]e bei der Propagie· 
rong und Durchsetzung der arabischen 
Einheit, d ie Weiterführung des Kampfes 
gegcl~ die "zionistische Existenz" im 
Nahen Osten, das Camp·David-Abkom­
men. der Befreiungskampf der Paläni· 
nenser oder Karikaturen zum Krieg im 
Libanon, der Nahostpolitik der USA. 
dem Stun des Schah und der iranischen 
Revolution. 
Die 3. Gruppe umfaßt Karikaturen zur 
Wehpolitik und zur ideologischen Aus· 
einandersetzung zwischen Ost und West. 
Typ ische Beispiele dieser Kategorie sind 
Arbeiten zum Rüst un~'Swettlau f. zur 
Apartheid in Südafrika. zu r Rolle der 
UNO cderzu den Machenschaften IllUlti­
nationaler Konzerne. Immer wieder­
kehrendes Thema ist bei Muhammad az­
Zwawi die Kritik all diktatorischen 
Regimes. die t\bhängigkeiten der Drillen 
Welt und die Figur des Uncle Sam. ein­
mal als Weltpol izist. einmal als Gauner. 
\'or allem aber als die Länder de r Drittcn 
Wel t ausbeu tender Kapitalis t. 
Speziell diese 3. Groppe von Kari ka­
tu ren zeic hne t ein gutes Bildjener Vor­
stell ungen, d ie die libysc he Revolutions· 
führ ung von der Neugestal tung der in ter­
nationalen politischen Beziehungen hat. 
J a, man kö nn te sagen, daß sie so e twas 
wie ein Spiegelb ild des ideologischen 
Standortes der Sozialistischen Li by· 
schen Arabischen Volksjamahi riya sind. 
Ein kennzeichnendes Element pOliti­
scher I' raxis in Libyen ist - zumindest 
dem e ignen Selbstverständnis nach - die 
ununterbrochene ü berprüfung des Er· 
reic hten, das Vergleichen der gesell­
schaftlichen Reali tät m i t den gesteckten 
Zielen. Innerhalb dieses Kontex tes neh· 
men Muham mad az·Zwawis Karikaturen 
mit ihrer politischen und revolutionären 
Funktion einen hohen Stellenwert <"in. 
Muh ammad az·Zwawi selbs t mißt den 
Erfolg seiner Karikaturen an den Dis kus· 
sionen, die sie einle iten, den unterschied· 
lichen Meinungen und auch der Kri tik, 
die sie hervorrufen. D.h. er mißt den 
Erfolg an der Intensi tä t des poli tischen 
Dialogs. den sie in der Bevölkerung pro· 
vozieren. 
Daß seine Karikatu ren auch bei uns mitt· 
lerweile einem in teressierten Publ ikum 
zugänglich sind, ist dem Hanspeter Mat­
tes-Verlag/edi tion wuqUf zu \·erdanken. 
Muh ammad az ·Zwawi. Ein libyscher 
Ka rikalurist. Vorges tell t von Sigrid 
faath, Hansp eter Mattes . Ghay th a1· 
Warhlli. Hanspe ter Mattes·Verlag/ 
edilion wuqUf, Scheessel 1984 , 225 S .. 
34 DM enthäl t neben zahlreichen Kari· 
katuren auch viel Interessantes und Wis· 
senswertes über das grafische Schaffen 
Mu hamlllad az-Zwawis. 
So Sllnzo::n sich auch diese Zeilen im 
wesentlichen au f die genannte einfühl· 
same Darstellu ng von Leben und Werk 
dieses großen arabischen Kari katuristen. 

Nr. 36, Februa r 1988 
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Lesermeinungen • Standpunkte 

Sehr hilfreich zu Nicaragua 
Seit 2·3 Jahren bin ich Abonnentin und be­
~istcnc ~scrin cu~r Zeitschrift. Die Hinter­
grundbcrichlc, lnleniews und Dokumenta­
tionen sind sehr hilfrcn:h fiir di .. politische 
Auseinandersetzung; bcsonders in letzter Zeit 
bei den Diskussionen um Esquipulas und die 
!MIndinistischc Politik. 
Rcgine Chrislianscn,l/amburg 

"Dorfschützer" in Kurdistan 
Ich mochte auf den Lcscrbrid von DieteT falk 
unler der Ob<:nchrih "Dorfschützcr sind Kol­
labor.deuTe" in ,\IB IO/Novt:mbcr 1987 ein­
gehen, wei! meiner Meinung nach dort zum 
Teil Ansichten ,'CrITe! .. n werden, die fa15ch 
oder nicht objektiv sind. 
DieteT Falk krititi .. rt die Tauachen, die in Eu· 
ren Kur.einfonnationcn umer dem Titel 
"Türkci-Syricn" erschienen sind (AlB 9/198 7) 
und meiner Meinung nach schon eine vorsich· 
tige und richtige Henngehensweise an die Er· 
eignisse darstellten. In seiner Kritik lehnt er 
sich an die PKK an. Er führt in seinem Leser· 
brief auf. daß es "eine praktische Kritik an der 
PKK Ict'l'llich nur durch die an der kurdischen 
Realität 'l'U überprüfende Praxis ihrer kurdi· 
schen Kritiker geben" kann. Er meint, die Kri· 
tik der PKK ist die Sache der Kurden. Diese 
Ansicht ist meiner Meinung nach falsch. Die 
Kritik der I'KK kann nicht nur die Sache der 
Kurden sein. 
[)cr Verfasser erwahnt mit keinem Wort, wie 
das ,.Dorfschüt"ter"system in einer Kolonie 
wie Kurdistan als Institution aufgebaut wer· 
den konnte und welche Politik dafür "erfolgt 
wurde, d.h. er befaßt sich nicht mit der Ver· 
nichtungspolitik des türkischen Staates gegen· 
über Kurdistan. 
Die Hauern Kurdistans haben die grausame 
Unterdnickung am cigenen Leib gespürt und 
erlebt. Neben der in Gefangnissen angewand· 
ten Folter. hat der Terror der spezieU ausgebil­
deten Einheiten, in den vom Augenmerk der 
Weltöffentlichkeit weit abgelegenen Dörfern 
jahrelang unaufllörlich Terror ausgeübt. Und 
dieser Terror dauert an. 
[)cr türkische Staat hat in dieser Zeit angefan· 
gen. etwas zu praktizieren, was er in seiner 
ganzen Gnchi<:hte (ausgenommen die Uami· 
diye-löinheiten im Osmanischen Reich) nicht 
gemacht haue. E.r bewaffnete einen Teil des 
kurdischen Volkes und besoldete diese "Dorf· 
schütur", was die Praktizierung der Politik 
"Kurden durch die Kurden zu ,·ernichten", ist. 
Statt der Bewaffnung Freiwilliger hat der Staat 
in empfindlichen RegiQnen die Stämme, die in 
Feindschaft zueinander stehen, selektiert und 
einen Teil "on ihnen bewaffnet. 
Auf der anderen Seile wurde das "Dorf· 
schützer'·system seitens der Bauern als eine 
Einkommensquelle gesehen, um angesichu ih· 
rer Armut ihre Existenz zu sichern. Und so, 
wie es der Staat beabsichtigte, brachte dieses 
SystCm mit der Zeit die EskalatiQn der Wider· 
spruche zwischen den Familien und Stämmen, 
die sich gegenseitig bckämpfen. Morde unbe· 
kanntn Attentäter, Dcnun~iatiQnen folgten. 
Und unter besondnem Zutun des Staates ist 
die~e Tatsache zu einem gesellschaftlichen Pro· 
blem geworden. 
Dieter Falk '·ers,mmt es nicht - während er 
"unmiß,·erUändlich" betont, und die Aktivj. 
taten der PKK gegen(iber den .. Dorf~chüt"tCrn" 
rechtfertigt - , die Linken, "die die An des 
Umgangs der PKK mit dem Problem als kon· 
trap roduk tiv halten", zu kritisieren. 
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Die Kampflinie der PKK in Kurdistan ist seit 
ihT1:r Griindung 1978 die gleiche. Diese Linie. 
die 1980 und davor auf der Basis der Wider· 
spruche und Kämpfe zwischen den Stämmen 
ihre Politik betrieb, behauptete eine Zeitlang, 
wlihrend sie auf der Seite eines Stammes die 
andere bekämpfte, in einem der in dieser Hin­
sicht empfindlichen Regionen Kurdistans, 
nämlich im Gebiet SiveT1:k und Urfa, einen 
nation31en Bdreiungskampf Zu führen. 
Mag sein. daß die PKK in ihT1:r Logik pragma· 
tisch und reell handelt. Tatsache ist aber, daß 
diese Stammesklimpfe den Kolonialistcn nut· 
zen, ihn: Unterdruckungspolitik gegenüber den 
kurdischen Massen ~u konsolidieren und den 
nationalen Bdreiungskampf auf die Ebene .. ci· 
nes kriminellen Delikts" zu stellen. "wo sich 
Kurden gegenseitig umbringen". Diese Politik, 
die heu te genau die gleichen Merkmale trägt. 
zeigt in ihrer Anwendung, daß sie nicht die 
Einheit der Nation. sondern deren Spaltung 
weitertreibt. Es hilft den Kolonialisten, du 
Gebiet besser unter ihre Kontrolle zu bringen 
und wird zu deren "Begründung", gegen den 
nationalen Befreiungskampf in Süd· und Ost· 
kurdillan vonugehen. 
So gesehen ist das Dorfschül~ersystem und die 
Ernennung des regionalen GQuverneurs rur 
KurdHtan nich ts weiter als die Praktizierung 
der VemichtungJpolitik der Kolonialisten ge. 
mäß den Gesetzmäßigkeiten eines VQn ihnen 
längst eröffneten Krieges. Aber die Politik der 
nationalen Befn:iung ist die Gewinnung der 
armen kurdischen Bauern für den nationalen 
Befreiungskampf (zum großten Teil). Der na· 
t ionale Bdreiungskampf kann mit einer Poli· 
tik, die die Massen der armen Bauern, die ja 
eine der treibenden Kräfte der nationalen Be· 
freiung sind. auf die Seite der Fcinde bringt, 
nicht geführt werden. 
Außerdem haben Dorfüberfalle, die von den 
zivilen und militärischen Einheiten des Staates 
durchgeführt wurden, in Kurdistan ein Chaos 
hen·orgebracht. in dem die Massen in die Situa· 
tiQn gebracht worden sind, in welcher sie nicht 
mehr auseinanderhallen können, wO die natio· 
nale Befreiungsaktivität stattfindet, von wem 
und weshalb sie durmgeHihrt wurde. Die Ziele 
sind ~erdunkelt. 
Wie ist es zu erklären. daß Kräfte, die von sich 
behaupten, sie wären die " Führer" der natio· 
nalen Befreiung. bewußt oder unbewußt diese 
durch die KQlonialisten geschaffene Situation 
begünstigen? 
Es fragt sich, wie unter solchen Umständen die 
von der PKK auf 3·5 abgelegene und gesell­
schaftlich keine Rolle mehr spielende Aruied· 
lungsberciche durchgeführten Angriffe, bei 
denen 'l'ahienmäßig mehr kurdische Kinder, 
Frauen und ältere Menschen als "Dorfschüt· 
'lcr" Ulngebr~cht wurden und die als Massen· 
mord endeten, noch behauptet werden kann, 
daS die I'KK alleine in Kurdistan als eine ße· 
freiungsbewegung kämpft. 
N~me ist der Redaluion brll annt. 

Islamische 
Einwände zu Palästina 
ßetrirrt Beiträge ~·Qn Ivesa Lübbcn·PistQfidis 
~u Paläs tina/Israel in AlB 3/1988 
Zur Rebell ion in Paliistina (S. 5·11): 
In der britischen Balfour·Erklarung vom 2_ 
November 1917 M. wird bezüglich einer jüdi. 
sehen Heimstatt in Palästina ~orausgo::setzt. 
, .... daß nichts geschieht. was den bürgerlichen 
und religiösen Rechten der in Palästina bene· 
henden nicht·jüdischen Gemeinschaften ... 

Abbruch tun könnte". Ohne hier jemanden 
beleidigen ~u wQlIen - aber offenkundige Feh· 
ler, die zwar schon lange tradiert werden. kann 
man nicht fortgesetzt ..... eiterfühT1:n. 
Das deneitige Ost-Jerusalm/EI·Quds hat für 
den tallachlichen Islam/die Muslime nicht die 
Bedeutung, die denen, die alles durcheinander· 
bringen wollen, wünschenswert ist. Die Ibn· 
him-l-MQschec (mit goldfarbener Kuppel) und 
die Ibr.iliim·II-Moschee (mit silberfarbener 
Kuppel) gehö~n nicht auf den Jiid ischen Tem· 
pel· Plal~ auf dem Moriah·Berg, welcher zur 
Zeil König Salomos bebaut wurde, sondern ins 
einstige Vor·Jerusaiem Ibrahims/Abrahams 
bei ße·it·lbrahim außerhalb der Stadt an der 
Str~ße nachJericho_ 
'Zur Rolle der moskmischen Kräfte (S. 10): 
Wenn es um den Islam geht, de r nicht nur eine 
bindende Religion ist, sondern auch eine bin· 
dende Rechts·. Wirtschafts· und Sozialord· 
nung - heißt das immer: der n:ine (- voll· 
sunnitiSChe) Islam und nicht irgendwelche 
Sekten, mit denen Muslime keine Gemein· 
schaft haben dürfcn. 
Shi·iten. Druzc:n und Isma'i1iten sind eigen· 
ständige Religionen; die Sufi und das Abma· 
diyya·Movement wurden «=chtmäßig aus dem 
Islam ausgeschlossen; auch deren spätere 
Untersekten sind nicht-islamisch. 
Einen 'Roten Halbmond' gibt es nicht; das 
Emblem des Islam ist nicht der Halbmond. 
sondern die schmale Sichel des neuen/au fge· 
henden MQndes - und Red Crescent ., die 
aufgehende Sichel des roten Mondes. 
Wenn es sich um das überzogene fundamentali· 
stische Shi'itcntum handelt, 50 ist dies eine 
shi';tistoide Ideologie - wie der überzQgene 
ZionismlU ziQnistoid iSI. Umj<:den echten fun· 
damentalistischen Muslim hingegen sollte man 
frQh und dankbar sein. 
Zu braeh AtQmbomben "im Keller" (S. 
14.17): 
Der wichtigste Mann fehlt: Noch von Golda 
Me'ir wurde de r jüdische US·AtQmwisscn· 
schaf tier Prof. Dr. Katz{Katzir 7.um Präsiden· 
ten des Staates Israel gemacht; unter ihm flo· 
rierte dann die angebliche 'Textil·Fabrik' in 
der Negev·Wüste und wurde schließlich das, 
was Vanunu beschreibt. 
Wir sind das Islamische Religionsamt in der 
BRD und die einzige Institution, die den rei· 
ncn (= voll·sunnitischen) Islam vertritt. 
Frau AI·Hadja Maryam, MÜnchen, Direktor 
des Deutschen Office für Pilgerwesen und h/g· 
mische Angelegenheiten 

Seltene 
Hintergrundfaktographie 
Erst heute komme ich dazu, Ihnen zu schrei· 
ben, und mich an ~ugo:!iandten E xemplarenzu 
bedanken. Leider aber war es mir bis heute 
nichl gelungen, das Abo·Geld aub.ubringen. 
Ich finde ansonsten das Magazin erstaunlich 
gut, mit "Ilintergrundfaktografie", die anden. 
wo nicht ~u denken wäre. Ich wünsche der 
Redaktion auch ..... eiterhin, das hohe Ni\ICau 
des "AlB" zu hallen. 
8ozid~r PetkOlJiC. Zagreb 

HI NWEIS : 
Die AIB·Rc:daktion bc:hält sich das 
Recht vor. Lesc:rzusehriften zU 
kürzen. 
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Nord-Süd-Kampagne 
gegen BMZ-Zensur 
Das Nationale Organisationskomitcc (NOK) 
der vom Europarat initierten Nord-Süd-Kam­
pagJl(: (siehe AlB 4/1988, S. S6) hat sich am 
24. März dJ. geweigert, 400.000 DM, die das 
Bundesministerium für wiruchaftliche Zusam­
menarbeit (B'\IZ) zur V.nfÜgung stellen wollte, 
in Anspruch zu nehmen. 
lkr Grund für dic!iell Schritl ist die Ablehnung 
des BMZ, 42.000 D~I fUr Veranstaltungen des 
Bundcskongress.t:s elltwick lungspolitischcr 
Aktionsgruppen (SUKO) zu bewilligen. Die 
Gelder waren Teil eines Sammelantrages des 
NOK, dessen sechsköpfigem geschäftsfuhren· 
dem Ausschuß neben Vertretern von Nicht­
rcgicrungsorganisatiorn:n. Bundesjugendring, 
DGB, kirchlichen IIilfswcrkc-ß und kommuna' 
len Spilzcn\'ernänden auch Veu Vorden· 
bäumen \'om BUKO an~hÖrt. 
Der Sprccher des NOK, Per Fischer. wies den 
Versuch des ß"1Z "turuck. aus dem breiten 
gesellschaftLichen Bündnis, das "turn erSten Mal 
in der Geschichte der Nord-SiId· Politik w· 
standegekommcn sei, ein Mitglied auszugren· 
zen. Unter den Bedingungen einer "positiven 
Würdigung" der amtlichen Entwicklungspoli· 
tik, die das B)'1Z fordcre, weigere sich das 
NOK, die Gelder rur die OtfentHchkeitskam· 
pagne in Empfang "tu nehmen. 

Nach Angaben Fischers lehnte BMZ·Minister 
Hans Klein die Millelvergabe an den BUKO 
mit dem Argument ab, er wolle keine Aktivi­
täten unterstützen, die anläß\ich der Jahres­
tagung des Internationalen Währungsfond5 
(IWF ) und der Weltbank im September 1988 
in West·Ber!in geplant seien und bei denen es 
möglicherweise zur Gewahanwendung kom· 
me. Der HUKO, den Klein am 24. 11.1 987 im 
Bunde5lag als eine \'on "Kommunisten und 
anderen Linksextremisten bccinOußte Organi· 
sation" bezeichnet hatte, nimmt akti\' an der 
IWF IWeltbank-Kampagne teil. 

Die Nord-Süd·Kampagne, die U.a. zum Ziel 
hat, da"tu beizutragen, .. Ursachen, ZU5lände 
und Perspckti~en der sich zUlipitzenden Nord· 
SiId·Konflikte vt'T5tän<llicher "tu machen und 
Lö5ungsaruätze aunuzeigen", will jetzt die 
fehlenden Millel der auf 1,2 Mio DM vt'ran· 
schlagten Offentlichkeitsarbeit (400.000 0"1 
stellt die EG zur Verfügung) auf andere Weise 
zusammenbringen. 

Info rmationen sind erhältlich bei: Nord-Süd­
Kampagn~. Am Humbotdstein, 5480 Rema· 
gen-Rolandseck, Tel. 02228·8118 

EntwicJdungspolitik 

Aktionen gegen 
Energiekredit an Brasilien 
Gemeinsam mit der Katholischenjungen Ge­
meinde führt Mandacaru, ein seit 1985 beste­
hender Zusammenschluß \'on Drine·Welt­
Gruppen in Nordrhein'Westfalen, eine Kam· 
pagne gegen einen neuen Energiesektor·Kredit 
der Weltba.nk an Brasilien. Am 18. Män dJ. 
informienen Vertreter der Kampagne das Bun· 
desministerium für wirtsChaftliche Zusammen· 
arbeit (BMZ) übet ihr Anliegen und pOan1.ten 
einen Kaktus, der der Gruppe den Namen ge. 
geben hat (Mandacaru '" hrasilianischer 
Kaktus). 
Die Kampagne warnt vor den Auswirkungen 
solcher Energiekredite. da z.B. mit dem Bau 
von Staudämmen erfahrungsgemäß ökolo­
gische und $Oziale Gefahren Vl!rbunden sind 
(Fischsterben, Landvenreibung. .. ) und die 
Zerstörung des Regenwaldes im Amazonas 
durch Ausbeutung ~on Rohstofh'orkommen 
und Weidewirtschaft vorangetrieben wird 
(siehe AlB 3/1988, S. 46ff.). 
Schon im Dezember 1987 bestätigte der Aus· 
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit des 
Bundestages, daß weltweit rUf einen weiteren 
Energiesektorkredit, über den in den nächsten 
Monaten entschieden werden soll, Bedenken 
bestehen. Die Kampagne sammelt weiterhin 
Unterschriften gegen den Kredit und wird am 
11. Mai d.J. BMZ·Minister Hans Klein auffor­
dern. bei der Weltbank gegen die Krcditver· 
gabe "tu stimmen. 
Kontakt: MandacarU, AK 3. Welt St. Peter, 
Postfach 101,4350 Recklinghausen 

Ausländer 

Gerichtsurteil gegen 
Asylrechtsverschärfung 
In einer Mine Deumber 1987 ergangenen Ent­
scheidung, die erst Ende Män dJ. öffentlich 
bekannt wurde. sprdch sich das Bundes\'erwal· 
tungsgericht (BVerwG) gegen 6nen wichtigen 
Bereich der sog. Drillländer·Klausel - ein 
Kernstück des ijn Januar dJ. in Kraft get,...,· 
tenen neuen Asyl\'erfahrensgcsenes - aus. 
Diese Klausel beinhaltet, daß Asylsuchende, 
die auf ih,...,r Flucht in die Bundesrepublik über 
ein Drittland kommen, dann keinen Anspruch 
auf Asyl haben. wenn sie dort angeblich vor 
poolitischer Verfolgung sicher gewesen wären. 
In der Praxis reicht dazu oftmals schon ein 
kur<!;er Aufenthalt, wie "t.B. eine eintägige 
Zwischenlandung, in einem solchen Drillland 
'0> 
Demgegenüber vertritt das BVerwG die Auf· 
fassung, daß politisch Verfolgten auch dann 
Asyl zu gewähren sei, wenn sie im Drillland 
keine Möglkhkeit "tur Schaffung einer aus­
reichenden Existenzgrundlage mrfanden. Dies 
träfe bei5pielsweisc dann "tu, wenn sie "im 
Drittstaat hilflos dem Tod durch Hunger und 
Krankheit ausgcsettt" sind bzw. "nichts 
anderes als ein Dahin\'egetieren am Rande des 
Eltistenzminimums "tu erwarten haben". Dem 
Asylsuchenden müssen - so das BVerwG ..... ei· 
ter _ nicht nur Schut1. vor Verfolgung, son­
dern auch lIilfestellungen zum Oberleben, "tur 

Infos zur Solidarität 

Oberwindung "on aufgrund der flUCht einge· 
tretenen ticfgrdfenden Mangeln. wie !lunger, 
Obdachlosigk6t u,w. gewahrt werden, 1st in 
einem Drittstaat diese Hilfe5tellung niCht ge. 
leistet worden, so .ei der Asylsuchende auch 
vor politischer Verfolgung nicht sicher ge. 
wesen. 
Ungeachtet dieses Urteih und zahln:icher I'ro· 
leste \'on Gewerkschaften. Kirchen und ande· 
rer Institutionen gegen die Asylrechupraxis 
treibt das Bundeskabinett den restriktiven 
Kurs gegen .... sy lsuchende weitef\'oran. So soU 
~ur "Beschleunigung des Asylverfahrens" die 
I'rozc llkonenhilfe bei Rcchtsbeschwerden 
ge~n Beschlüsse der Verwaltungs~richte ein· 
geschr"nkt werden. 

AtompOlitik 

Hanauer Demonstration 
für den Ausstieg 
Rund 8.000 Menschen demonstrierten am 19. 
März dJ. in Uanau gt:~n die bundesdeutsehe 
Atompolitik. Flankiert \'on einem provoka· 
tiven Polizeiallfgebot (4.500 Mann). forderten 
sie die Stilk~ng der lIanauer Nuklcarbctriebe 
und aller anderen Atomanlagen in der BRD, 
den Venicht auf Schnelle Brüter, Wiederauf· 
bereitungsanlagen, den Bombenbau und auf 
die Kriminalisierungder Atomkraftgegner. 
Zum Trägcrkrcis dieser friedlich verlaufenen 
Protestaktion gehörten ;o;ahlreiche Anti·AKW· 
und Umweltschu\2gruppcn. Friedensinitiati· 
\'en, gewerkschaftliche und kirchliche Organi­
sationen, die GRÜNEN, die DKP. die J ung· 
sozialisten. die VVN·Bund der Antifaschi5lcn 
und ~erschiedene Berufsverbände. Die Veran· 
stalter warfen den Machern des Atomskandals 
in Hanau und Bonn u.a. \'or, mit' Atomschie· 
bereien an Schwellenländer der Dritten Welt 
den Atomwaffensperr\'Crtrag verletzt zu 
haben. Außerdem suchten sie sich mit der Hor· 
tung von Plutonium und hochangereichert .. m 
Uran die Optioll rur eigene Atomwaffcn offen· 
"tuhalten. 
Hanno Rumpf, Sprecher der Südwestafrikani­
schen Volksorganisation (SWA PO), wies dar· 
auf hin. daß BRD·Atomkonzerne ,'on der Aus· 
plünderung namibischer Uranbergwerke profi­
tierten und Sudafrika mit zur Atombombe \'Cr­
holfen hauen. Zukunftsforscher Roben 
Jungk: ,.Hört auf, hört auf! Wir können gar 
nicht entschieden genug handeln, um diesen 
Zerstörern alles Künftigen. jenen ahnungs· 
oder skrupellosen Mordern künftiger Gellera­
tionen in den Arm zu faUen." 
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Termine 
29./30. Apn1 
Tagung " Die Umweltn:r t riiglichkt il'IHti fung 
ruf Vorhaben der wirhchaFtlichen Zusammcu· 
arbei t" des deutsch<'n N'aturschutuinges in 
ßatsinJ.:hauscn. 
Anm<'ldung: 1»,liw! für ökologische Zu· 
kunft~pe rspekli,en, \\ cnningse. Sir. 1. 3013 
Barsinghausen/Egestorf. Tcl. 0;:' 10;:'·83;61 

29. A pril- I. Mai 
Seminar " oi.. Sch ulden last im südl ichen 
Afrika" in Frankfurt. Anmeldung: Dmtsch .. 
Jungdemokraten, ReutefSt •. 44,5300 Bonn I, 
Td. 0228·210952 

29.April-l . .... ' ," 
Bundcstrdfcn der Nit:aragua·S tädtq,arlncr· 
schafts- lnitial;"Cn in Dicucnbach. 
Kontakt: Verein Monimbo, Darmstädter SIr. 
23,6057 Oiet1.cnbach 

6.-8. M ai 
In te rnationaler Kongrcß .. Ku hUT du ~' ri c' 

dens" in Tiib ingcn. 
Kontak t: Theodorakis-Chor, Am LUSlnaucr 
To r 4, 14 00Tübingen. Tel. 07071-52200 

7./8. Mai 
Aktionskonfer.:nz der t'riedenslkwegung in 
Tiibing<:n . 
Kontakt: KA der hiedensbewegung, Römer· 
Sir. 88. 5300 Bonn I.lel. 0228·692904105 

11/./15. Mai 
Seminar des AS K "Alternativen ~ur VerAr­
mung?" in Frankfurt. Oiskussion über Ent­
schuldung. Neue Interna t ionale Wirtschafts· 
ordnung. alternati~e Wirtschaftspoli tik und 
Dritte Welt. 
Konta kt: ASK. 1Iamburger Allee 52, 6000 
Fr~nkfun 90. Tel. 069·709060 

21./]3. Mai 
11 . Inte rnatiomrler i>adagogen·f riedenskon· 
greß in Bonn. Zur Vorbereitung de. Kongrn­
ses findet unter dem Motto "Apanheid ist 
Krieg - Krieg ist ni.;ht rcformierbar!" eine 
gemeinsame Solidaritiltskarnpagne der Ver­
einigten Deutschen Studemenschaflen. der 
Bundesschliler\ertrewng. der Anti·Apanheid· 
Bewegung und der pjdagoglnncn furder, Frje· 
denslatl. 
Kongreß· Büro " r eachers for I'eace". Kohl\tr. 
198.5300 Bonn I. Tel. 0228·637057 

n.-27. Mai 
Bildun~urlaubsseminar "Gewerkschaften in 
Südafrika" in Spiekeroog. 
VeranSlalte t vom Scidafrika- Komitee Göttin· 
gen (G isbert Klockmann . Fliederweg 13. 3400 
Göttingen. Tel. 0551-67837) in Zu;ammen· 
arbeit mit der Bildungs\'ereinigung "Arbeit 
und Leben" 

27. -29. Ma; 
14. Tubin"", r Fes ti"al des Club Voltaire .. .. daß 
n ichts bleib t , wie es war!". Thema: Entwick­
lung von Protest- und Widcrstamhkultur hier 
und in der Dritten Welt. UiskusJionen. Vor­
träge , Kon'tene (vor allem Jazz ) Worbhops. 
Kleinkunst. 
Club Voltaire, Haaggasse 26b. 7400 Tübing.:n. 
Tel.07071-5 1524 

27.·29.Mai 
Seminar ,, ~· rauen . die h:t~ . e Kolonie" in Biele­
feld. 
Anmeldung: AKE·Bildungswerk. 1I0rstweg 
11,4973 Vlotho. Tel. 0:' 733-6800 
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Friedensbewegung 

Dstennarschierer 
machen Druck 
Rund 225.000 Menschen haben im Rahmen 
der diesjahrig.:n Ostermärsche in allen Teilen 
der ßundesrepublik rur die Beseitigung sämt· 
licher Atom· und Massen.ernichtungswaffen 
demonstriert. Neben "ielfaltigcn Aktionen in 
über 300 Städten und Gemeinden gab es 'on 
Karfreitag bis Ostermontag Kundgebungefl 
mit Tausenden von Teilnehmern in Hamburg. 
Hanno'·er. Köln, Dortmund, Ku!;<:l. Frank· 
furt, Kaiserslautern, Heilbronn, Nümberg, 
München und im Dreyeckland bei Basell 
Lörrach. 

Die Warnung \or einem großen, die Meruch­
heit vernichtenden Krieg wurde auch mit dem 
Protest gegen die aktuellen Kriege verbunden. 
So setz ten sich auf der Frankfurter Abschluß· 
kundgebung der Vertreter der Palistinensi· 
schen Befreiungsorganisation (PLO) in der 
BRO, AbduUah Franghi, und die israelische 
Rechtsanwältin felicia Langer für eine ge. 
rechte Friedensregelung im Nahen Osten ein. 
die das Selbstbestimmungsrecht der Palästi· 
nenser beinhalten müsse. Weitere Forderungen 
der Ostermarschierer galten der sofortigen 
Beendigung des Golfkriq,,,:s, dem Stopp de r 
RüstungsexpoTle, einem umfassenden politi· 
schen, ..... irtschaftlichen und militärischen Boy· 
kOIl des weißen Rassistenregimes in Südafrika. 
der Durehsetzung eines Friedensplans fUr Mit· 
telamerika sowie der sofortigen Streichung al· 
ler Sch ulden der Dri tte-Welt· Lander. 

Ausstellung 

Europäische 
Sicherheitspolitik im Sahel 
"Wir wollen nur ihr Bestes _ Europäische 
Sicherheitspolitik im Sahe1", so lautet der 
Titel einer Wanderausstellung, die \on der Ar· 
beitsgemeinschaft Afrika und Kolonialismus 
e.V. (AGAK) und der Arbeitsgemeinschaft 
Friedenspädago~k e.V. (AGFP) erstellt wur· 
d •• 
20 Tafeln mit Farbfo tos, Grafiken und kunen 
Texten beleuchten die macbt- und rüstungs­
politischen Interessen zahlreicher euro· 
päischer Staaten und deren Einflußnahme auf 
die Sahe1-Länder Tschad und Niger. Offen­
gelegt werden U.3. die europäischen Rohstoff· 
interes!;<:n, Frankreichs mass;'·es militärisches 
Eingreifen im Tschad·Krieg oder die bundes· 
deutsche "Ausstanung1hilfe" (Militärtrans· 
porter, Omziersschulungen) für dcn Niger. 
Weitere Informationen enthält ein zur Aus· 
stellung era,be:tet~ Bcgleithefl. Die Ausstd­
lung kann rlir ca. 100 D~t pro Woche ausge· 
liehen werden bei: AGAK. clo I. Wurdack. 
Kiliansplat7. 5, 8000 München 2, Tel. 
089·5026735 odcr bei der AG H , Untere Wei­
den·Str. 12. 8000 München 90, Tel. 
089·6518222. 

Contra.Propaganda 

Demonstration 
gegen IGfM-Versammlung 
Gegen die J ahreshaupl\'CI'$ammlung der Inter­
nationalen Gesellscbaft für Menschenrechte 
(IGfM) protestierten am 19. März dJ. in 
Königstein ca. 80 Demonstranten. Zu der 
Aktion aufgerufen hatten Grup~n aus dem 
Frankfurter Raum, darunter Nicaragua· und 

~Iittelamerikakomitee~ die VVN·Bund der 
Antifaschisten. medico international. Deut­
sche Friedensunion und Die GRONEN. Zum 
Schutz der 500 Versammlungsteilnehmer 
waren \'i~r Hundertschaften der Polizei auf· 
marschiert. 
Bereits 1987 hatte es Aktionen gegen die 
IGfM-Jahreshaupt\ersammlung sowie gegen 
ihre Teilnahme am EYatlgelischen Kirchentag 
gegeben. Die Demonstranten wandten sich da­
gegen, daß die IGfM unter dem Vorwand, die 
Memehenrechte zu ''''Tleidigen. Propaganda 
gegen Niearagua und die Südwestafrikanische 
Volksorganisation (SWAPO) betreibt. gleich­
zeitig EI Sal\'3.dOf und Chile eine demokra· 
tische Entwicklung bescheinigt sowie aktiv 
gegen Südafrika-Sanktionen eintritt. 
Die Redner wiesen außerdem auf die enge Zu­
»mmenarbeit mit faschistischen Grup~n, 
kontarevolutionaren E migrantenorganisatio· 
nen und die Unterstützung durch öffentliche 
Stellen hin. 
Eine ausHihrliche Dokumentation über die 
IGfM (86 5., 8 D~t ) ist gegen VorkaJse bei 
Edition Nahua, Postfach 101320,5600 Wup· 
pertal 1 zu beziehen. 

Buch-Tlp 

"Colonia Dignidad" 

Gero Gemballa 

Nach den monatelangen Enthüllungen über die 
konzentrationslagcrähnliche Siedlung Colonia 
Dignidad in Chile faßt 
Gero Gcmbal la. Colo ni.. Dignidad. ror01O­
Taschenbuch, Rcinbek 1988, 174 Seiten. 
19,80 0;\.1 
alle bisher zugänglichen Informat;onen zusam· 
men. Gero Gemballa zeichnet Gründung, Auf­
bau und Organisation der deutschen Kolonie 
nacb, beschreibt aufgrund persönlichen Au· 
genscheins das Alltagslebcn und ~childen die 
Gespräche. die er mit dem Leiter Paul Schäfer 
führte. Gemballa .... eist, anhand ~on Aussagen 
aus dem Lager Geflohener, Folterungen und 
Mißhandlungen von Kindern und Erwachse­
nen nach. Gestüt'tt auf Gespräche mit ehemali· 
gen Agenten des chilenischen Geheimdienstes 
belegt er, daß die Colonia Dignidad dem Ge­
heimdienst als Folterstätte gedient hat und 
offenbar unter dem besonderen Schutz der 
fa5Chistischen Diktatur in Chile steht. 
Zum Schluß enthält das wert\'olle Buch einen 
Anhang mit weiterführender Literatur sowie 
Angaben 'tu Fern!;<:hsendungen 'turn Thema. 



Israel 

Vanunu wegen 
Landesverrat verurteilt 
Am 27. März d.J. verurteilte das Jcrusalemer 
Kreisgericht den ,\tomwincll5chaftJer Morde­
thai Van unu Zu 18 J ahren Haft wegen Spio· 
nage. Hochverrat und Kollaboration mit dem 
Feind. Vanu"u, bis 1 98~ im iliradischen 
AtOffi1.Cntrum Dimona beschäftigt, halte 1986 
in Londoß Einzelheiten des Atomprogramms 
Tel Avin an die Presse gegeben. Scinen An­
gaben zufolge produzien Israd waffennihigcs 
Uran und PLutonium und soll bereits ubu 
100·200 Atombomben verfügen. Kurz nach 
der Enthullung wurde Vanunu nach Israel ent­
führt und ihm unter .... usschluB derUffentlich­
keit der Prozeß g<:macht (siche AlB 3{1988, S. 
14ff.). 
Bei der Gerichu\'crhandlung war wwohl ~inc 
Emftihrung als auch die Frage nach dem Wahr­
heiugchalt seiner Äußerungen ausgeklammert 
worden. Vanunu, der darauf hinwies, daß es 
$ein Zitl gewesen sei, die Aufmerksamkeit der 
Israelis auf die atomaren Gefahren in der Re· 
gion Z'j lenken, fand wenig Untentützung in 
der isratlischcn öffentlichkeit für $eine I-land· 
lungsweise. Der Prouß gegen ihn führte jedoch 
im Ausland zu Protesten. 27 bekannte Wis· 
senschaftler und Nobelpreisträger hatten an 
die Justiz appelliert, keine !eben~länglich .. 
Strafe zu \'erhäng.:n. 20 Organisationen aus 
verschiedenen Ländern, darunter amnesty 
in ternational und Greenpeace, protestierten 
gf!gen das Urteil. Vanunu hat bereits den alter· 
nativen Nobelpreis erhalten und in fUr den 
Friedensnobtlpreis 1988 nominiert. Verteidi· 
g.:r Avigdor Fe!dmann, der die Einstellung des 
Verfahrens wegen der Entführullj; seines Man· 
danten "erlangt hatte, wiUjetzt Berufungbeim 
Obersten Gericht einlegen. 

Athiopien 

Rebellenangriffe 
verschärfen Hungerkrise 
Durch ÜberfäUe auf Hilfstransporte und Ver· 
teidigungszentren sowie durch militärische Er· 
folge der separatistischen RebeHenorganisatio· 
nen Eritreische Befreiungsfront (EPLF) und 
Volksbcfreiungsfront T igres (T PL F) ist die 
Lebensminelversorgung de r von der lIung.:r­
krise Betroffenen CTheblich erschwert worden. 
Seit September 1987 wurden so (\'ornehmlich 
durch d ie EPLF) 129 LKWs mit Nahrungsm it· 
tellicfe rungen zerstört. Die TPLF nahm am 4. 
März dJ. das Veneilungszen trum Wukro ein. 
Durch die größte Offensive der E PLF seit 10 
J ahren fitl die wich tige Stadt T esseneye in ihre 
Hände und wurden wich tige Veuorgungsnra· 
Sen abgeschnitten. Die Rebellen "'ollen durch 
ihre Angriffe CTZwingen, daS die Hilfslicfe· 
rungen über sie ge leitet und sie damit politisch 
aufgewerte t werden. 
Bimer war es durch rech tzeitige Maßnahmen 
gelungen, eine akute Hungeunot abzuwenden, 
obwohl die Ernten noch nied riger aus8'=fallen 
waren als während der Hungerkrise 1984/85 
(siehe AlB 1·2/1988, S. Sff. ). Im GegensatZ zu 
damals konnte die Entstehung von Hunger· 
lagern dadurch vermieden wnden, daß sich d ie 
Bauern in den Verteilungszen tren jeweils Ra· 
tionen rür einen Monat abholen konnten. Da 
ein ige V~neilu ngszentren gar nich t mehr oder 
nur unter größeren Kosten und unzureichend 
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aus der Luft "ersorgt werden können und die 
Vertreter aushindischCT llilhorganisationcn 
aus den umkämpften Gebieten abgezogen wer· 
den mußten, droht jetzt eine akute Hungers· 
not. 
Bisher wurd~ m~hr als I Mio t Getreide S'=spen· 
det - davon jeweils ein Viertel seitens der 
UdSSR und der USA -, was 80% des Bedarfs 
bis August dJ. decken dürfte. Insg.:samt sind 
deneit noch 6-1 1o.1io Menschen, davon etwa 
die Hälfte in Tigre und Eritrea, "on der lIun· 
gerkrisc bedroht. 

BanBladosch 

Erfolgreicher 
WahlboykoH der Opposition 
Aus den Par1amcnlswahlcn \'om 3. ~län dJ. 
ging die Jatiya·Partei des seit einem Putsch 
1982 amtierenden Prä.identen, des Generals 
Mohamcd Ershad, siegreich hervor. Sic nhidt 
über 3/4 der 300 Parlamentssitze. 
Die wich tipten Oppositionsparteien, darunter 
die Bundnisse um die Awami·Liga und die Na· 

Sao Tome lind Princlpe 

Kurzinformationen 

tionale Panei Bangladeschs sowie ein Zusam· 
menschluß von fünf Linksparteien. hatten zum 
Boykott aufgerufen. Durch mehrere General· 
streiks und Massendemonstrationen hatten sie 
am 6. Dezember 1986 die Auflösung des Par· 
laments en.wu ngcn, in dem die Jatiya·Partei 
1986 durch Wahlfälschungen eine Mehrheit 
errungen hatte. 

Als Garantie fur demokratische Wahlen for· 
derte die Opposition erneut den Rticktrill 
Ershads, was sie jedoch trot7. der Fortsetzung 
der Massenaktionen nicht zu erzwingen ver· 
mochte. T rotz BoykotlS der Oppositionspar­
teien kam es erneut zu massiven Wahlfälschun­
gen, um die Wahl parleiungebundener Kandi· 
daten zu \'erhindern. Zumindest in der l-laupt­
stadt Dhaka gingen kaum Wähler zu den 
Urnen. 
Die Opposition hatte zu einem erfol~ichen 
36stilndigen Generalstreik aufgerufen, den 
Polizei und MiliÜir mit allcr Gewal t lu brechen 
suchten. Dabei kamen mindestens 20 Men· 
schen ums Leben. Hunderte wurden ,-erteIZt. 
Bereits bei Kommunalwahlen im Februar dJ. 
waren faS! 200 Menschen ums Leben gekom· 
men. 

Söldnerinvasion wurde vereitelt 
In der afrikanischen Insdrepublik Sao Tom~ 
und Principe scheitcrte Anfang Märt. d,J. ein 
PulSch\'ersuch. Wie der Präsident des knapp 
1.000 qkm groSen. im Golf "on Guinea gele· 
genen Insdarchipels, Pinto da Costa, in einer 
Rundfunkansprache bekanntgab, hätten die 
Sicherheitskräfte des Landes bei einem hefti· 
gen Feu~rgdecht zwei der Angreifer, die von 
einem nichtidentifiz ierten Schiff vor der Küste 
ausgesetzt und mit Kanu! ans Ufer gepaddelt 
waren, getötet und weitere 36 festgenommen. 

Laut da Costa waren Polizei und Militär auf 
diesen neuerlichcn Oberfall vorbereitet ge. 
wesen, da es am 25. Februar d.J. schon einmal 
einen Putsch"enuch gegeben halte. Für beide 
Aktionen machte die Regierung der ehemali· 
gen portugiesischen Kolonie die oppositionelle 
Nat ionale Widerstandsfront "on Sao Tom~ 
und Principe ( FRI'lSTP) verantwortlich. die 
ihren Sitz in Libreville, der Hauptstadt Ga· 
buns, ha t. Obwohl deren Generalsekretär, 
Quintiliano Loures Amado, eine Beteiligung 
seiner Organisation an den PUt$chversuchen 
offiziell abstritt, ist dennoch davon auszu· 
gehen, daß sich die FRNSTP durch derlei Ak· 
tionen an der fortschreitenden politischen und 
wirtschaftl ichen Dcnabilisierung der Insel· 
republik beteiligt. 
Drei J ahre nach Erlangung der staatlichen Un° 
abhängigkeit von Portugal verkündete der 
I. Parteitag dcr regierenden Befreiungsbewe· 
gung \'on Sao Tom~ und Principe (MLSTP) 
1978 den Aufbau des Sozialismus als strategi· 
sches Ziel. Doch das Erbe des Kolonialismus 
war filr das Land erdruckend: Bis heute stam· 
men ca. 90% der Exporterlöse aus dem Ver· 
kauf \'on Kakao. Ganze 3% der landwirtschaft· 
lich kultivie rten Fläche stehen de r Produktion 
von Erzeugnissen für den Binnenmarkt zur 
Verfügung, während auf 97% des Bodens für 
den Ex port produziert wird. 

Zwar wurden nach der Unabhängigkeit 197:> 
die portugiesischen Großgrundbesitzer enteig· 
net und der Außenhandel staatl icher Kontrolle 
un terworfen. Doch die Ausr ichtung der Land· 

güter auf d ie Monokultur Kakao konnte nicht 
übern'unden werden. Die Inseln müssen des· 
halb 90% ihres Nahrungsmittelbedarfs impor· 
tieren. Während die Imporlpreise stiindig stie· 
gen, sank die Kakaoproduktion allein "wi· 
schen 1973 und 1983 um die Hälfte. Die g.:. 
sunkenen Deviseneinnahmen zogen eine "'ach· 
sende Auslandsverschuldung und steigende 
Ausgaben rur den Schuldendienst nach sich. 
Heute betragcn die Auslandsschulden San 
Tom~s etwa 100 Mio $. was 180% de, Brutto· 
inlandprodukts entspricht. 
Im "ergangenen Jahr unterwarf sich die Regie· 
"mg schließlich dem Diktat des Internatio· 
nalen Währungsfonds (IWF). Dieser verlangte 
als Bedingung rur seine Zusammcnarbeit m it 
dem Insdstaat u.a. eine restriktivere Kredit· 
und Finanzpolitik, drastische Haushaltsein· 
sparungen, d ie "Stabilisierung" des Binnen· 
marktes sowie die " überallsierung" des Elan· 
dels, die Erhöhung der Produktion auf dem 
Kakaosektor und schließlich die Förderung 
priwter Investo ren. Die .... nnahme dieses IWF· 
Rezepts zur "strukturellen Angleichung'· im 
Mai 1987 \'erkomplizierte d ie innenpolitische 
Situation, da es für die Wirtschafts· und Sozial· 
politik Sao Tomeseine " Wende um 180 Grad" 
bedeutete. 
Im Oktober 1987 kündigte d ic Regierung zu· 
dem eine "politische öffnung" an, die u.a . 
auch die Beteiligung bislang oppositioneller 
Kräfte an den Rcgicrungsgeschäften beinhal· 
tete. So wu rde beispiels"'eise im Februar 19&8 
der einst zu 2S J ahren Haft verurteilte ehe· 
malige Gesundheitsmini$ler Carlos da Graca, 
e in Freund des gabunesischen Präsidenten 
Omar Bongo und Gegner eines sozialistischen 
Entwicklungswegs Sao Tom~s, aus seinem Exil 
in Gabun geholt und mit dem Amt des Außen· 
ministe rs bedach t. 
Die von Staatspräsident Pin to da Costa derart 
umgebildete Regierung vereint som it auf der 
Basis eines ""m IWF d iktierten Programms 
politisch seh r unterschiedliche Kräfte . Die In· 
stabilität des Landes wurde durch von auSen 
gesteuerte PUlSchversuche weiter erhöht. 

55 



G 7426 E Postvertriebsstück Zeitungsgebühr bezahlt 
Pahl-Rugensteln Ver1ag, Gottesweg 5000 K61n 51 

Südafrika kämpit 
Die [!!3 berichtet. Nicht nur über 
Spektakuläres und Dramatisches. 
Sondern zuverlässig, gründlich und 
solidarisch. Sie berichtet aus der 
Sicht des unterdrückten Volkes. 
Parteilich und konsequent. 

Die [!!3 steht auf der Seite 
der unjerdrü~kten und 
kämpfenden Völker 
der Welt. 

Coupon aus.schneiden und einsenden an VVG Verlags- und Vertriebsges.m.b.H., Postfach 1(11555,4040 Neuss I 

Die tE können Sie probeJesen: 
14 Tage kosIenlos WJd unverbindlicb.. 
Telefon 02101/590317. 
Oder schicken Sie uns diesen Coupon. 




